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STUDIE IN ZUSAMMENARBEIT – BPD IMMOBILIENENTWICKLUNG UND ILS

Liebe Leser*innen,

Deutschland ist zu einem Einwanderungsland gewor-
den und dies hat erfreulicherweise auch Eingang in den 
gesellschaftlichen Diskurs gefunden.

Als Projekt- und Gebietsentwickler merken wir die-
se gesellschaftliche Veränderung zum Beispiel an der 
Vielfalt unserer Mitarbeiter*innen und auch unserer 
Kund*innen. Der deutschlandweite Diskurs über Mig-
ration thematisiert vor allem Integrationshemmnisse, 
Integrationspflichten oder Diskrimi nierung und oft ist 
dabei von Problemen die Rede. Planen, Bauen und 
Stadtentwicklung bedeutet immer auch den Blick auf 
eine bessere Zukunft. Wir haben uns die Frage gestellt, 
welche Wünsche und Erwartungen bei der großen Ziel-
gruppe der Menschen mit Einwanderungsgeschichte an 
das Wohnen bestehen und welche Potenziale dies für 
Stadtentwicklung bietet – positiv und vorausschauend.

Da es zu diesem Thema wenig Forschung gibt, haben 
wir uns entschlossen, das Institut für Landes- und Stadt-
entwicklungsforschung (ILS) in Dortmund zu beauftra-
gen und gemeinsam mit BPD die vorliegende Studie 
zu erstellen. Basierend auf drei Fallstudien, rund 30 
Expertengesprächen, zwei Expertenworkshops sowie 
einer Auswertung unserer regelmäßig durchgeführten 
Wohnwunschbefragungen haben wir interessante Er-
kenntnisse gewonnen. Ein Fokus bei der Betrachtung 
lag dabei auf türkeistämmigen Migrant*innen als große 
Gruppe mit langer Einwanderungshistorie.

Durch den Rückzug klassischer Industrien aus unseren 
Städten und damit frei werdenden Flächen befassen wir 
uns als Projekt- und Gebietsentwickler häufig mit Quar-
tieren, in denen ein hoher Anteil von Menschen aus 
Einwanderungsfamilien wohnt. Es besteht die Chance, 
auf diesen Flächen neue Wohnformen für vielfältige  
Bedürfnisse und Wohnwünsche zu realisieren.

Die Eigentumsbildung für breite Bevölkerungsgruppen 
zu ermöglichen, gehört mit zur Unternehmenstradition 
von BPD und lässt sich darüber hinaus mit den Ziel-
setzungen kommunaler Wohnungspolitik vereinbaren. 
Mit dieser Studie wollen wir einen Betrag dazu leis-
ten, die Zielgruppe der Einwanderungsfamilien besser  
zu verstehen.

Unser Anspruch ist es, dass Projekte entstehen, die 
Wohnwünsche erfüllen, stadtentwicklungspolitische 
Ziele rund um Integration sowie Vielfalt und soziale 
Durchmischung erreichen. So entstehen nachhaltige 
Quartiere, von denen alle Beteiligten profitieren.

Alexander Heinzmann 
Geschäftsführer BPD Deutschland

Vorwort

Alexander Heinzmann | Geschäftsführer BPD Deutschland
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PERSPEKTIVEN UND WOHNWÜNSCHE VON MENSCHEN AUS EINWANDERUNGSFAMILIEN AUF DEM DEUTSCHEN WOHNUNGSMARKT 

Deutschland ist ein Einwanderungsland – und viele Menschen  

aus Einwanderungs familien leben inzwischen lange hier.

Menschen aus Einwanderungs familien sind eine große und vielfältige  
Gruppe – im Mittel aber jünger, ärmer, städtischer,  
familienorientierter und optimistischer als die übrige Bevölkerung.

1
2



4
3

Ic
o

ns
©

fla
ti

co
n.

co
m

STUDIE IN ZUSAMMENARBEIT – BPD IMMOBILIENENTWICKLUNG UND ILS

Trotz der im Mittel niedrigeren finanziellen Möglichkeiten ist die Eigentumsneigung 
hoch – aufgrund von wirtschaftlichem und sozialem Aufstieg, Querfinanzierungen 
innerhalb der Familie und Diskriminierung auf dem Mietwohnungsmarkt.

Den Migrationsdiskurs bestimmen v. a. Begriffe wie Integrationspflichten, Diskriminierung 

und Mischungsideal – wir wollen fragen, was die Zielgruppe selbst will.

?
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Unterschiede bei Standortwahl, Wohnungsgrößen und Eigentumsneigung  

erklären sich weitgehend durch die andere demographische und ökonomische  
Zusammensetzung von Menschen aus Einwanderungsfamilien.

Bei Architektursprache, Freiflächennutzung, Grundrissen und gewünschter  

Sozialstruktur im Umfeld finden wir jedoch leichte Unterschiede – ohne dass  

deshalb ein migrantenspezifisches Bauen gewünscht wird.
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Wohneigentumsbildung von Migrant*innen wird grundsätzlich sehr positiv  
beurteilt, in schwierigen Lagen gibt es spezifische Herausforderungen rund um  

soziale Mischung, Gentrifizierung und Eigentümerstrukturen.

Idealerweise sind neue Wohnbauprojekte ein Triple-Win: 
→ Sie realisieren Wohnwünsche, 
→ tragen zur gemeinwohlorientierten Stadtentwicklung bei und 
→ sind wirtschaftlich erfolgreich.

€

Wohneigentum  

für alle!
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Zusammenfassung | Summary

Die Bundesrepublik Deutschland ist seit Jahrzenten 
durch Zuwanderung geprägt. Aktuell besitzt über ein 
Viertel der Bevölkerung eine Zuwanderungsgeschichte, 
in einigen Stadtlagen bilden sie längst die Mehrheit. 
Dabei ist die Gruppe der Zugewanderten hinsichtlich 
der Herkunftskontexte, Migrationsmotive und sozia-
len Lagen sehr divers: von hochqualifizierten Arbeit-
nehmer*innen bis zu Personen in sozial prekärer Lage, 
Aussiedler*innen, EU-Zuwanderer*innen, internatio-
nale Studierende, Geflüchtete. Auch die Familien der 
Gastarbeiter*innen, die in den 1960er und 1970er Jah-
ren vor allem in die Industriestädte der Bundesrepublik 
migriert sind, zählen hierzu. Sie leben inzwischen in der 
dritten Generation in Deutschland und sind ein fester 
Bestandteil der deutschen Gesellschaft und vielfach 
auch ökonomisch erfolgreich. 

Statistisch gesehen leben die etablierten Migrant*in-
nengruppen weiterhin in schlechteren Lagen, kleineren 
Wohnungen und zahlen höhere Quadratmeterpreise 
als deutsche Vergleichsgruppen ohne internationale 
Geschichte. Begründet wird dies neben diskriminie-
renden Praktiken auf dem Wohnungsmarkt vor allem 
mit der durchschnittlich schlechteren finanziellen Aus-
stattung von Einwanderungsfamilien. Demgegenüber 
steht jedoch die große Spannweite hinsichtlich der so-
zioökonomischen Lage der Migrant*innenhaushalte in 
Deutschland: Die Gruppe der finanziell erfolgreichen 
Migrant*innenhaushalte nimmt im Zeitverlauf deutlich 
zu und wird in den nächsten Jahren aufgrund der De-
mographie dieser Gruppe – sie sind im Schnitt jünger 
und kinderreicher – weiter wachsen. 

Dennoch wird bei der Thematik der Wohnraumver-
sorgung und -bedarfe von Zugewanderten zuerst die 
Gruppe der besonders sozial benachteiligten Mig-
rant*innen in den Fokus gerückt. So ist der Diskurs oft-
mals durch eine Defizitperspektive auf Haushalte mit 
internationaler Geschichte geprägt. Dies äußert sich  
z. B. in Mischungsidealen, die negative Effekte einer 

Konzentration von Migrant*innen in einzelnen Stadt-
lagen herausstellen. Erfolgreiche Migrant*innenhaus-
halte, die bereits länger in Deutschland leben, werden 
hingegen meist nicht als gesonderte Zielgruppe mit 
spezifischen Bedarfen betrachtet, was eher auf ein As-
similierungsideal in der Integrationspolitik hindeutet. 
Auch die in Deutschland tätige Wohnungs- und Im-
mobilienwirtschaft hat sich den möglicherweise spezifi-
schen wohnräumlichen Bedarfen und Wünschen dieser 
Gruppe wenig zugewandt. 

Dabei entwickeln sich migrantische Mittelschichtshaus-
halte zunehmend zu einer attraktiven Zielgruppe für 
das Wohnungsneubausegment und die Eigentumsbil-
dung von Migrant*innenhaushalten wird von der Politik 
durchaus als Ziel erfolgreicher Integration formuliert. 
Inwieweit jedoch spezifische Wohnwünsche hinsicht-
lich der Wohnlagen, Bauweisen, Architektursprachen, 
Grundrisse, Ausstattungen, Freiflächennutzung und 
Nachbarschaftskomposition existieren, die sich von 
den Ansprüchen von Haushalten ohne internationale 
Geschichte unterscheiden, ist bisher kaum erforscht. 
Hier liefert diese Studie erste Antworten. Durch eine 
Fokussierung auf die Gruppe der türkeistämmigen Mi-
grant*innen konnte die Frage nach etwaigen religiösen 
Besonderheiten muslimischer Migrant*innen insgesamt 
untersucht werden – eine Frage, die angesichts zuneh-
mender Zuwanderung aus arabischen und nordafrikani-
schen Ländern auch für die Zukunft relevant bleibt. 

Wir konnten festellen, dass durchaus kulturell begrün-
dete spezifische Ansprüche an den Wohnraum existie-
ren. Durch Anpassungen und Flexibilisierungen in der 
Angebotsplanung von Neubauvorhaben können auch 
die Bedarfe migrantischer Mittelschichtshaushalte bes-
ser berücksichtigt werden, sodass attraktiver Wohn-
raum für diese Gruppe entstehen und das integrative 
Potenzial der Eigentumsbildung voll ausgeschöpft  
werden kann.

1
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Immigration has been playing a significant role in Ger-
many for decades. Today, over a quarter of the coun-
try‘s population has an immigration-based background, 
and in areas of some German cities they have long 
constituted the majority. This immigrant population is 
very diverse in terms of country of origin, motive for 
coming to Germany, and social situation - from highly 
qualified and employable workers to people in socially 
precarious situations, from citizens of other EU count-
ries enjoying freedom of movement to immigrants with 
German ancestry, from international students to war 
refugees. This large immigrant population also inclu-
des the children and grandchildren of the many „guest 
workers“ who immigrated to Germany in the 1960s and 
1970s, particularly in the major industrial cities. These 
families, now largely in their third generation in Germa-
ny, are an integral part of German society and are often 
also economically successful. 

From a statistical standpoint, however, these establis-
hed immigrant groups continue to live in poorer loca-
tions and smaller apartments, paying average higher 
rents per square metre than their German counterparts 
without an immigration background. In addition to di-
scriminatory practices on the housing market, this is in 
large part attributable to the more limited financial re-
sources of immigrant families on average. At the same 
time, it must be recognised that the socio-economic 
position of immigration-based households in Germany 
covers a broad range. Moreover, the proportion of im-
migration-based households which are financially suc-
cessful has been increasing significantly over time and 
will continue to rise over the next few years because 
of the demographics of this group: they are, on ave-
rage, younger than the general average, and they have  
more children. 

Despite all of this, as discussions arise in Germany ab-
out housing supply and the needs of immigrants, it 
is invariably the socially disadvantaged ones who are 
at the centre of such discussions. Thus, these discus-
sions are guided by a very incomplete perspective 
on the full range of immigration-based households In 

Germany. This is expressed, for example, in ideals of 
integration aimed at reversing the negative effects of 
highly concentrated immigrant communities in certain 
urban areas. Successful immigration-based households 
that have been living in Germany for a longer period, 
on the other hand, are usually not well understood as 
a distinct group with specific needs, which is more in-
dicative of an ideal of assimilation in integration policy. 
The German real estate industry and others involved in 
the development of new housing have thus paid little 
attention to the particular residential needs and wishes 
of this group as these might differ from others. 

Middle-class households with an immigrant back-
ground are increasingly becoming an attractive target 
group for the new housing segment, and home ow-
nership by immigration-based households is, from a 
governmental or sociological perspective, certainly 
among the desired criteria for successful integration. 
There has likewise been virtually no research to date 
on the extent to which the specific living requirements 
of these immigration-based households – in terms of 
preferred locations, construction methods, architectu-
ral styles, floor plans, furnishings, use of open spaces 
and neighbourhood compositions – might differ from 
non-immigrant German households. This study aims to 
provide some initial answers. By focusing on immigrati-
on-based German households of Turkish origin, conclu-
sions regarding housing preferences related to religion 
might potentially be extended more broadly to other 
immigrant households of Muslim origin, a question that 
will remain relevant in view of increasing immigration 
from Arab and North African countries. 

Our conclusion is that there are indeed specific, cultu-
rally based needs that determine housing preferences. 
The needs of middle-class households with immigrant 
backgrounds might also be better accommodated by 
adapting new construction projects and making their 
supply planning more flexible, so that appealing living 
spaces may be created or adapted with these target 
groups in mind and the integrative potential of proper-
ty ownership expanded.
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1. Einleitung
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Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten zu  
einem Einwanderungsland entwickelt, in dem inzwi-
schen 26 % der Bevölkerung, d. h. 21,2 Millionen Men-
schen (2019), einen Migrationshintergrund aufweisen. 
Insbesondere durch Fluchtzuwanderung und Arbeits-
migration aus dem EU-Ausland hält dieser Trend auch 
aktuell weiterhin an.1 Im Jahr 2019 lag der Saldo der 
Zuwanderung aus dem Ausland bei rund 327.000 
Menschen, die insbesondere in die (größeren) Städ-
te erfolgt. Hier sind die Anteile von Personen mit Mi-
grationshintergrund meist doppelt so hoch; in vielen 
Stadtquartieren bilden sie längst die Mehrheit. Aller-
dings verbergen sich hinter dem Begriff Migrationshin-
tergrund Menschen ganz unterschiedlicher Herkunft, 
sozialer Lagen und Lebensstile: von hochqualifizierten 
Arbeitnehmer*innen bis zu Personen in sozial prekä-
rer Lage, Gastarbeiter*innen und ihre Nachkommen in 
zweiter und dritter Generation, Aussiedler*innen, EU-
Zugewanderte, Geflüchtete, um nur einige Gruppen 
zu nennen. In den letzten Jahren dominierte dabei der 
Diskurs über Wohnraumversorgung und Integration 
von Geflüchteten. Dieser Blick soll mit der vorliegenden 
Studie wieder etwas geweitet werden.

Personen aus Einwanderungsfamilien unterliegen dabei 
ganz unterschiedlichen Präferenzen und Möglichkeiten 
der Wohnungsversorgung. Ist die Wohnung zugewie-
sen, den prekären finanziellen Möglichkeiten oder der 
Nähe zu Verwandten oder Angehörigen der Herkunfts-
nation und ihrer Netzwerke geschuldet? Ist sie nur vo-
rübergehend oder auf längere Dauer angelegt? Hinzu 
kommen Einschränkungen bei der Zugänglichkeit zum 
Wohnungsmarkt: Das betrifft schlechtere Möglichkei-
ten bei der Wohnungsvergabe aufgrund von fehlenden 
Netzwerken, sprachlichen Defiziten und damit verbun-
denen geringeren Kenntnissen über lokale Wohnungs-

märkte, Suchstrategien und Vermietungspraktiken oder 
mittelbare und unmittelbare Diskriminierung. Im Falle 
der Wohneigentumsbildung betrifft das unter Umstän-
den auch den schlechteren Zugang zu Bankkrediten. 
Dies führt insgesamt dazu, dass Menschen aus Einwan-
derungsfamilien unter deutlich schlechteren Bedingun-
gen wohnen. Das betrifft statistisch betrachtet die Lage 
und Ausstattung der Wohnungen sowie die Wohnungs-
größe und Mietpreise, aber auch den geringeren Anteil 
an der Wohneigentumsbildung. 

Gleichzeitig wächst die Gruppe der Migrant*innen in 
Deutschland kontinuierlich und viele sind auch öko-
nomisch erfolgreich. So rückt die Gruppe der mig-
rantischen Mittelschicht, die in der finanziellen Lage 
ist, Wohneigentum zu realisieren, auch für Immobilien-
entwickelnde verstärkt in den Fokus. Gerade bei Neu-
bau in migrationsgeprägten Innenstadtvierteln oder 
Eigentumsbildung für Schwellenhaushalte darf es für 
Immobilienentwickelnde aber nicht nur um eine rein  
betriebswirtschaftliche Sichtweise gehen. Denn als Ak-
teur der Stadtentwicklung bewegen diese sich stets 
auch in einem Spannungsfeld zwischen Kundenwün-
schen und unterschiedlichen politischen Diskursen zum 
Thema Migration und Integration.

Zielsetzung des Projektes ist es deshalb, die Wohn-
situation von Personen aus Einwanderungsfamilien 
in Deutschland, ihre Wohnwünsche und -präferenzen 
sowie ihre Zugänge und Zugangsbarrieren zum Woh-
nungsmarkt genauer zu untersuchen. Dabei sollen 
insbesondere die Wünsche und Möglichkeiten der 
Wohneigentumsbildung und ihrer Potenziale in den 
Mittelpunkt gestellt werden. Interessant ist dabei ins-
besondere die Betrachtung von Schwellenhaushalten, 
die dazu finanziell in der Lage sein könnten.

1  Im Jahr 2020 kam es aufgrund der Corona-Pandemie und den damit einhergehenden Beschränkungen zu einem deutlichen,  
jedoch voraussichtlich temporären Rückgang der Zuwanderung.

Seit 15 Jahren erhebt das Statistische Bundesamt in verschiedenen 
Statistiken den so genannten Migrationshintergrund. Damit sollen 
Daten über die Nachkommen von Zugewanderten erfasst werden. 
Der Begriff Migrationshintergrund steht zunehmend in der Kritik. Der 
Mediendienst Integration (https://mediendienst-integration.de/arti-
kel/alternativen-zum-migrationshintergrund.html vom 20.4.2020) hat 
in seinem Infopapier Alternativen zum Migrationshintergrund vorge-
schlagen. Es sollte eher von Menschen aus Einwanderungs familien, 

oder auch Menschen mit internationaler Geschichte wie auch von 
Eingewanderten und ihren Nachkommen gesprochen werden. Im 
Folgenden sollen statt Migrationshintergrund die weniger abstrakten 
Alternativen gebraucht werden (s. a. Die Bundesregierung, 2020: Ge-
meinsam die Einwanderungsgesellschaft gestalten. Bericht der Fach-
kommission der Bundesregierung zu den Rahmenbedingungen der 
Integrationsfähigkeit, S. 15).
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Folgende Forschungsfragen stehen hier im Vordergrund:

  Wie ist die Wohnungslage und Wohnungs ver-
sorgung im Vergleich zur nicht-migrantischen  
Bevölkerung?

   Gibt es spezifische Wohnbedarfe von Personen  
aus Einwanderungsfamilien?

  Welche Wohnwünsche bezogen auf die Art der 
Wohnung und den Wohnstandort bestehen?

  Welche Wohnstandorte bezogen auf die räumliche 
Lage (Innenstadt, Stadtrand), der städtebaulichen 
Strukturen und der ethnischen bzw. sozialen  
Bevölkerungszusammensetzung werden präferiert?

  Wie sind die Zugänge zum Wohnungsmarkt?  
Welche Hemmnisse bestehen und gibt es  
Diskriminierungserfahrungen?

  Wie groß ist die Bereitschaft zur Eigentums-
bildung und wie sind die finanziellen Realisierungs-
möglichkeiten?

  Welche Potenziale bestehen durch die Wohn-
eigentumsbildung bei der individuellen gesell-
schaftlichen Integration sowie der Stabilisierung 
von benachteiligten Quartieren?

Zielsetzung ist es dabei, möglichst differenziert die 
Gruppe der Menschen aus Einwanderungsfamilien zu 
betrachten, aber auch gemeinsame Spezifika von Teil-
gruppen für die zielgerichtete Ansprache zur Woh-
nungsversorgung zu identifizieren. Dahinter steht die 
zentrale Frage der Untersuchung:

  Wie können Wohnungsanbietende und Wohnim-
mobilienentwickelnde die Wohnungsversorgung 
und Ansprache von Menschen aus Einwanderungs-
familien im Mietwohnungssektor und im Bereich der 
Wohneigentumsbildung fördern? 

Über eine Auswertung des Zensus (2011) und Mikro-
zensus (2018) wird die aktuelle Wohnsituation von Mig-
rant*innen in Deutschland und den Fallstudiengebieten 
nachgezeichnet. Die Unterschiede zwischen migranti-
scher und nicht-migrantischer Bevölkerung im Hinblick 
auf die Haushaltsstrukturen, Wohnkosten, Wohnlagen 
und der Qualität des Wohnraums sowie der Wohnwün-
sche und Präferenzen zur Eigentumsbildung werden 
herausgearbeitet (Kap.1.2).

In einem kurzen Exkurs wird die Diskussion um mig-
rantisches Bauen in den Niederlanden dargestellt und 
das Vorzeigeprojekt „Le Medi“ exemplarisch vorge-
stellt (Kap. 1.5). 

Die oben angesprochenen Untersuchungsfragen wer-
den im Rahmen von drei Fallstudien (Augsburg, Dort-
mund und Hannover) insbesondere qualitativ vertieft. 
Dabei setzen wir einfachere Wohnquartiere mit einem 
hohen Anteil von Personen aus Einwanderungsfamilien 
in den Fokus, um deren Wohnsituation und mögliche 
Wohnstandortveränderungen und Wohnwünsche nä-
her zu untersuchen. Interessant ist dabei die Abwägung 
zwischen der Standortverbundenheit mit dem bisheri-
gen Wohnstandort aufgrund enger Bindungen zur Fa-
milie und Herkunftsgruppe und den Wegzugsabsichten 
und -möglichkeiten. Gerade die Frage der Präferenzen 
und Möglichkeiten der Wohneigentumsbildung am bis-
herigen Standort oder die bewusste Entscheidung für 
einen anderen Standort bilden hier einen wichtigen As-
pekt des Erkenntnisinteresses (Kap. 2).

In den drei Fallstudienstädten wird zusätzlich der Dis-
kurs um ethnische Segregation und die Bewertung 
der Eigentumsbildung von Migrant*innenhaushalten 
aufgearbeitet. Die kommunalen Integrationspolitiken 
werden im Hinblick auf die Wohnraumversorgung von 
Migrant*innen diskutiert. Durch Interviews mit städti-
schen, zivilgesellschaftlichen und privatwirtschaftlichen 
Akteuren werden die Probleme auf dem lokalen Woh-
nungsmarkt eruiert. Durch Interviews mit migrantischen 
Haushalten, die bereits Eigentum gebildet haben oder 
kurz davorstehen, werden Defizite in der Ansprache 
der Wohnungsunternehmen sowie Diskriminierungs-
erfahrungen und Wohnpräferenzen genauer ergrün-
det. Wohnungs- und Immobilienunternehmen, die sich 
auf migrantische Mieter*innen und Eigentümer*innen 
spezialisiert haben, werden nach ihren Strategien und 
Erfahrungen mit Migrant*innen als besondere Bedarfs-
gruppe auf dem Wohnungsmarkt befragt.

Die Auswertung der BPD-Wohnwunschbefragung, 
einer bundesweiten Telefonumfrage sowie analoger 
Fokusbefragungen in drei Fallstudienstädten soll zu-
dem Rückschlüsse auf besondere migrantische Wohn-
wünsche und -präferenzen liefern (Kap. 2.5).
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Ergänzend zu diesem Mixed-Methods-Designansatz 
wurden in projektbegleitenden Expert*innenwork-
shops zudem der wissenschaftliche Stand zu Beginn 
des Forschungsprojekts gespiegelt und anhand von 
Beispielprojekten aus den Niederlanden die Mög-
lichkeiten einer migrationssensiblen Architektur und 
Grundrissgestaltung zur besseren Wohnraumver-
sorgung für migrantische Bevölkerungsteile zur Dis-
kussion gestellt. Weiterhin konnten hier Konfliktlinien 
herausgearbeitet werden, die sich insbesondere in 

Deutschland zwischen integrationspolitischen Vor-
stellungen, (ethnisch und sozialen) Mischungsidealen 
und Wohnwünschen der Zielgruppen selbst entzün-
den. Auch die Potenziale migrantischer Architektur 
als symbolische Repräsentanz migrantischer Lebens-
welten wurden hier kritisch diskutiert. Nach Abschluss 
der Feldphase wurden die Ergebnisse der Empirie in 
einem weiteren Workshop mit Wohnungsmarkt- und  
Migrationsexpert*innen diskutiert.

iS
to

ck
©

m
ix

et
to

6STUDIE IN ZUSAMMENARBEIT – BPD IMMOBILIENENTWICKLUNG UND ILS



iS
to

ck
©

So
ut

h_
ag

en
cy

7 PERSPEKTIVEN UND WOHNWÜNSCHE VON MENSCHEN AUS EINWANDERUNGSFAMILIEN AUF DEM DEUTSCHEN WOHNUNGSMARKT 



iS
to

ck
©

p
ea

kS
TO

C
K

8STUDIE IN ZUSAMMENARBEIT – BPD IMMOBILIENENTWICKLUNG UND ILS

KAPITEL 1 

Forschungs- und  
Diskussionsstand



1.1.1 Migration nach Deutschland nach 1945

Deutschland ist ein Einwanderungsland. De facto ist 
Deutschland seit den 1960er Jahren von internationaler 
Zuwanderung geprägt und mit dem Inkrafttreten des 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes am 01.03.2020 trägt 
nun auch die Gesetzgebung nach langen und durchaus 
kontrovers geführten Diskussionen dem Umstand Rech-
nung, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes lebten 
2018 etwa 82 Millionen Menschen in der Bundesrepu-
blik Deutschland, von denen 20,8 Millionen statistisch 
als Migrant*innen geführt werden. So besaßen knapp  
9,9 Millionen Menschen in Deutschland eine nicht-
deutsche Staatsbürgerschaft und etwa 10,9 Millionen 
deutsche Staatsbürger haben einen Migrationshinter-
grund nach der Definition des Statistischen Bundesam-
tes (Statistisches Bundesamt 2019a). Dahinter verber-
gen sich Menschen ganz unterschiedlicher Herkunft. 
Sie stehen für verschiedene Migrationsphasen, welche 
die Be völkerungsentwicklung in Deutschland nach dem 
Zweiten Weltkrieg maßgeblich geprägt haben.

Die umfangreichste Phase deutscher Migrationsge-
schichte stellt der Zuzug von Menschen dar, die im 
Rahmen des Anwerbeabkommens zwischen der BRD 
und Ländern wie Italien, Spanien und der Türkei zwi-
schen 1955 und 1968 nach Deutschland migrierten.  
14 Millionen dieser sogenannten „Gastarbeiter*innen“ 
unterstützten die Bundesrepublik beim Ausbau der in-
dustriellen Produktion und kehrten nach dem Anwer-
bestopp 1973 größtenteils in ihre Heimatländer zurück. 
Knapp 3 Millionen Gastarbeiter*innen blieben jedoch, 
darunter vor allem Menschen aus der Türkei, Italien und 
und dem (ehemaligen) Jugoslawien. Parallel dazu er-
folgte auch in der DDR ab Mitte der 1960er Jahre die 
verstärkte Anwerbung nicht-deutscher Arbeiter*innen, 
um dem Arbeitskräftemangel entgegenzuwirken. 1989 
lebten etwa 94.000 „Vertragsarbeiter*innen“ auf dem 
Gebiet der DDR, die meisten dieser Menschen kamen 
aus Vietnam, Mosambik und Polen (Bade et al. 2010). 

Eine weitere bedeutsame Gruppe sind die Aussied-
ler*innen bzw. Spätaussiedler*innen. Insgesamt wurden 
seit 1950 über 4,5 Millionen Personen dieser Gruppe in 
Westdeutschland bzw. der wiedervereinigten Bundes-

republik Deutschland aufgenommen. Die Kategorie der 
(Spät-)Aussiedler*innen beschreibt Menschen aus ost-
europäischen Ländern bzw. der ehemaligen Sowjetuni-
on, während des Kalten Krieges in kommunistisch re-
gierten Ländern lebten, dort als deutsche Staatsbürger 
angesehen wurden und sich selbst so identifizierten. 
Die Sonderrolle dieser Migrant*innengruppe wurde 
auch durch eine privilegierte Behandlung hinsichtlich 
der Aufnahmeregelungen und Integrationshilfen durch 
den deutschen Staat deutlich (Panagiotidis 2018).

Ende der 1980er Jahre und nach der Wiedervereini-
gung stieg die Zahl der Asylsuchenden in Deutsch-
land: Über 430.000 Menschen beantragten im Jahr 
1992 Asyl, die meisten aus Ost- und Südeuropa. Nach 
Verabschiedung des Asylkompromisses, welcher maß-
gebliche Einschränkungen im Asylrecht beinhaltete, 
sank die Zahl der Asylbewerber*innen erheblich und 
erreichte im Jahr 2007 einen Tiefstand von etwa 20.000  
(BAMF 2020a: 58).

Insbesondere in Folge der EU-Osterweiterungen 2004 
(Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Estland, Un-
garn, Lettland, Litauen, Malta und Zypern) und 2007 
(Bulgarien, Rumänien) bzw. mit dem Inkrafttreten der 
Personenfreizügigkeit 2011 und 2014 stieg auch die 
Zuwanderung aus diesen Regionen nach Deutschland 
deutlich an (BAMF 2020a: 50 ff.).

Ab dem Jahr 2010 kam es zudem zu einem erneuten und 
kontinuierlichen Anstieg der Asylgesuche in Deutsch-
land, welche in der sogenannten Flüchtlings krise 2015 
ihren Höhepunkt fanden. Weit über eine Million Men-
schen suchten Schutz vor Krieg und Verfolgung, vie-
le davon aus Syrien, Irak und Afghanistan. Zwischen 
Ende 2014 und Ende 2016 stieg die Zahl der Schutz-
suchenden in Deutschland von 751.405 auf 1.602.590  
an (BAMF 2020a: 85 ff.; BPB 2018).

Die nachfolgend dargestellte Wanderungsbilanz der 
Bundesrepublik Deutschland (Abb. 01) zeigt ein-
drucksvoll, wie die deutsche Nachkriegsgeschichte 
von Zuwanderung geprägt ist. Lediglich in einigen we-
nigen Jahren, die von wirtschaftlichen Krisen gezeich-
net waren, dominierte der Fortzug aus Deutschland  
die Wanderungsbilanz. 
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ABBILDUNG 01 – WANDERUNGSBILANZ FÜR DEUTSCHLAND 1950 BIS 2018

Quelle: Eigene Darstellung; Daten: Statistisches Bundesamt 2019b
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ABBILDUNG 02 –  ZEHN HÄUFIGSTE HERKUNFTSLÄNDER VON MIGRANT*INNEN, 2018

Quelle:  Eigene Darstellung; Daten: Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BiB) 2020,  
Statistisches Bundesamt, Mikrozensus, Ausländerzentralregister, Berechnung: BiB
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Aktuell leben fast elf Millionen Menschen mit nicht-
deutscher Staatsangehörigkeit in Deutschland. Fast 
fünf Millionen sind Staatsangehörige eines der EU-
28-Staaten. Die größte Herkunftsnation außerhalb der 
EU ist die Türkei. Aktuell leben etwa 1,5 Millionen tür-
kische Staatsbürger*innen in Deutschland (Statistisches 
Bundesamt 2019a). Im Jahr 2018 entsprach dies etwa 
13,5 % aller nicht-deutschen Staatsbürger*innen in 
Deutschland (Abb. 02). Auch bei der Betrachtung der 
deutschen Bevölkerung aus Einwanderungsfamilien bil-
den Menschen mit türkischen Wurzeln die größte Grup-
pe. Die zahlenmäßig zweitgrößte Gruppe, sowohl in Be-
zug auf nicht-deutsche Staatsbürger*innen als auch bei 
Deutschen aus Einwanderungsfamilien, sind Menschen 
polnischer Herkunft. Im Vergleich der Nationalitäten 
der Menschen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit 
und Menschen mit internationaler Geschichte spiegeln 
sich die Phasen der Zuwanderung nach Deutschland 
wider. So fällt auf, dass die Gruppe der Syrer*innen als 
jüngste (große) Zuwanderungsgruppe einen bedeu-
tenden Teil der nicht-deutschen Staatsbürger*innen 
in Deutschland ausmachen (6,8 %). Demgegenüber 
erscheint ihr Anteil unter den Deutschen aus Einwan-

derungsfamilien mit etwa 4 % als vergleichsweise ge-
ring. Werden die nicht-deutschen Staatsbürger*innen 
und Deutsche aus Einwanderungsfamilien zusammen-
gefasst, leben derzeit 20,8 Millionen Migrant*innen in 
Deutschland (Statistisches Bundesamt 2019c). Die 2,769 
Millionen Türkeistämmigen bilden die größte Gruppe. 
Darauf folgen die Herkunftsländer Polen (2,253 Mio.), 
Russische Föderation (1,366 Mio.), Kasachstan (1,252 
Mio.), Rumänien (0,965 Mio.), Italien (0,868 Mio.), Syrien 
(0,813 Mio.), Griechenland (0,467 Mio.), Kosovo (0,463 
Mio.), Bosnien & Herzegowina (0,415 Mio.) und Bulga-
rien (0,306 Mio.) (ebd.).

Hinsichtlich der Altersstruktur der Migrant*innen in 
Deutschland zeigen sich deutliche Differenzen zur seit 
Langem ansässigen Bevölkerung. Die nachfolgende 
Darstellung der Alterspyramiden veranschaulicht dies 
(Abb. 03). Hier wird deutlich, dass Migrant*innen in 
den jungen Kohorten über- und in den alten Kohorten 
unterdurchschnittlich vertreten sind. Die migrantische 
Bevölkerung ist also wesentlich jünger als die seit Lan-
gem ansässige und wird aufgrund der vergleichsweise 
höheren Kinderzahlen weiter wachsen.

ABBILDUNG 03 –  BEVÖLKERUNG IN PRIVATHAUSHALTEN NACH GESCHLECHT,  
MIGRATIONSSTATUS UND ALTER, 2019

Quelle: Eigene Darstellung; Daten: Gemäß Definition Statistisches Bundesamt (Destatis), 2020
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1.1.2  Migrant*innen, Menschen mit nicht- 
deutscher Staatsangehörigkeit und  
Deutsche aus Einwanderungsfamilien –  
eine Begriffsklärung

Die Verwendung der Begriffe Migrant*innen und Deut-
sche aus Einwanderungsfamilien sind in der deutschen 
Debatte oftmals unscharf. So umfasst der Begriff der 
Migrant*innen sowohl Menschen mit nicht-deutscher 
Staatsangehörigkeit als auch weitere Menschen aus 
Einwanderungsfamilien und beschreibt damit die Ge-
samtgruppe der Menschen mit persönlicher oder fa-
miliärer Zuwanderungsgeschichte. Während Menschen 
mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit und Deutsche 
aufgrund der Staatsangehörigkeit eindeutig zuorden-
bar sind, gestaltet sich die Erfassung der Deutschen mit 
internationaler Geschichte schwieriger. Hier wird neben 
der persönlichen Migrationserfahrung auch die Migrati-
onsgeschichte der Elterngeneration berücksichtigt. Da-
bei weichen die Definitionen, welchem Personenkreis 
ein sogenannter Migrationshintergrund zugerechnet 
wird, je nach statistischer Datenlage voneinander ab 
(VDSt 2013). Laut der Definition des Statistischen Bun-
desamtes im Mikrozensus (ab 2017) heißt es: „Eine Per-
son hat einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst 
oder mindestens ein Elternteil die deutsche Staatsan-
gehörigkeit nicht durch Geburt besitzt“ (Statistisches 
Bundesamt 2019c: 4). Diese Definition ist zwar nicht kri-
tikfrei, da der Begriff des Migrationshintergrundes hier 
ethnisiert betrachtet wird, also die familiäre Abstam-
mung auch ohne eigene Migrationserfahrung einen Mi-
grationshintergrund determiniert und diese Definition 
dadurch „keinen Raum für ein vielfältiges Deutschsein 
[lässt], weil es Deutsche mit deutschen Vorfahren zur 
Referenzkategorie und damit zur Norm macht“ (Will 
2018: 2). Gleichwohl bietet diese Definition einen ein-
heitlichen Rahmen für die quantitativen Auswertun-
gen in dieser Studie, da sich neben dem Mikrozensus 
auch das Modell der Migrant*innenmilieus von SINUS 
und vhw – Bundesverband für Wohnen und Stadtent-
wicklung e. V. sowie die in diesem Forschungsvorhaben 
durchgeführte Telefonbefragung an dieser Definition 
des Statistischen Bundesamtes orientieren. Für unsere 
Untersuchung verwenden wir im Folgenden in Anleh-
nung an die Alternativen der im Infobrief Integration 
aufgezeigten Begriffe: Menschen aus Einwanderungs-
familien, Menschen mit internationaler Geschichte oder 
Eingewanderte und ihre Nachkommen, vor allem, um 

den abstrakten Begriff Migrationshintergrund zu ver-
meiden, es sei denn, es handelt sich um die Wieder-
gabe von Statistiken mit diesem Konzept.

Kritisch ist weiterhin zu betrachten, dass ein zugeschrie-
bener Migrationshintergrund einen wesentlichen Ein-
fluss auf die Diskriminierungserfahrung einer Person 
hat, auch wenn sie statistisch als Deutsch (ohne Mig-
rationshintergrund bzw. ohne internationale Geschich-
te) geführt wird. So gibt es sowohl weiße Personen mit 
als auch nicht-weiße ‚People of Colour‘ (PoC) ohne 
internationale Geschichte. Zweitgenannte bleiben in 
Deutschland statistisch verdeckt (und können folglich 
in statistischen Analysen und Auswertungen nicht be-
rücksichtigt werden), auch wenn zahlreiche qualitative 
Untersuchungen Diskriminierungserfahrungen dieser 
Gruppe zum Beispiel auf dem Wohnungsmarkt belegen 
(s. Kap. 1.2.2).

1.1.3  Die Pluralisierung migrantischer Lebensstile 
in der Stadtgesellschaft

Die Vielfalt der migrantischen Bevölkerung Deutsch-
lands wird auch bei einer Betrachtung der Religionszu-
gehörigkeiten der hier lebenden Menschen deutlich. 
Für das Jahr 2015 weist die Bertelsmann Stiftung für die 
einzelnen Glaubensgemeinschaften folgende Vertei-
lung in der Gesamtbevölkerung aus: Katholisch: 29,3 %;  
Evangelisch: 27,8 %; Orthodox: 1,7 %; Islam: 4,9 %;  
Judentum: 0,12 %. Etwa 36 % der Bevölkerung sind 
konfessionslos. Eine Betrachtung der Migrant*innen 
zeigt hingegen, dass knapp über ein Drittel der Men-
schen mit Migrationshintergrund, im Sinne des Sta-
tistischen Bundesamtes, dem Islam zugerechnet wird  
(36,1 %). Muslime sind ebenso wie Orthodoxe (6,5 %) 
und Juden (0,5 %) in der Gruppe der Migrant*innen 
häufiger vertreten als in der seit Langem ansässigen 
Bevölkerung. Dennoch ist auch in dieser Gruppe der 
christliche Glaube insgesamt (katholisch: 29 %, evange-
lisch: 15,9 %, orthodox: 6,5 %) deutlich weiter verbreitet 
als der muslimische (El-Menouar/Kösemen 2016). Hin-
sichtlich ihrer Glaubensrichtungen zeigt sich die Grup-
pe der Migrant*innen also noch heterogener als die 
Gruppe der seit Langem Ansässigen.

Auch bei der ökonomischen Ausstattung zeigen sich 
deutliche Differenzen sowohl zwischen den Migrant*in-
nen und der übrigen Bevölkerung als auch innerhalb der 
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Migrant*innengruppen: Haushalte mit internationaler 
Geschichte haben durchschnittlich niedrigere Bildungs-
abschlüsse, niedrigere Einkommen und beziehen häu-
figer staatliche Transferleistungen zur Lebens sicherung 
als Haushalte ohne internationale Geschichte. So lag 
die Erwerbslosenquote im Jahr 2017 bei Deutschen 
bei etwa 3 %, bei Menschen aus Einwanderungsfami-
lien waren es 6,5 % und bei Personen mit nicht-deut-
scher Staatsangehörigkeit sogar ca. 8 % (Mediendienst 
Integration 2019). Gleichzeitig sind die Spannweiten 
innerhalb der migrantischen Bevölkerungsteile enorm.  
Sowohl hinsichtlich unterschiedlicher Herkunftskon-
texte als auch innerhalb einer Nationalität zeigen sich 
deutliche Differenzen. Eine Aufschlüsselung der Ein-
kommen und weiterer Indikatoren findet sich in Abbil-
dung 06 (Kap. 1.2.1).

Um der zunehmenden Ausdifferenzierung der Gesell-
schaft gerecht zu werden, wurden Konzepte entwickelt, 
die über rein ökonomische und demographische Indi-
katoren hinausgehen. Hier werden zusätzliche Aspekte 
der Lebensführung wie Werte und Grundorientierungen 

berücksichtigt und zu „Lebensstilen“ zusammengefasst. 
Auf individueller Ebene lassen sich diese Lebensstile 
als „[…] ein relativ stabiles, regelmäßig wiederkehren-
des Muster der alltäglichen Lebensführung“ (Geißler/ 
Meyer 2011: 106) beschreiben. Auf der kollektiven 
Ebene ergeben sich hierdurch Konstruktionen sozialer 
Milieus, die Auswertungen und Erklärungsansätze, die 
über ökonomische und demographische Beschreibun-
gen hinausgehen, ermöglichen. Die wissenschaftliche 
Milieuforschung versucht also, „die Einflüsse von Le-
benslagen und sozialen Umwelten auf die Einstellun-
gen und Verhaltensweisen der Milieuangehörigen zu 
erforschen“ (Mogge-Grotjahn 2012: 53) und durch die-
se Perspektive „wichtige Querverbindungen zur Stadt- 
und Wohnsoziologie“ (ebd.: 53) aufzuzeigen. Im Laufe 
der letzten Jahre wurden unterschiedliche georeferen-
zierte Milieumodelle (microm, experian) entwickelt, die 
vorwiegend als Marketingwerkzeuge verwendet wer-
den, durch ihre kleinräumige Auflösung jedoch zuneh-
mend Einzug in die wissenschaftliche Stadtforschung 
erhalten. Eine Typologie, die migrantische Lebenswel-
ten in den Fokus der Milieubildung rückt, bieten die  

ABBILDUNG 04 –  SINUS VHW MIGRANT*INNENMILIEUS

Quelle: Eigene Darstellung; Daten: Sinus-Institut 2019

Tradition

niedrig 3

mittel 2

hoch 1

Grund-
orientierung

Soziale 
Lage

Modernisierung Neuorientierung

AI
Vormoderne

Tradition
Konservativ-religiös,

strenge, rigide
Wertvorstellungen,
kulturelle Enklave

AII
Ethnische  
Tradition

Pflicht und Akzeptanzwerte,
materielle Sicherheit,

traditionelle Moral

BI
Soziale  

Akzeptanz
Status, Besitz, Konsum,

Lebensstandard, Anpassung, 
Aufstieg

BII
Individualisierung 

Selbstverwirklichung,  
Emanzipation, Genuss,  

multikulturelle Identifikation

C
Multi-Optionalität 

Postmodernes Werte
Patchwork, Sinnsuche,

neue Synthesen

Religiös- 
verwurzel-
tes Milieu

6 %

Statusbewusstes
Milieu
12 %

Traditionelles
Arbeitermilieu

10 %

Bürgerliche
Mitte
11 %

Prekäres
Milieu
7 %

Adaptiv- 
pragmatisches  

Milieu
11 %

Intellektuell- 
kosmopolitisches 

Milieu
13 %

Milieu  
der  

Performer
10 %

Experimen-
talistisches 

Milieu
10 %

Konsum-hedonistisches 
Milieu
8 %

13 PERSPEKTIVEN UND WOHNWÜNSCHE VON MENSCHEN AUS EINWANDERUNGSFAMILIEN AUF DEM DEUTSCHEN WOHNUNGSMARKT 



vhw-Migrant*innenmilieus (Abb. 04), die erstmals 2008 
erschienen sind und 2017 in einer aktualisierten Form  
herausgegeben wurden:

Es ist dabei zu berücksichtigen, dass die Autor*in-
nen eine zunehmende Auflösung spezieller migranti-
scher Lebenswelten, die sich klar von den Milieus der 
seit Langem ansässigen Bevölkerung unterscheiden, 
dokumentieren. Bereits in der ersten Studie über die 
Migrant*innenmilieus kamen die Autor*innen zu dem 
Schluss, dass sich Migrant*innenmilieus deutlich we-
niger nach der ethnischen Herkunft unterscheiden, 
als nach ihren Lebensstilen und Grundorientierungen. 
„Menschen des gleichen Milieus mit unterschiedlichem 
Migrationshintergrund verbindet demnach mehr mitei-
nander als mit ihren Landsleuten aus anderen Milieus. 
Von der Herkunftskultur eines Menschen auf sein Mi-
lieu bzw. seine Wohnvorstellungen zu schließen, ist 
demnach unzulässig“ (GEWOS 2015: 39). Dennoch zei-
gen sich verbindende Elemente zwischen den einzel-
nen Milieus. So wird insgesamt knapp ein Drittel der 
Migrant*innen in drei Milieus (religiös-verwurzeltes 
Milieu, traditionelles Arbeitermilieu, statusbewusstes  
Milieu) zugeordnet, die einer traditionsbewussten 
Grundorientierung anhängen und sich vor allem hin-
sichtlich ihres sozioökonomischen Status unterscheiden. 

Im Vergleich zur ersten Studie des vhw zu Migrant*in-
nenmilieus wurde sowohl eine zahlenmäßige Reduzie-
rung herkunftsbezogener Milieus als auch eine weitere 
allgemeine Angleichung an die deutschen Lebenswel-
ten festgestellt. So wurde der Anteil des religiös-ver-
wurzelten Milieus im Jahr 2008 noch mit 7 % beziffert, 
in der aktualisierten Version 2017 werden nur noch 6 % 
der Migrant*innen in Deutschland diesem Milieu zu-
gerechnet. Generell zeigen die Migrant*innenmilieus, 
dass der Einfluss religiöser Traditionen eher gering ist 
und in der öffentlichen Diskussion wohl oftmals stark  
überschätzt wird.

1.1.4  Türkeistämmige Migrant*innen  
in Deutschland

Die größte Gruppe der Migrant*innen in Deutsch-
land, gemessen an der Herkunftsregion, sind die etwa 
2,8 Millionen Türkeistämmigen. Dabei haben unter-
schiedliche Migrationsströme zwischen Deutschland 

und der Türkei in verschiedenen Phasen die deutsche 
Geschichte geprägt. Die Arbeitsmigration im Zuge der 
Anwerbeabkommen in den 1950er Jahren war deutlich 
durch Zuwanderung aus vor allem ländlichen Gebieten 
der Türkei geprägt. Mit dem verstärkten Familiennach-
zug in den 1970er Jahren migrierten nochmals viele 
Menschen aus diesen Regionen der Türkei zu ihren 
Familienangehörigen nach Deutschland. In den letz-
ten Jahren hat aufgrund der politischen Entwicklungen 
innerhalb der Türkei die Zuwanderung von Türk*innen 
nach Deutschland wieder zugenommen. So gab es im 
Jahr 2018 über 47.000 Zuzüge aus der Türkei. Gleich-
zeitig verließen etwa 28.000 Menschen Deutschland in 
Richtung Türkei (BAMF 2020a). 

Die Rückwanderungsabsichten der türkeistämmigen 
Migrant*innen unterscheiden sich dabei zwischen den 
Generationen. So scheint die zweite Generation ten-
denziell einen größeren Wunsch zur Remigration in die 
Türkei zu äußern als die erste Zuwanderungsgeneration 
(Tezcan 2019). Gründe werden vor allem in den (zuneh-
menden) Diskriminierungserfahrungen und den gestie-
genen, aber unerfüllten Erwartungen und Ansprüchen 
an die Aufnahmegesellschaft und den eigenen öko-
nomischen Erfolg gesehen. Dennoch ist weiterhin der 
weit überwiegende Teil der Migrant*innen mit längerer 
Aufenthaltsdauer klar auf Deutschland als Wohnstand-
ort und Lebensmittelpunkt ausgerichtet.

Das Durchschnittsalter der türkeistämmigen Migrant*in-
nen in Deutschland beträgt aktuell 35 Jahre und liegt 
damit weit unter dem Durchschnittsalter der Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund (46,1 Jahre) (Statisti-
sches Bundesamt 2019c: 78 ff.). Eine Betrachtung der 
für die Eigentumsbildung besonders relevanten Alters-
gruppen der zwischen 20- und 45-jährigen Bevölkerung 
verdeutlicht die Relevanz der verstärkten Hinwendung 
zu dieser Gruppe: Über die Hälfte aller Migrant*innen 
aus der Türkei fallen in diesen Altersbereich (51,25 %). 
Bei der seit Langem ansässigen deutschen Bevölkerung 
sind hingegen weniger als ein Drittel (28,7 %) im Alter 
zwischen 20 und 45 Jahren (ebd.). 

Im Gegensatz zur Arbeitsmigration in der Nachkriegs-
zeit sind es neben dem Familiennachzug heute auch 
akademische Milieus, die nach Deutschland migrieren 
(Aydın 2018). Dabei können auch innerhalb der türki-
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schen Community neue Distinktionen zwischen den 
Zuwanderungsgenerationen entstehen, wie sich ex-
emplarisch an der New-Wave-Bewegung von neuzu-
gezogenen Türk*innen in Berlin zeigt, die versuchen, 
sich ein alternatives Unterstützungsnetzwerk jenseits 
der bereits länger hier lebenden türkischen Commu-
nity aufzubauen und sich bewusst von ihr distanzieren. 
Dies liegt zum einen an der kulturellen Distanz zwischen 
den unterschiedlichen Zuwanderungsgruppen – wäh-
rend die Arbeitsmigrant*innen der 1960er größtenteils 
aus dörflichen Strukturen Anatoliens stammten und 
nur eine geringe formale Bildung vorzuweisen hatten, 
sind es heute eher die hochqualifizierten städtischen 
Milieus, die nach Deutschland migrieren. Zum ande-
ren sehen die neuen Zuwanderungsgruppen jedoch 
auch die Stigmatisierungen, die von der deutschen 
Mehrheitsbevölkerung auf die Gruppe der Türk*innen 
übertragen werden, und versuchen, sich durch eine  
offensive Abgrenzung vor Vorurteilen und Diskriminie-
rungen zu schützen (taz 2019; dlf 2019).

Für unsere Forschungsvorhaben bilden die türkeistäm-
migen Migrant*innen eine Untersuchungsgruppe, die 

wir nochmals fokussiert betrachten. Auf der einen Sei-
te stellen sie quantitativ die größte Gruppe der Mig-
rant*innen in Deutschland und leben teilweise in der 
dritten Generation in der Bundesrepublik. Daraus lässt 
sich schließen, dass sie mit den Institutionen Deutsch-
lands vertraut sind und über die Generationen Kapital 
akkumulieren konnten, das ihnen potenziell den Eigen-
tumserwerb ermöglicht. Auf der anderen Seite zeigen 
sich in der Gruppe der Türkeistämmigen eine große 
innere Differenziertheit der Lebensstile und daraus fol-
gend unterschiedliche Ansprüche an die Wohnsituation 
in Deutschland. Eine Untersuchung der Wohnsituation 
von Türkeistämmigen der ersten und zweiten Generati-
on wurde 2018 durch das BAMF veröffentlicht (Abb. 05). 
Dabei wurde deutlich, dass sich die Wohnverhältnisse 
der zweiten Generation stark der Situation deutscher 
Haushalte ohne internationale Geschichte annähern.
„Mitglieder der zweiten Generation und Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit haben häufiger größe-
re Wohnungen, gemessen am Verhältnis zwischen den 
Personen im Haushalt und der Anzahl der Zimmer“ 
(Schührer 2018: 24).

1. Generation 2. Generation Türkisch Deutsch

Personen im Haushalt 4,4 3,9 4,4 3,7

Kinder im Haushalt 1,3 0,6 1,1 1,0

Zimmer 3,3 3,5 3,3 3,6

Quelle: RAM 2015, n=1.233, gewichtet.

ABBILDUNG 05 –   DURCHSCHNITTLICHE ANZAHL AN PERSONEN, KINDERN UND ZIMMERN IM HAUSHALT
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1.2.1  Haushaltsstrukturen und Wohnsituation  
von Migrant*innen

Die Wohnraumversorgung von Migrant*innen auf dem 
Wohnungsmarkt in Deutschland kann in Teilen als de-
fizitär bezeichnet werden. So zeigt eine aktuelle Befra-
gung des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu) der 
Kommunen in Deutschland, dass neben kinderreichen 
Familien besonders bei Menschen mit nicht-deutscher 
Staatsangehörigkeit und Migrant*innen Probleme bei 
der Wohnraumversorgung bestehen. Da migrantische 
Haushalte oftmals ebenfalls zu den kinderreichen Fami-
lien zählen (s. Kap. 1.2.1), erscheint hier die Wohnraum-
versorgung besonders schwierig (Kichhoff/Landua/ 
Reimann 2019: 21).

Einkommen und Wohnkostenbelastung
Eine Betrachtung der ökonomischen Verhältnisse der 
migrantischen Bevölkerung in Deutschland auf Basis 
der Daten des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) für 
das Jahr 2016 zeigt auch bei den verfügbaren Einkom-
men deutliche Unterschiede: Der Median der Haus-
haltsäquivalenzeinkommen beträgt bei Haushalten 
ohne Migrationshintergrund, in der Definition des Sta-
tistischen Bundesamtes 1.667 €, in der Gruppe mit Mi-
grationshintergrund sind es 1.500 € (Schacht/Metzing 
2018: 273). 

Die Differenzen werden noch bedeutsamer, wenn man 
einzelne Herkunftsregionen in den Fokus rückt: Türkei-
stämmige Migrant*innen erzielen dabei durchschnitt-
lich die geringsten Einkommenswerte der betrachteten 
Gruppen (Median: 1.090 €) und weisen gleichsam die 
größten Haushalte auf. Auch die Thesen der höheren 
Mietzahlungen pro Quadratmeter und der geringeren 
Wohnflächen pro Person bei migrantischen Haushalten 
(s. u.) wurden in dieser Auswertung erneut bestätigt. Zu-
dem zeigt sich, dass die hier gesondert betrachteten 
Herkunftsregionen allesamt nochmals deutlich unter 
dem Durchschnittswert aller Migrant*innen in Deutsch-
land liegen (Abb. 06). Aus statistischer Sicht lässt sich 
somit vermuten, dass die nicht dargestellten Herkunfts-
gruppen (z. B. aus Westeuropa, Asien oder Nordameri-
ka) deutlich höhere Einkommen erzielen. Diese enormen 

Spannweiten verdeutlichen erneut die Heterogenität der 
Menschen aus Einwanderungsfamilien in Deutschland 
auch hinsichtlich ihrer Einkommenssituation:

Auch aktuelle Studien zur Mietbelastung der Haus-
halte in Deutschland, die das Einkommen und die 
Mietzahlungen in Bezug setzen, bestätigen diese Son-
derrolle und zeigen eine höhere Mietbelastungsquote 
bei Migrant*innenhaushalten als bei Haushalten ohne 
internationale Geschichte. So verwenden Migrant*in-
nenhaushalte durchschnittlich 29,7 % des Haushalts-
nettoeinkommens für die Mietzahlung (bruttokalt), 
während die Aufwendungen bei Haushalten ohne Mi-
grationshintergrund, in der Definition des Statistischen 
Bundesamtes bei durchschnittlich 26,2 % liegen (Junker 
2018: 13). Die Erklärungen für diese Differenz erschöp-
fen sich nicht in den niedrigeren Einkommen, abwei-
chenden Wohnlagen2 oder Wohnpräferenzen, sondern 
sind auch ein Ergebnis von höheren Miet zahlungen auf-
grund von Diskriminierung am Wohnungsmarkt (Junker 
2018: 14). Dies bestätigen auch Ergebnisse der Analy-
sen der Armuts gefährdung bei Personen aus Einwande-
rungsfamilien des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung aus dem Jahr 2017. Hier wurde nachgewiesen, 
dass eine längere Aufenthaltsdauer in Deutschland die 
Armutsgefährdung zwar signifikant reduziert, jedoch 
selbst bei in Deutschland geborenen Personen mit 
internationaler Geschichte deutlich höhere Armutsge-
fährdungsquoten nachgewiesen werden können, auch 
wenn andere Sozialstrukturdaten statistisch kontrolliert 
werden (Giesecke et al. 2017:36). Geschlecht, Alter, 
Haushaltszusammensetzung, Region, Bildung, Gesund-
heit, Erwerbstätigkeit, das Alter bei der Einreise, die 
Aufenthaltsdauer, der Besitz der deutschen Staatsbür-
gerschaft sowie die Sprachfertigkeit haben zwar einen 
Einfluss auf die Armutsgefährdungsquote, können die 
Differenzen zwischen Migrant*innen und der seit Lan-
gem ansässigen Bevölkerung jedoch nicht vollständig 
erklären (ebd.: 41).

Aktuelle Daten über die Wohnsituation von Migrant*in-
nenhaushalten bieten die Ergebnisse des Mikrozensus 
2018 (Statistisches Bundesamt 2019c). In den nach-
folgenden Betrachtungen werden diese Ergebnisse 

2  In der großräumigen Perspektive leben Migrant*innen häufiger in Westdeutschland und hier vor allem in den Metropolregionen mit oftmals  
angespannten Wohnungsmärkten, in denen höhere Preise aufgerufen werden (s. Abschnitt Wohnlage in diesem Kapitel).
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für Haushalte aus Einwanderungsfamilien vertiefend  
dargestellt, wobei jeweils die statistische Abgrenzung 
des „Migrationshintergrundes“ zugrunde liegt.

Haushaltstrukturen
Für die Haushaltsstruktur zeigen Ergebnisse des Mikro-
zensus, dass Haushalte aus Einwanderungsfamilien 
im Durchschnitt größer sind als Haushalte ohne Mi-
gra tions hintergrund: In Haushalten, in denen jedes  
Mitglied aus Einwanderungsfamilien stammt, leben 
durchschnittlich 2,21 Personen. In der Vergleichsgruppe 
ohne Migrationshintergrund sind es lediglich 1,87 Per-

sonen. Gleichzeitig leben in den Migrant*innenhaus-
halten auch häufiger Kinder (0,51 Kinder pro Haushalt) 
als in den in den Haushalten ohne internationale Ge-
schichte. (0,24). Dies resultiert zum einen natürlich aus 
der anderen Alterszusammensetzung (sodass es mehr 
Eltern mit Kindern gibt), allerdings sind innerhalb der 
Migrant*innenhaushalte auch die höhere Kinderzahl 
und das verstärkte Zusammenleben mit anderen Famili-
enmitgliedern dokumentiert (Carnein/Baykara-Krumme 
2013; Hoffmann/Gordo Romeu 2016). Eine Unterschei-
dung nach Nationalitäten zeigt auch hier eine große 
Spannweite innerhalb der migrantischen Haushalte:

◊ Diese Indikatoren beziehen sich auf private Haushalte. 
x Tabellenfach gesperrt, da keine Aussage möglich.
* in der Definition des Statistischen Bundesamtes
Quelle: Eigene Darstellung; Daten: Schacht/Metzing 2018:273, SOEP v22.1, gewichtet

ABBILDUNG 06 –   AUSGEWÄHLTE MERKMALE DER LEBENSSITUATION, 2016

Personen 
ohne Mi-
grations-

hinter-
grund*

Personen mit Migrationshintergrund* 

Gesamt Türkei
Länder des 
ehem. Ju-
goslawien

Südeuropa
(Spät-)  

Aussied-
ler*innen

Osteuropa

Deutsche Nationalität (in %) 100 57 24 23 10 95 32

Mittelwert Aufenthaltsdauer (in J.) x 26 33 29 35 27 14

In Deutschland geboren (in %) x 33 32 23 20 7 1

Alter bei Einwanderung ( ) x 23 18 21 21 24 26

Einkommensverteilung (in %)

< 60 % des Medianeinkommens (Armutsrisiko) 13 20 38 20 32 27 30

60-100 % des Medianeinkommens 33 34 39 38 42 34 38

100-150 % des Medianeinkommens 33 29 19 34 22 27 23

> 150 % des Medianeinkommens 21 17 4 8 5 12 9

Einkommenssituation

Haushaltsäquivalenzeinkommen  
(Median in Euro)

1.667 1.500 1.090 1.430 1.200 1.333 1.305

Wohnsituation◊

Miethöhe pro Quadratmeter  
(Mittelwert in Euro)

7,1 7,7 7,5 8,5 7,9 6,9 8,2

 Haushaltsgröße (Anz. Personen) 1,9 2,3 2,7 2,0 1,8 1,7 2,0

Wohnfläche pro Person  
(Mittelwert in Quadratmetern)

60 47 33 49 45 56 40
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Während italienisch- oder griechischstämmige Haus-
halte eine Durchschnittsgröße von etwa 2,3 Personen 
aufweisen, sind Haushalte aus arabischen Kontexten 
(Afghanistan: 2,7; Syrien: 2,7; Irak: 3,0; Marokko: 2,9) 
oder der Türkei (2,9) durchschnittlich deutlich größer 
(Statistisches Bundesamt 2019c: 274, 278, 282).

Wohnsituation
Die Wohnsituation ist maßgeblich von der finanziellen 
Ausstattung der Haushalte abhängig. Zudem ist zu be-
rücksichtigen, dass Migrant*innen seltener Immobilien 
in Deutschland erben. Haushalte von Einwanderungsfa-
milien wohnen häufiger in Mehrfamilienhäusern und zur 
Miete als Haushalte ohne internationale Geschichte. So 
leben laut Mikrozensus 2018 ca. 54 % der Haushalte ohne 
Migrationshintergrund in Wohneigentum, demgegen-
über wohnt der Großteil der Migrant*innen zur Miete  
(66,7 %) (Statistisches Bundesamt 2019c: 521).

Bei der Beurteilung der verfügbaren Wohnfläche muss 
zwischen Eigentums- und Mietverhältnissen unterschie-
den werden. So zeigt eine Betrachtung der verfügbaren 
Wohnfläche der Wohnungseigentümer*innen zunächst 
keine großen Differenzen zwischen Migrant*innen-
haushalten (Ø 127 m2) und der Vergleichsgruppe  
(Ø 130 m2) (Statistisches Bundesamt 2019c: 523). Unter 
Bezugnahme der Haushaltsgrößen ergibt sich jedoch 
ein differenziertes Bild: Während die durchschnittli-
che Wohnfläche pro Person bei der Bevölkerung ohne 
Migrationshintergrund mit 51 m2 angegeben wird, 
sind es in den durchschnittlich größeren Migrant*in-
nenhaushalten etwa 40 m2. Auch hier offenbaren sich 
in der Betrachtung einzelner Herkunftsregionen deut-
liche Spannweiten: So zeigen türkeistämmige Eigen-
tümer*innen zusammen mit marokkanischen Eigen-
tumshaushalten mit 32 m2 die geringsten Wohnflächen 
pro Person. Dieser Wert liegt deutlich unter den An-
gaben von Eigentümer*innen aus Italien (43 m2) und 
den östlichen Herkunftsländern wie Polen (46 m2), 
Rumänien (45 m2) und Russland (41 m2) (Statistisches  
Bundesamt 2019c: 523).

Bei einer reinen Betrachtung der Wohnfläche der 
mietenden Haushalte treten die Unterschiede noch 
deutlicher zu Tage: Während die durchschnittliche  

Wohnfläche der Bevölkerung ohne internationale Ge-
schichte pro Person 43 m2 entspricht, ist es bei Mig-
rant*innenhaushalten mit 30 m2 etwa ein Drittel weniger 
(Statistisches Bundesamt 2019c: 524).

Hinsichtlich der Gebäudeart zeigen sich ebenfalls 
deutliche Unterschiede: Während etwa ein Drittel der 
Bevölkerung ohne internationale Geschichte ein frei 
stehendes Einfamilienhaus bewohnt, sind es in der 
Gruppe der Migrant*innen nur 14 %. Diese wohnen 
eher in Mehrfamilienhäusern und auch hier in durch-
schnittlich größeren Gebäuden mit mehr Wohnungen  
(Statistisches Bundesamt 2019c: 508).

Einige dieser Phänomene lassen sich durch die räum-
liche Verteilung der Migrant*innen in Deutschland er-
klären, die vermehrt in (groß)städtischen Kontexten 
wohnen und dadurch auf diesen verdichteten, über-
wiegend durch Mietwohnungsbestände geprägten 
und derzeit oftmals angespannten Märkten agieren. 
Doch auch bei der Berücksichtigung dieser Lagefakto-
ren bleiben einige Unterschiede signifikant. So wurden 
die höhere Mietzahlung sowie die kleinere Wohnfläche 
mehrfach bestätigt. In einer Auswertung des SOEP von 
2013 konnte Tim Winke sowohl in großstädtischen Kon-
texten als auch in kleineren Gemeinden höhere Miet-
zahlungen pro Quadratmeter sowie eine geringere 
Wohnfläche (hier in Zimmer pro Person ermittelt) von 
Migrant*innenhaushalten nachweisen (Winke 2016: 
1135). Eine Auswertung der Mikrozensusergebnisse von 
2010 durch das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu), in 
der differenziert nach Eigentum und Miete sowie den 
unterschiedlichen Migrationserfahrungen die Wohnflä-
che pro Person ausgewiesen wird, kommt zu demsel-
ben Ergebnis: „Zusammenfassend steht Personen mit 
Migrationshintergrund weniger Wohnfläche pro Haus-
haltsmitglied zur Verfügung, als dies bei Personen ohne 
Migrationshintergrund der Fall ist, wobei deutliche 
Unterschiede zwischen Mietern und Wohnungseigen-
tümern bestehen.“ (Reimann 2017: 552).
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ABBILDUNG 07 –
ANTEIL DER BEVÖLKERUNG MIT NICHT-DEUTSCHER 
STAATSANGEHÖRIGKEIT NACH KREISEN UND 
KREISFREIEN STÄDTEN, 2018

Quelle:  Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2019:  
Regionatlas

Wohnlage
Die großräumige Verteilung von Personen mit nicht-
deutscher Staatsangehörigkeit und Personen mit inter-
nationaler Geschichte in Deutschland zeigt deutliche 
Unterschiede zwischen den westdeutschen und ost-
deutschen Bundesländern. Beträgt der Migrant*innen-
anteil im früheren Bundesgebiet (inkl. Berlin) etwa ein 
Drittel (29,02 %), liegt der Anteil in den ostdeutschen 
Bundesländern bei lediglich 7,97 % (Statistisches Bun-
desamt 2019c: 41). Besondere räumliche Schwerpunk-
te der migrantischen Wohnbevölkerung finden sich 
typischer weise in den Großstädten und hier in den 
ehemaligen (Gast-)Arbeiter*innenvierteln, in Groß-
wohnsiedlungen oder in zentrumsnahen Altbaubestän-
den. Während die ehemaligen Arbeiter*innenviertel 
historisch bedingt einen hohen Anteil an Personen mit 
nicht-deutscher Staatsangehörigkeit aufweisen, sind es 
in den anderen beiden Quartierstypen vor allem die 
Verfügbarkeit und Zugänglichkeit bezahlbaren privaten 
Wohnraums oder hohe (ehemalige) Sozialwohnungsbe-
stände, die zur Überrepräsentierung von Migrant*innen 
in diesen oftmals sozial stark benachteiligten Gebie-
ten führen. Doch auch in ländlicheren Gebieten gibt 
es durchaus räumliche Schwerpunkte der Migration. 
Besonders in wirtschaftlich starken und durch Indust-
rie geprägten ländlichen Regionen Westdeutschlands  
können ebenfalls höhere Migrant*innenquoten beob-
achtet werden (Abb. 07). Beispielhaft hierfür sind Regio-
nen in Baden-Württemberg, wo der Migrant*innenanteil 
im Jahr 2019 zwischen 30 und 35 % betrug (Statistisches  
Landesamt Baden-Württemberg 2020). 

Das Potenzial kleiner Städte und des ländlichen Rau-
mes für die Integration von Migrant*innen wird in ver-
schiedenen Studien betont (Schader-Stiftung 2011, 
empirica 2015, BAMF 2020b). Gleichwohl zeigt sich 
hier Konfliktpotenzial hinsichtlich der Wohnlagen: „Die 
Eigentumsbildung von Migrant*innen konzentriert sich 
auf neu entstehende Einfamilienhausgebiete am städti-
schen Rand, aber auch – stärker als im großstädtischen 
Kontext – auf die Innenstädte. Hier treffen jedoch 
unterschiedliche Nutzungsinteressen von Mehrheits-
ge sellschaft und Migranten aufeinander“ (Schader-
Stiftung 2011: 165). So entstehen auch hier oftmals  
kleinräumig ethnisch segregierte Stadträume.
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Eine aktuelle Studie des Wissenschaftszentrums Berlin 
für Sozialforschung (WZB) zur Entwicklung der Segre-
gation in Deutschland zeigt für den Zeitraum 2004 bis 
2014 einen kontinuierlichen Rückgang der ethnischen 
Segregation in den meisten deutschen Städten an. 
„Damit setzt sich ein Trend fort, der schon länger an-
hält. Mittlerweile ist die ethnische Segregation in den 
deutschen Städten geringer ausgeprägt als die soziale 
Segregation“ (Helbig/Jähnen 2018: 32). Dabei unter-
scheidet sich die räumliche Konzentration einzelner 
Nationalitäten deutlich voneinander, wobei die türki-
sche Wohnbevölkerung deutlich stärker segregiert lebt 
als die Haushalte aus den anderen großen Herkunfts-
nationen (Spätaussiedler*innen, ehem. Sowjetunion, 
Italien). „Das heißt, dass ein Großteil der ethnischen 
Segregation der deutschen Städte über die Segre-
gation der Türken erklärt wird“ (Helbig/Jähnen 2018: 
35). Bei einer Bewertung des Rückgangs ethnischer 
Segregationsindikatoren muss jedoch berücksichtigt 
werden, dass in der Analyse nur nicht-deutsche Staats-
angehörigkeiten als Migrant*innen definiert werden, da 
keine einheitlichen Informationen über die Wohnver-
teilung von Haushalten mit internationaler Geschichte 
(s. Kap. 1.1.2) vorliegen. Vor diesem Hintergrund muss 
die Aussagekraft rückläufiger Segregationswerte auch 
kritisch gesehen werden, da beispielsweise eingebür-
gerte Migrant*innen nicht berücksichtigt werden (Hel-
big/Jähnen 2018: 13). Eine weitere Erklärung für die 
insgesamt rückläufige ethnische Segregation liegt im 
Fortzug sozial bessergestellter Migrant*innen, die die 
Einwanderungsquartiere verlassen. Dieser Fortzug führt 
zwar zu einem Rückgang der ethnischen Konzentration, 
gleichzeitig verliert das möglicherweise auch sozial be-
nachteiligte bzw. segregierte Quartier hierdurch wich-
tige und stabilisierend wirkende migrantische Mittel-
schichtshaushalte. Gleichsam kann auch der vermehrte 
Zuzug deutscher Bevölkerungsteile in ein Quartier (z. B. 
im Zuge von Gentrifizierungsprozessen) die ethnische 
Segregation reduzieren (Farwick 2012: 399; Helbig/ 
Jähnen 2018: 13).

In den in dieser Studie untersuchten Fallstudienstäd-
ten Augsburg (-0,15), Dortmund (-0,05) und Hannover 
(-0,18) konnte für den Beobachtungszeitraum von 2004 
bis 2014 von Helbig/Jähnen ebenfalls ein Rückgang 
der ethnischen Segregation(sindizes) beobachtet wer-

den (Helbig/Jähnen 2018: 146 f.). Dabei ist die Bewer-
tung von ethnischer Segregation uneindeutig: Wäh-
rend defizitfokussierende Perspektiven segregierten 
Stadtquartieren einen negativen Einfluss auf die Inte-
grationsfähigkeit und -leistung ihrer Bewohner*innen 
zuschreiben, heben neuere Ansätze die Potenziale für 
die Integration Neuzugewanderter in diesen Quartie-
ren hervor („Arrival Cities“). Da sich unterschiedliche 
Politiken aus den Bewertungen ableiten lassen, wird die 
Diskussion in Kapitel 1.4 ausführlicher beleuchtet.

1.2.2 Diskriminierung von Migrant*innen

Ein zentrales Argument für die schlechtere Wohnraum-
versorgung von migrantischen Haushalten ist die Dis-
kriminierung auf dem Wohnungsmarkt. Quantitative 
sowie qualitative Untersuchungen belegen, dass der 
Zuwanderungshintergrund eine deutlich erschweren-
de Rolle bei der Wohnraumsuche in Deutschland spielt 
(ADB 2017; Planerladen 2014; Winke 2016). Während 
die Thematik in anderen europäischen Ländern seit 
Längerem explizit behandelt wird, ist sie in Deutschland 
erst im Zuge der vermehrten Fluchtzuwanderung der 
letzten Jahre in den Fokus von Politik und Wissenschaft 
gerückt (BR/Der Spiegel 2017; Droste et al. 2017; Han-
hörster 2019; Hanhörster et al. 2020). Der Anstoß kommt 
dabei meist von Antidiskriminierungs-Beratungsstellen, 
die von (vermehrten) Diskriminierungserfahrungen bei 
der Wohnungssuche berichten. Dabei führen die Haut-
farbe, der Aufenthaltsstatus, die (sichtbare) Religionszu-
gehörigkeit, aber auch die fehlende Sprachkompetenz 
zu Benachteiligungen (ADB 2017; ADS 2015; Liebscher/
Klose 2017). Eine aktuelle Meta-Analyse, die insgesamt 
71 Studien in der EU, den USA und Kanada berücksich-
tigt, weist diese (rückläufige, aber weiterhin existente) 
Diskriminierung über verschiedene Länderkontexte hi-
naus nach (Auspurg et al. 2018). Dabei wird für Deutsch-
land das höchste Ausmaß an Diskriminierung attestiert, 
wobei zu berücksichtigen ist, dass hier hauptsächlich 
Migrant*innen aus arabisch/muslimischen Herkunfts-
regionen in die Studie einbezogen wurden und diese 
nachweislich (auch in allen anderen beobachteten Län-
dern) besonders stark von Benachteiligungen betroffen 
sind (ebd.: 10). Bei einer Gesamtbetrachtung der mig-
rantischen Bevölkerung Deutschlands ist diese Gruppe 
jedoch verhältnismäßig gering vertreten (s. Kap. 1.1.3).
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Wie sich diskriminierende Praktiken auf dem Kredit-
markt gestalten, ist bisher kaum erforscht. Eine Praxis 
wie das von US-amerikanischen Banken genutzte redli-
ning, das die Kreditwürdigkeit unmittelbar an die Geo-
daten koppelt und damit ganze (ethnisch segregierte) 
Quartiere vom regulären Kreditmarkt ausschließt, ist in 
dieser Form in Deutschland nicht bekannt. Zwar gibt 
es Hinweise auf Benachteiligungen von Menschen aus 
Einwanderungsfamilien bei der Beurteilung der Kre-
ditwürdigkeit und der Kreditvergabe, jedoch werden 
diese wesentlich geringer eingeschätzt als auf dem 
Wohnungsmarkt (Migazin 2019; BBSR 2014: 56 ff.). Dies 
lässt sich mit der rein ökonomischen Ausrichtung von 
Kapitalgebenden erklären, die im Gegensatz zum Miet-
markt keinen persönlichen Kontakt zum Kreditnehmen-
den pflegen müssen und für die der Nachbarschafts-
kontext kein Entscheidungskriterium bildet.

1.2.3  Migrant*innen als Zielgruppe  
der Immobilienwirtschaft

Die Auswertungen der statistischen Indikatoren (Kap. 
1.2.1) zeigen zwar eine im Durchschnitt geringere öko-
nomische Ausstattung, allerdings sprechen die breite 
Verteilung der Einkommen, der Anstieg der ökonomi-
schen Möglichkeiten mit zunehmender Aufenthaltsdau-
er und der weiterhin geringere Wohnflächenkonsum 
von Migrant*innen durchaus dafür, dass auch die Immo-
bilienwirtschaft die Zielgruppe der Migrant*innen stär-
ker in den Blick nimmt. Für kommunale oder (ehemals) 
gemeinnützige Wohnungsunternehmen kommt zudem 
noch der Versorgungsauftrag hinzu, der ebenfalls eine 
verstärkte Hinwendung zur Gruppe der auf dem Woh-
nungsmarkt benachteiligten Migrant*innen erfordert. 
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Die migrantische Bevölkerung wurde von verschie-
denen Unternehmen anderer Branchen bereits in das 
Zentrum einzelner Kampagnen oder ganzer Marken 
gestellt. Ein bekanntes und erfolgreiches Beispiel in 
Deutschland ist die Marke AyYildiz, die sich speziell 
an die türkische Community in Deutschland richtet. 
Das Angebot und die Ansprache sind eng auf die Ziel-
gruppe zugeschnitten. Dabei bewegt sich diese Form 
des Ethno-Marketings immer im Spannungsfeld der 
individuellen Bewerbung und der Überspezialisierung. 
Inwieweit Ethno-Marketing zielführend ist, hängt also 
stark von der Homogenität der Zielgruppe ab. So zei-
gen Untersuchungen, „dass positive Kundenreaktionen 
auf Ethno-Marketing nur bei ethnischen Gruppen zu 
erwarten sind, deren Herkunftslandkultur sich von der 
Kultur ihres Wohnlandes deutlich unterscheidet und 
die weiterhin ein hohes Identifikationsniveau mit ihrem 
Herkunftsland aufweisen“ (Gerpott 2011: 100). Für die 
Gruppe der Italienisch- oder Polnischstämmigen wäre 
es in Deutschland aufgrund der geringeren kulturellen 
Differenzen also wenig zielführend. Für die Gruppe der 
Türkeistämmigen erweist es sich ebenfalls als prob-
lematisch, da sich hier, wie in den Kapiteln 1.1.3 und 
1.1.4 dargestellt, ein sehr heterogener Personenkreis 
hinsichtlich der Lebensstile versammelt. Dies schließt 
jedoch nicht aus, „dass einzelne Zielgruppen innerhalb 
der Bevölkerungsgruppen herausgegriffen und gezielt 
angesprochen werden können“ (GEWOS 2015: 42). Auf 
diese Weise könnten kulturelle und zum Teil religiöse 
Besonderheiten berücksichtigt werden, die in einzel-
nen Milieus noch von höherer Bedeutung sind. In der 
Darstellung der vhw-Migrant*innenmilieus wären dies 
beispiels weise die weiterhin auf die Traditionen der 
Herkunftsregionen ausgerichteten Milieus (Kap. 1.1.3; 
Abb. 04). Für AyYildiz wurde diese spezifische Anspra-
che beispielsweise durch das offensive Nutzen der tür-
kischen (Jugend-)Sprache realisiert.

Auch auf dem Gebiet der Bank- und Finanzdienstleis-
tungen haben sich inzwischen in Deutschland vermehrt 
Unternehmen etabliert, die auf einzelne Herkunftsre-
gionen (wie die Denizbank auf Türkeistämmige) oder 
religiöse Bedarfe und Ansprüche wie islamkonforme Fi-
nanzprodukte (wie die Inaia Finance) spezialisiert sind.

In der Immobilienwirtschaft ist dieses Ethno-Marke-
ting, also die gezielte Ansprache einer bestimmten 

Migrant*innencommunity, bisher hingegen kaum ver-
breitet. Stattdessen wird eher versucht, Menschen 
aus Einwanderungsfamilien nicht separat, sondern als 
selbstverständlichen Teil der deutschen Gesellschaft 
mit darzustellen und sie somit mit anzusprechen“ (GE-
WOS 2015: 43). Begründet wird dies mit Ablehnung von 
Migrant*innen selbst, die nicht als gesonderte Gruppe 
behandelt werden wollen (ebd.: 43).

Dabei wäre ein mehrsprachiges Informationsangebot 
für die Zugänglichkeit von Migrant*innen mit man-
gelnden Sprachkenntnissen elementar. Dies findet bei 
Unternehmen der deutschen Immobilienwirtschaft je-
doch nur in begrenztem Rahmen statt und wird im Ver-
mietungsbereich teilweise bewusst vermieden. Oft wird 
auf Deutsch als Amts- und Verkehrssprache verwiesen: 
„Zu beobachten ist, dass mehrsprachige Informationen 
insbesondere dann vorliegen, wenn sprachliche Ver-
ständnisschwierigkeiten von Informationen finanzielle 
Folgekosten für das Unternehmen nach sich ziehen 
könnten, wie z. B. aufgrund des Nicht-Verstehens von 
Hausordnungen oder Funktionen der Wohnungsnut-
zung bzw. in Sprechstunden aufgrund der dadurch ver-
längerten Gesprächsdauer“ (Hanhörster et al. 2020: 
58). Gegen die Übersetzung von Mietverträgen be-
stehen hingegen große Widerstände auf Seiten der  
Wohnungs -wirtschaft (ebd.).

Eine weitere Gefahr bei der gezielten Ansprache einzel-
ner Herkunftsregionen sieht die Wohnungswirtschaft in 
den externen Zuschreibungen, auf die sie selbst kaum 
Einfluss nehmen kann. So können mit der gezielten An-
sprache ausgewählter Bevölkerungsgruppen negative 
Imageeffekte bei der seit Langem ansässigen Bevöl-
kerung oder Interessenten anderer Ethnien (und sogar 
bei den Angesprochenen selbst) einhergehen (s. auch 
Kap. 1.1.4). Die Ausrichtung von Wohnraumangeboten 
auf eine bestimmte Ethnie kann zu einem negativen 
Quartiersimage als ethnische Enklave oder zu Stigma-
tisierungen als ethnisches „Ghetto“ in der Mehrheits-
bevölkerung führen (GEWOS 2015: 43).

Aus Sicht der Bewirtschaftung gibt es jedoch durchaus 
Möglichkeiten, besonderen migrantischen Ansprüchen 
besser gerecht zu werden, ohne negative Folgeeffekte 
erwarten zu müssen. So kann die Versorgung mit arabi-
schen (oder anderen nicht-deutschen) Fernsehkanälen 
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digital per Kabel erfolgen, was die als „Blätterwald“ be-
kannten, individuell angebrachten Satellitenschüsseln 
obsolet macht und damit positiv auf das Gesamtbild 
der Immobilie wirkt. Auch kleinere Anpassungen wie 
die Ausrichtung der Toiletten sind (im Neubau) ohne 
Mehraufwand realisierbar. Dabei ist jedoch zu beach-
ten, dass solche religiöse Besonderheiten nur für einen 
sehr kleinen Kreis Relevanz besitzen (s. Kap. 1.1.3). 

Da die Wohnvorstellungen migrantischer Haushalte 
fernab der religiösen Motive nach dem derzeitigen For-
schungsstand kaum von den Vorstellungen der seit Lan-
gem ansässigen Bevölkerung abweichen (vgl. Kap. 1.3), 
wird auch angebotsseitig eher von einer Spezialisierung 
abgesehen. Nach der Einschätzung der (institutionel-
len) Wohnungswirtschaft folgen die Wohnvorstellungen 
und -bedürfnisse eher der persönlichen Lebensphase 
als der kulturellen Prägungen. So wären innerhalb der-
selben Lebensphase kaum Unterschiede zwischen den 
Vorstellungen und Bedürfnissen beispielsweise einer 
Familie mit türkischen, polnischen oder deutschen Wur-
zeln erkennbar. Dabei wird jedoch vernachlässigt, dass 
es durchaus signifikante Unterschiede in den Haushalts-
strukturen gibt und Migrant*innen dadurch relativ ge-
sehen häufiger auf das Segment der großen Wohnun-
gen angewiesen sind. Durch das Wohnen in beengten 
Wohnformen steigen womöglich auch die Nutzungsan-
sprüche an die umliegenden (Frei-)Flächen.

„Die Gespräche mit den Akteuren aus der Wohnungs-
wirtschaft ergaben, dass eine gesonderte Gestaltung 
von Angeboten hinsichtlich der Wohnungen speziell für 
Personen mit Migrationshintergrund – bzw. ausgewähl-
te Teile dieser Bevölkerungsgruppe – nicht notwendig 
und seitens der Gruppe auch nicht erwünscht sind. 
Notwendig seien vielmehr gute, bewohnerfreundliche, 
erschwingliche und in der Betriebsführung sparsame 
Wohnungsangebote, die sich für jedes Lebensalter und 
jede Lebenslage eignen“ (GEWOS 2015: 41).

1.2.4 Migrant*innen als Eigentümer*innen

Wie in Kapitel 1.2.1 dargestellt, ist die Eigentumsquo-
te von Migrant*innen in Deutschland deutlich geringer 
als bei der Bevölkerung ohne internationale Geschich-
te: Derzeit lebt etwa ein Drittel der Migrant*innen in 
Wohneigentum, demgegenüber sind es 54 % der Be-

völkerung ohne Migrationshintergrund, in der Defi-
nition des Statistischen Bundesamtes. Dabei wird der 
Erwerb von selbstgenutztem Wohneigentum als ein 
bedeutsamer Schritt zur gesellschaftlichen Integration 
und Verbundenheit mit Deutschland gesehen. Dem-
entsprechend wird auch von der Politik eine Erhöhung 
der Wohneigentumsquote als wichtige wohnungspoli-
tische Aufgabe durch den Bund formuliert (Deutscher 
Bundestag 2013). Bei der Bewertung des Immobilien-
erwerbs ist die Unterscheidung zwischen selbstgenutz-
tem Eigentum und Kapitalanlage jedoch elementar 
(Reimann 2017: 550). Die Bildung von selbstgenutztem 
Wohneigentum führt zu einer größeren Wohnzufrie-
denheit und damit zu einer geringeren Abwanderungs-
neigung (Hanhörster 2014: 243). Gleichzeit steigert der 
Immobilienbesitz die nachbarschaftlichen Interaktionen 
und die Verbundenheit zum Quartier (Hallenberg 2018: 
82). Diese gestiegene Bindung zum Quartier kann auch 
zu sozialräumlichen Stabilisierungseffekten führen, da 
aufsteigende oder aufstiegsorientierte Migrant*innen-
haushalte in den Quartieren eine Mittler*innenrolle 
einnehmen können (Reimann 2017: 550). Im Sinne der  
Integration, hier verstanden als gesellschaftliche Teil-
habe und interkulturelle Interaktion, ist die Eigentums-
bildung also zunächst durchweg positiv zu bewerten (s. 
Kap. 1.4). Wenn die Eigentumsbildungen jedoch zum 
Fortzug wirtschaftlich starker Migrant*innen aus einem 
benachteiligten Quartier führen, kann dies negative 
Auswirkungen auf die Integrationsleistung(sfähigkeit) 
des Quartiers haben. So würden durch den Fortzug ge-
nau jene Migrant*innengruppen das Quartier verlassen, 
die bisher als Kulturmittler*innen gelten. Gleichzeitig 
sind es genau jene Gruppen, die den Wunsch nach Ei-
gentum besonders häufig äußern: „So wollen von den-
jenigen Befragten, die sich selbst ‚als Mittler zwischen 
den Kulturen‘ verstehen, etwa 20 Prozent in den nächs-
ten Jahren Wohneigentum bilden, von jener Gruppe 
ohne dieses Selbstverständnis dagegen nur 10 Pro-
zent. Tendenziell zeichnen sich also soziale Kosten ab, 
wenn die Eigentumsbildung nicht im Quartier erfolgt“  
(Hallenberg 2018: 83).

Auf Seiten der Migrant*innen kann die Eigentumsbil-
dung aus vielerlei Motivationen erfolgen. Die Immobi-
lie kann als Vermögensaufbau oder zur Alterssicherung 
erworben werden (Hanhörster 2014: 242). In diesem Fall 
handelt es sich nicht zwangsläufig um selbstgenutztes 
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Eigentum, sondern der Immobilienerwerb kann auch 
als Kapitalanlage verstanden werden. Individuelle Mo-
tive fernab der Kapitalanlage liegen in der Steigerung 
der Wohnsicherheit sowie der individuellen Wohnquali-
tät und Gestaltungsmöglichkeiten (Kurz 2004: 29; Han-
hörster 2014: 242). Auch kann im Eigentumserwerb eine 
Strategie zur Diskriminierungsvermeidung auf dem 
Mietmarkt (s. Kap. 1.2.2) erkannt werden (Hanhörster 
2013: 128, 153). Über den quantitativen Umfang der 
einzelnen Motive gibt es bisher keinerlei Untersuchun-
gen. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass 
in zunehmend angespannten Mietmärkten die Diskrimi-
nierungen von Migrant*innen und damit die Ausweich-
reaktionen auf den Kauf-Immobilienmarkt zunehmen.

Die finanziellen Realisierungsmöglichkeiten der Eigen-
tumsbildung erscheinen auf den ersten Blick für Mi-
grant*innen weniger günstig als für Menschen ohne 
internationale Geschichte. So bestätigen auch die Ein-
kommensdaten des aktuellen Mikrozensus die in Kapitel 
1.2 dargestellten Ergebnisse der SOEP-Auswertungen 
zu den Haushaltseinkommen: Migrant*innen haben ein 
deutlich geringeres (Haushalts-)Einkommen als deut-
sche Haushalte, in denen niemand einen Migrations-
hintergrund hat. So weisen die Daten des Mikrozensus 
für das Jahr 2017 ein Haushaltsäquivalenzeinkommen 
von 2.285 € für rein deutsche Haushalte aus. Demge-
genüber verzeichnen Haushalte, die sich ausschließlich 
aus Migrant*innen zusammensetzen, ein durchschnitt-
liches Äquivalenzeinkommen von 1.464 €. Damit liegen 
die Einkommen migrantischer Haushalte fast 40 % unter 
denen der Vergleichsgruppe (Statistisches Bundesamt 
2018a: 271), wobei sich zwischen den migrantischen 
Gruppen noch einmal deutliche Unterschiede offen-
baren (s. Kap. 1.2). Gleichzeitig setzen migrantische 
Eigentümer*innen stärker auf einen Mix aus (familiä-
rem) Eigenkapital, die Erbringung von Eigenleistungen3 
sowie Krediten (und gegebenenfalls Fördermitteln), um 
dieses finanzielle Defizit auszugleichen (BBSR 2014: 62).

Insbesondere der Aspekt des familiären Zusammen-
legens der finanziellen Ressourcen spielt in der türki-
schen Kultur eine besondere Rolle. So ist es durchaus 

üblich, verheiratete Paare mit hohen Geldsummen bei 
der Finanzierung einer Immobilie zu unterstützen. Dies 
gewinnt in der dritten Generation nochmals an Bedeu-
tung, da hier bereits mehr Kapital in den Familien ak-
kumuliert werden konnte als in der ersten und zweiten 
Generation der Gastarbeiter*innenzuwanderung. Über 
die tatsächliche Vermögensbildung der Migrant*innen 
in Deutschland ist hingegen wenig bekannt. Es gibt 
jedoch durchaus Hinweise, die eine geringere Vermö-
gensausstattung auch bei türkeistämmigen Migrant*in-
nen nahelegen (Frick 2009, FES 2015, DIW 2020).

Welche Rolle migrantische Immobilieneigentümer*in-
nen als Vermietende bei der Wohnraumversorgung von 
Migrant*innen in Deutschland spielen, ist bisher nicht 
erforscht. Die diskriminierenden Belegungspraktiken 
institutioneller und privater deutscher Anbietender 
lassen jedoch vermuten, dass migrantische Eigentü-
mer*innen andere Migrant*innen aus ähnlichen Her-
kunftskulturen aufgrund der kulturellen Nähe weniger 
benachteiligen könnten (vgl. Kap. 1.2.2). 

Eine weitere Sonderrolle scheinen in diesem Zusam-
menhang migrantische Eigentümer*innen von Mehr-
familien häusern einzunehmen, die innerhalb des  
eigenen Familienkontextes ein Mehrgenerationen-
wohnen verwirklichen. Auch wenn bisher keine Daten 
über die quantitative Ausgestaltung dieses Phänomens 
vorliegen, deuten qualitative Untersuchungen (in urba-
nen, stark migrantisch geprägten Kontexten) durchaus 
auf einen relevanten Anteil hin. Dies scheint auch plau-
sibel, da diese Wohnwünsche auf dem Mietwohnungs-
markt nur schwer realisierbar sind.

3  Eigenleistungen werden auch als „Muskelhypothek“ bezeichnet und beschreiben (handwerkliche) Arbeiten, die beim Hausneubau 
oder der Renovierung von den Bauherren selbst erledigt werden, um die Kosten zu reduzieren.
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1.3.1 Wohnraum und Quartier

Gesonderte Bedarfe migrantischer Haushalte an den 
Wohnraum werden in der deutschen Fachdiskussion 
in Politik und Wohnungswirtschaft bisher kaum wahr-
genommen. Viel eher wird die migrantische Wohn-
raumversorgung in Deutschland unter dem Aspekt der 
Integration diskutiert, ohne Besonderheiten hinsicht-
lich der Wohnraumanforderungen oder -wünsche zu  
eruieren (s. auch Kap. 1.4).

Eine Annäherung an die Wohnwünsche der Migrant*in-
nen in Deutschland bieten die Ergebnisse der vhw-
Migrant*innenmilieus aus dem Jahr 2018. Hier wurden 
neben der Zufriedenheit mit der aktuellen Wohnsitu-
ation auch die Wohnwünsche abgefragt. Dabei zeig-
ten sich deutliche Differenzen zwischen den einzelnen 
Milieus, die die Eingangsthese, dass mit steigender 
Aufenthaltsdauer in Deutschland eine Angleichung an 
die Wohnpräferenzen der Mehrheitsbevölkerung ohne 
internationale Geschichte erfolgt, zu bestätigen schei-
nen. Die zentralen Ergebnisse dieser Studie werden im 
nächsten Abschnitt zusammengefasst dargestellt.

Angesichts der in Kapitel 1.2 dargestellten vergleichs-
weise höheren Wohnkosten von Migrant*innen und 
einer durchschnittlich eher schlechteren Ausstattung 
der Wohnungen ist es nicht verwunderlich, dass viele 
Befragte angeben, ihre aktuelle Wohnsituation ver-
bessern zu wollen. Besonders deutlich ist dies bei Be-
wohner*innen von Mehrfamilienhäusern. Hier stimmen 
deutlich über die Hälfte der Aussage zu, dass sie ihre 
Wohnsituation verbessern möchten. In Reihen- oder 
Doppelhaushälften sind es noch knapp 40 % der Be-
fragten, in Einfamilienhäusern noch etwa ein Drittel, 
die angeben, ihre Wohnsituation verbessern zu wollen. 

Hinsichtlich der räumlichen Lage der aktuellen Woh-
nung oder Immobilie sind es besonders die städtischen 
Lagen (innenstadt(nah) oder am Stadtrand), in denen 
über 50 % der befragten Migrant*innen angaben, eine 
bessere Wohnsituation anzustreben, wohingegen die 
Befragten, die „in einem Vorort in der Nähe der Stadt“ 
(46 %) oder „in einem kleinen Ort auf dem Land“  
(34 %) leben, deutlich seltener den Wunsch nach Ver-
besserung äußern (Hallenberg 2018: 77). Insgesamt 
sind es also vor allem die Stadtbewohner*innen in hoch 
verdichteten Wohnlagen, die eine Verbesserung ihrer 
aktuellen Wohnsituation möchten.

Der vhw hat zur Ermittlung abweichender Bedürfnisse 
im Zuge der Migrant*innenmilieus neun einzelne Items 
abgefragt und die Ergebnisse differenziert nach den 
Milieus dargestellt: Dabei zeigte sich, dass für mehr als 
die Hälfte der Migrant*innen die „Sicherheit im Wohn-
viertel“ als entscheidendes Kriterium genannt wurde. 
Dies entspricht etwa dem Wert der sich bei der Be-
völkerung ohne internationale Geschichte zeigt. Auch 
die Bedeutung der ÖPNV-Anbindung, die Nähe zum 
Arbeitsplatz, das Angebot für Kinder und Jugendliche 
sowie der Ruf des Wohnviertels sind für Migrant*innen 
ebenso entscheidend wie für Nichtmigrant*innen. Hier 
zeigt sich eine weitere Annäherung im Vergleich zur 
ersten Migrant*innenmilieustudie aus dem Jahr 2008 
(Hallenberg 2018: 80). 

1.3.2 Kulturelle Bedarfe 

Eine Besonderheit migrantischer Wohnbedarfe, die 
sich auch durch die kulturelle Herkunft begründet und 
deutlich von den Bedarfen der nicht-migrantischen 
Bevölkerung abweicht, ist der Aspekt des Vorhanden-
seins und der räumlichen Nähe zu eigenethnischen 

Die konkrete Ermittlung abweichender Bedürfnisse unterliegt jedoch 
unterschiedlichen Problemen: Zum einen kann durch die Abfrage nach 
der Wohnzufriedenheit immer nur ein Status quo erhoben werden. 
Dieser kann sich jedoch wandeln und unterliegt sowohl den Lebens-
phasen als auch Vorgängen der kognitiven Dissonanzreduktion, die zu 
Anpassungen der eigenen Normen nach unten führen (Häußermann/
Siebel 2000: 217 ff.). Weiterhin werden Ansprüche an den Wohnraum 
selten absolut formuliert, sondern ergeben sich relational. Das heißt, 
es werden auch die tatsächlichen Gegebenheiten des deutschen Im-
mobilienmarktes und die daraus resultierenden Möglichkeiten in den 
Angaben mitberücksichtigt. Dabei ist auch die Bezugsgruppe ele-
mentar. Vergleichen Migrant*innen ihre eigene aktuelle Wohnsitua-
tion mit den Wohnlagen anderer Migrant*innen oder mit der Situation 
der Mehrheitsbevölkerung ohne internationale Geschichte? Je nach 

Auslegung würden die Ergebnisse deutlich voneinander abweichen. 
„Dies führt zu der methodisch-analytischen Konsequenz, dass eine 
reine Bedürfnisforschung schwerlich definitionsbildende Ergebnisse 
liefern kann“ (Meier 2011: 31). Bei einem Vergleich von Migrant*innen 
und Menschen ohne internationale Geschichte muss zudem ein unter-
schiedliches Aspirationsniveau angenommen werden, das sich auch 
auf die Bewertungsstandards auswirken kann. Dies führt u. a. dazu, 
dass „[…] Migranten ihre Lebensbedingungen im Zielland als ‚gut‘ 
bewerten, selbst wenn sie keine mit der Mehrheitsgesellschaft gleich-
wertigen Lebensbedingungen erreichen können“ (Kämpfer 2014: 
108). Gleichwohl kann die Abfrage einzelner Aspekte und ihrer Wich-
tigkeit bei der individuellen Wohnungswahl wertvolle Erkenntnisse zur 
differenzierten Ermittlung der Ansprüche an den Wohnraum liefern.
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Vereinen oder religiösen Einrichtungen. Hier zeigt sich 
aber erneut die innere Differenzierung innerhalb der 
Migrant*innengruppe. Denn der Aspekt der Nähe zu 
„Einrichtungen meiner Religion in der Nachbarschaft“ 
wird lediglich von 5,8 % der Migrant*innen als entschei-
dendes Kriterium der Wohnstandortwahl angegeben 
und die Auswertungen des vhw Migrant*innenmilieus 
lassen vermuten, dass diesen Aspekten überwiegend 
von Haushalte in eher prekären ökonomischen Lagen 
mit einer hohen Traditionsverbundenheit eine beson-
dere Bedeutung beigemessen wird (Hallenberg 2018).

Abseits von den besonderen Bedarfen, die von den 
Migrant*innen selbst geäußert werden, spielt vor allem 
die Verfügbarkeit und Bezahlbarkeit entsprechenden 
Wohnraumangebots eine entscheidende Rolle. Wie 
in Kapitel 1.2 gezeigt wurde, sind die migrantischen 
Haushalte im Durchschnitt größer als Haushalte ohne 
internationale Geschichte und haben ein geringeres 
Einkommen. Gleichzeitig sind es besonders diese Seg-
mente (große Wohnungen und günstige Mieten), die 
nach Angaben der Kommunen aufgrund mangelnder 
Angebote mit großen Schwierigkeiten bei der Wohn-
raumversorgung gekennzeichnet sind (Kichhoff/Lan-
dua/Reimann 2019: 21). Der Bedarf an durchschnittlich 
größeren Wohnungen bzw. mehr Zimmern kann also 
durchaus als spezifischer Bedarf genannt werden, der 
aktuell nicht gedeckt werden kann. So könnte hier eine 
größere Toleranz gegenüber kleineren Zimmern ver-
mutet werden, da so Wohnraumansprüche, die sich 
aus der Haushaltsgröße ergeben und die Bezahlbarkeit 
gleichermaßen berücksichtigt würden.

Auch die Forderung nach familiärem Mehrgeneratio-
nenwohnen scheint für einige Migrant*innengruppen 
eine größere Rolle zu spielen. Erklärt wird dies aus den 
Traditionen der Herkunftskulturen, in denen das Woh-
nen in (groß)familiären Kontexten eher die Regel war 
(Günes 2007). Familienstrukturen sind also für (einige) 
migrantische Haushalte – vielfach auch noch in der 
zweiten Generation – traditionell von höherer Relevanz. 
Dies kann sich auch in dem Wunsch äußern, innerhalb 
eines Hauses im Familienverbund zu wohnen. „So wer-
de vermehrt der Wunsch festgestellt, innerhalb eines 

Hauses mehrere Wohnungen nutzen zu können, um in-
nerhalb des Familienverbundes zwar räumlich getrennt, 
aber in unmittelbarer Nähe zueinander wohnen zu kön-
nen“ (GEWOS 2015: 40). Allerdings scheint dieses Be-
dürfnis ebenfalls mit zunehmender Aufenthaltsdauer in 
Deutschland an Bedeutung zu verlieren. In der dritten 
Generation vollzieht sich auch hier eine Angleichung 
an die Wohnvorstellung deutscher Haushalte und das  
familiäre Mehrgenerationenwohnen verliert an Attrakti-
vität (Günes 2007; GEWOS 2015: 40).

So zeigte Günes (2007) deutliche Differenzen zwischen 
den türkischen Zugewanderten der ersten und zwei-
ten Generation. Während die erste Generation gerne 
in solchen familiären Mehrgenerationen-Wohnkonstel-
lationen leben würde, spielt es für die zweite Genera-
tion bereits eine weniger gewichtige Rolle und in der 
dritten Generation zeigen sich kaum noch Unterschiede 
zur Bevölkerung ohne internationale Geschichte (ebd.: 
97 f.). Die traditionellen Verpflichtungen der Kinder, die 
Pflege der Elterngeneration zu übernehmen, lösen sich 
zunehmend auf, und auch von Seiten der Elterngenera-
tion wird dies weniger erwartet und als nicht mehr zeit-
gemäß angesehen: „Die Verpflichtung bei der zweiten 
Generation, sich um die Eltern im Alter zu kümmern, 
ist zwar bei den meisten Befragten vorhanden, jedoch 
werden sich nicht alle der Tradition entsprechend ver-
halten. Der Bruch mit der Tradition in diesem Themen-
bereich vollzieht sich in dieser Generation langsam und 
wird wahrscheinlich bei der nächsten Generation schon 
vollendet sein“ (ebd.: 148).

Auch dieser Befund bestätigt also die These, dass exis-
tente Unterschiede in den Ansprüchen an den Wohn-
raum zwischen Zugewanderten und der seit Langem 
ansässigen Bevölkerung mit zunehmender Aufenthalts-
dauer verwischen. Inwieweit jedoch besondere Ansprü-
che unterschiedlicher Herkunftskulturen an den Grund-
riss, den Außenraum und das Wohnumfeld bestehen, 
ist bisher kaum erforscht. Dies ist Gegenstand der eige-
nen Untersuchungen in Kapitel 2.
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1.3.3 (Islamisch-)Religiöse Bedarfe 

Während die Frage einer kulturell begründeten Diffe-
renzierung der Wohnpräferenzen von Migrant*innen 
auf dem deutschen Wohnungsmarkt bisher wenig 
trägt, zeigen sich durchaus religiöse Vorgaben, die 
sich in muslimisch geprägten Ländern mit der Kultur 
der Herkunftsregion überlagern (Fischer-Krapohl/Gott-
wald 2007: 151). Zu den Besonderheiten für die Gestal-
tung des Wohnraumes, die sich aus den Islamic Design 
Principles (IDP) ableiten, zählen folgende Punkte: die 
Sicherung der Privatsphäre, die Möglichkeit des Gast-
empfangs, die Möglichkeit, die Schuhe auszuziehen 
und zu lagern, die Orientierung des WCs nach Osten  
oder Westen sowie die Möglichkeit der religiösen  
Waschung im Badezimmer.

Die Berücksichtigung dieser Aspekte kann durch margi-
nale Anpassung der Grundrissgestaltung erfolgen (Ba-
bangida/Sani-Katsina 2018). So ist für die Sicherung der 
Privatsphäre eine möglichst geringe Einsehbarkeit des 
privaten Wohnraumes entscheidend. Auch ein Flur als 
Eingangsbereich, der möglichst vom weiteren Wohn-
raum abgetrennt liegt bzw. keine Einsichten ermöglicht 
und sich zum Gastempfang eignet, ist hier aus Gründen 

der Privatsphäre erwünscht (GEWOS 2015: 41). Der hin-
tere Teil der Wohnung, der im Idealfall auch die Küche 
beinhalten sollte, dient dann als Rückzugsraum für die 
Familie und als Treffpunkt der Frauen. Da das Bade-
zimmer auch für glaubensbezogene Aktivitäten genutzt 
werden soll, ist hier eine deutliche Abtrennung zum 
WC-Bereich erwünscht (ebd.). Besondere Bedarfe, die 
sich an das WC-Mobiliar oder die Ausrichtung richten, 
sind ebenfalls ohne Mehraufwand realisierbar.

Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass diese religiösen 
Bedarfe nur von einem kleinen Teil der migrantischen 
Bevölkerung gewünscht werden, und der Anteil mus-
limisch streng religiöser Migrant*innen eher rückläufig 
ist (Hallenberg 2018: 81). Inwieweit sich die vermehrte 
Zuwanderung aus mehrheitlich muslimisch gepräg-
ten Ländern seit 2015 auf diese Entwicklung auswirkt, 
kann noch nicht abschließend beurteilt werden. Erste 
Annahmen hinsichtlich der religiösen Zusammenset-
zung der Geflüchteten deuten eher auf eine erneute 
Zunahme der Bedeutsamkeit muslimisch-religiöser 
Ansprüche hin. So stellten im Jahr 2018 etwa 162.000 
Personen Erstanträge auf Asyl in Deutschland, wovon 
fast zwei Drittel (61 %) angaben, Muslim*in zu sein  
(Statista 2020). 
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1.4.1  Zuwanderung und Integration  
im Quartierskontext

Die Wohnraumversorgung von Migrant*innen ist in der 
deutschen Debatte eng mit dem Integrationsbegriff4 
verknüpft, denn das Integrationsverständnis in der Bun-
desrepublik Deutschland setzt die persönlichen Kon-
takte im Wohnumfeld als eine zentrale Kategorie für 
eine erfolgreiche Integration: „Nach der Familie und 
neben der Arbeit ist die unmittelbare Nachbarschaft 
von entscheidender Bedeutung für die Integration. Vor 
Ort entscheidet sich, ob ein Quartier sicher, lebenswert, 
offen und integrativ ist. Die Integration findet vornehm-
lich in den Kommunen und Wohnquartieren statt“ (Die 
Bundesregierung 2019: 79). Dementsprechend wird der 
Nachbarschaft und der konkreten Wohnsituation eine 
große Bedeutung zugesprochen und im aktuellen Be-
richt der Integrationsbeauftragten der Bundesregierung 
zählen sie zu den entscheidenden Gelingens faktoren: 
„Das Zusammenleben vor Ort wird maßgeblich in 
Nach barschaften geprägt. Dabei kann die Wohnsitua-
tion (Wohnort und Qualität des Wohnraums) einen Ein-
fluss auf die gesellschaftliche Teilhabe und individuelle 
Lebensqualität und somit auch auf die Integration ha-
ben“ (Die Beauftragte der Bundesregierung für Migra-
tion, Flüchtlinge und Integration 2019: 248). Dabei steht 
die infrastrukturelle Ausstattung der Quartiere im Fo-
kus. „Der Wohnort kann z. B. darüber entscheiden, ob 
qualifizierte Betreuungs- und Bildungseinrichtungen, 
Einkaufsmöglichkeiten, eine Gesundheitsversorgung, 
Arbeitsplätze und Einrichtungen zur Freizeitgestaltung 
gut erreichbar sind“ (ebd.). Die Bedeutung von Kontak-
ten und Begegnungen zwischen unterschiedlichen Eth-
nien und sozialen Schichten wird als elementar für die 
individuelle gesellschaftliche Integration gesehen und 
entsprechend sollten nach Auffassung der Integrations-
beauftragten Begegnungsorte und -formate gefördert 
und weiterentwickelt werden. Denn „auch die soziale 
und kulturelle Zusammensetzung der Nachbarschaft 
und die sich daraus ergebenden oder eben nicht vor-
handenen sozialen Kontakte beeinflussen Zugehörig-
keit(sgefühle) und Chancengleichheit“ (ebd.). 

1.4.2  Defizitperspektive auf  
ethnische Segregation

Ethnische residentielle Segregation, also die wohn-
räumliche Konzentration nicht-deutscher Bevölkerungs-
teile in bestimmten Quartieren, wird in der deutschen 
politischen Debatte überwiegend kritisch bewertet. Da-
hinter steht die Vorstellung, dass sich in stark ethnisch 
segregierten Vierteln institutionell geschlossene Syste-
me herausbilden können, die eine (vollständige) Paral-
lelgesellschaft entstehen lassen und der Integration in 
die Mehrheitsgesellschaft entgegenstehen. Zwar wurde 
auch in Deutschland früh auf die Potenziale sogenann-
ter „ethnischer Kolonien“ für die gesellschaftliche In-
tegration von Zugewanderten hingewiesen, die durch 
ihre herkunftskulturelle Prägung einen Schonraum für 
Neuzugewanderte herausbilden und ihnen das Ankom-
men in der Gesellschaft erleichtern können. In den poli-
tischen Entscheidungen überwiegt jedoch die kritische 
Auffassung und Angst vor Ghettobildung und Parallel-
gesellschaft (vgl. Heckmann 1999; Halm 2016: 239). In-
ternationale Forschungsergebnisse, die das Phänomen 
von ethnischer Segregation entdramatisieren, werden 
hingegen in Deutschland wenig rezipiert. Tatsächlich 
lassen sich jedoch kaum wissenschaftliche Belege fin-
den, „ob und wie die Zusammensetzung eines Wohn-
viertels die individuellen Teilhabechancen seiner Be-
wohnerschaft negativ beeinflusst“ (Münch 2016: 46). In 
der Forschung ist diese Diskussion bereits weiter. Hier 
existieren inzwischen zahlreichen Studien, in denen die 
Potenziale dargelegt werden, die ethnische Gemein-
schaften für die gesellschaftliche Teilhabe im Sinne 
einer ‚Integration trotz Segregation‘ ihrer Mitglieder 
bieten. Durch einen Prozess der Binnenintegration wer-
den zunächst (intraethnische) Kontakte geknüpft und so 
soziales Kapital im Aufnahmeland aufgebaut. Dies bil-
det wiederum die Basis zur weiteren Integration (Elwert 
1982; Ceylan 2006; Schader-Stiftung 2010; Kurtenbach 
2013, Farwick 2018, Nuissl et al. 2019).

In den letzten Jahren wurde zudem unter dem Schlag-
wort „Arrival Cities“ (Saunders 2011) eine neue positive  

4  Integration wird als multidimensionales Konzept verstanden, das die Partizipation am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Leben beschreibt.
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Perspektive auf ethnisch segregierte Quartiere ge-
legt. Es wird argumentiert, dass die bis dato negati-
ven Images von „Ethnischen Enklaven“ (Danzer/Yaman 
2010) als „Parallelgesellschaften“ (Heitmeyer 1998; 
Häußermann 2007) oder „Ghettos“ den Blick auf die 
gesellschaftlichen (Integrations-)Leistungen, die in 
diesen Quartieren erbracht werden, verstellt haben. 
Gleichsam ist auch diese (neue) positivistische Perspek-
tive nicht unumstritten, da ihr vorgeworfen wird, soziale 
Problemlagen auszublenden (Helbig/Jähnen 2019: 46). 
Ebenso unklar wie die Bewertung segregierter Quartie-
re ist die räumliche Ebene, auf der eine soziale und eth-
nische Mischung angestrebt werden sollte (Dangschat/
Alisch 2014). Welche Auswirkungen diese Mischungs-
ideale und -leitbilder auf die Wohnraumversorgung 
von Migrant*innen haben und welche Argumente für 
und gegen eine räumliche Konzentration auf Quar-
tiers- oder Hausebene sprechen, wird in den folgenden  
Abschnitten beschrieben. 

1.4.3  Leitbild der sozialen und  
ethnischen Mischung 

Die kritische Einschätzung ethnisch segregierter Quar-
tiere stützt sich auf das Leitbild sozial und ethnisch 
gemischter Bewohner*innenstrukturen, das sich in 
Deutschland auf den unterschiedlichsten politischen 
Ebenen wiederfindet. Am bedeutsamsten ist hierbei 
wohl die im Wohnbaurecht (WoFG 2002) formulierte 
Forderung nach der „Schaffung und Erhaltung sozial 
stabiler Bewohnerstrukturen“. Auch wenn der Fokus 
klar auf soziale Mischung gerichtet ist, wird auch die 
ethnische Segregation oftmals kritisch bewertet, da 
sich diese Phänomene häufig überlagern und in den-
selben Räumen konzentrieren (Goebel/Hoppe 2015). 
Dabei bleibt jedoch unklar, auf welcher räumlichen  
Ebene diese Mischung konkret angestrebt werden soll-
te, wie sie sich ausgestaltet und wann genau sozial stabi-
le Bewohner*innenstrukturen erreicht sind (Dangschat/
Alisch 2014). So kann der Verbleib ökonomisch erfolg-
reicher Migrant*innenhaushalte in den migrantischen 
Quartieren die ethnische Segregation verfestigen und 

gleichzeitig die soziale Segregation verringern. Zumal 
auch die Bewohner*innenstrukturen ethnisch stark se-
gregierter Quartiere durchaus sozial stabil sein können, 
denn auch hier können sich tragfähige Nachbarschaf-
ten und Sozialstrukturen entwickeln, ohne dass sich ex-
plizite Problemlagen herausbilden (Farwick et al. 2019).
Die Maßgabe der Verbesserung der migrantischen 
Wohnraumversorgung findet sich in diversen städti-
schen (Master-)Planungen als Zielformulierung wieder. 
So kommt eine Analyse der kommunalen Integrations-
konzepte von Krüger (2016) zu dem Ergebnis, dass 
etwa die Hälfte der deutschen Städte das Wohnen 
als eigenes Themenfeld in diesen Dokumenten expli-
zit benennt. Eine häufiger formulierte Forderung zur 
Zielerreichung einer besseren Wohnraumversorgung 
von Migrant*innen ist die interkulturelle Öffnung von 
Wohnungsunternehmen, die zu einem gezielteren und 
weniger diskriminierenden Belegungsmanagement 
führen soll. Auch die Förderung der Wohneigentums-
bildung von Migrant*innen wird in den Integrations-
konzepten oftmals explizit als integrationsfördernde  
Maßnahme erwähnt (Krüger 2016: 8).

Mischung in den Beständen
Da die Kommunen über keine wesentlichen Steue-
rungsinstrumente zur Verteilung migrantischer Bevölke-
rung verfügen, ist die räumliche Verteilung und damit 
auch die Durchmischung auf Quartiersebene allenfalls 
durch die Belegungspraktiken der Wohnungsanbieten-
den zu beeinflussen. Die Belegungspraxis der eigenen 
Bestände unterliegt dabei keiner Vorgabe, sondern 
wird von den Vermietenden frei entschieden.5 Hierbei 
stehen für Eigentümer*innen vor allem die Konfliktmini-
mierung sowie die Fluktuationsreduzierung im Zentrum 
der Vermietungsentscheidung. Bei institutionellen An-
bietenden mit größeren Beständen spielt dabei auch 
die Wohnnachbarschaft bzw. das Quartier eine zuneh-
mende Rolle (Difu 2015; GEWOS 2015). Hier begründet 
auch die Sorge vor Stigmatisierungen der eigenen Be-
stände (und des Quartiers) und der daraus resultieren-
den Vermietungsprobleme die Vermeidung ethnischer 
Segregation (Hanhörster et al. 2020: 8).

5  Eine Ausnahme ist das Segment des geförderten Wohnungsbaus, in dem Kommunen Belegungs- und Benennungsrechte 
innerhalb der Bindungsfrist ausüben können.
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Das Thema Wohnperspektiven von Migrant*innen wird 
bereits seit Anfang der 2000er Jahre in den Niederlan-
den thematisiert. So entstand eine Reihe an Projekten, 
bei denen Wohnwünsche von allochthonen Niederlän-
der*innen unter dem Begriff „multikulturelles Bauen“ 
integriert wurden. Das folgende Kapitel erläutert einige 
Aspekte zur Wohnsituation von Migrant*innen in den 
Niederlanden und stellt anschließend das Rotterdamer 
Neubauprojekt „Le Medi“ als Beispiel eines interkultu-
rellen Wohnprojektes vor. 

Migration in den Niederlanden
Im Februar 2020 hatten 24,3 % der 17.414.806 Nieder-
länder*innen einen Migrationshintergrund.6 Das Zen-
tralbüro für Statistik unterscheidet hierbei zwischen 
Menschen mit einem westlichen Migrationshintergrund 
(10,5 %) und Menschen mit einem nicht-westlichen 
Migrationshintergrund (13,8 %). Insgesamt gehören  
46,3 % der allochthonen Niederländer*innen der zwei-
ten Generation von Migrant*innen an. Die größten Ein-
wanderungsgruppen kommen aus der Türkei, Marokko 
sowie aus den ehemaligen niederländischen Kolonien 
Surinam und Indonesien (CBS 2020). Dies erklärt sich 
insbesondere durch die Unabhängigkeit der ehemali-
gen Kolonien und das Anwerben sowie die Familienzu-
sammenführung von Gastarbeiter*innen (BPB 2007: 2). 

Historisch gesehen haben die verschiedenen Gruppen 
unterschiedliche Startvoraussetzungen in den Nieder-
landen. Zugewanderte aus den ehemaligen Kolonien 
bekamen Unterstützung bei der Wohnungssuche, ih-
nen wurden z. B. Anteile im sozialen Wohnungsbau re-
serviert. Dies sollte ethnischer Segregation vorbeugen. 
Gastarbeiter*innen hingegen waren auf eigene Res-
sourcen bei der Wohnungssuche angewiesen. In den 
1970er Jahren sorgte insbesondere eine Obergrenze 
von maximal 5 % Zugewanderten in Quartieren für ein 
starkes Durchmischungsdogma (Münch 2016: 48). 

Traditionell sind Niederländer*innen für ihre offene Mi-
grationskultur bekannt, die Diversität von Kulturen und 
deren gleichwertige Existenz hervorhebt (BPB 2007). 
1983 wurde das erste Minderheitengesetz verabschie-
det, in dem insbesondere die Stärkung von kulturel-
len Gruppen und Interkulturalität fokussiert wird – im 
Vergleich zu einer individuellen Herangehensweise in 
Deutschland (Meier 2013: 445). Dieser stark interkul-
turell geprägte Ansatz ist seit den 2000er Jahren al-
lerdings in die Kritik geraten und wurde teilweise als 
integrationshemmend wahrgenommen (BPB 2007: 1). 
In den 1990er Jahren wurde ethnische Segregation 
wieder vermehrt politisiert und problematisiert. An-
sätze der ethnischen Mischung finden allerdings ver-
mehrt über Stadterneuerung und durch Mischung von 

6  Die Definition des „Migrationshintergrunds“ ist in den Niederlanden ähnlich weitgehend wie in der Bundesrepublik Deutschland: „In den  
Niederlanden wird die Einwanderungsgeschichte bis zur dritten Generation registriert. Das Statistikbüro kennt für die ‚Herkunft‘ der Bürger zwei 
Kategorien: ‚autochthon‘ (‚von hier‘) und ‚allochthon‘ (‚von anderswo‘). Als ‚allochthon‘ zählt auch, wer einen niederländischen und einen  
nicht-niederländischen Elternteil hat“ (Lindner 2017).

Quelle: Geurst & Schulze Architecten

LE MEDI IN ROTTERDAM  
IST EIN BEISPIEL FÜR DAS SOGENANNTE MULTI-
KULTURELLE BAUEN IN DEN NIEDERLANDEN. 
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Miet- und Eigentumswohnungen statt. Hinsichtlich des 
Herausbildens einer stärkeren Mittelschicht unter Zu-
gewanderten ist jedoch fraglich, inwiefern damit das  
gesetzte Ziel der ethnischen Mischung erreicht werden 
kann (Münch 2016: 49).

Migrant*innen und der  
niederländische Wohnungsmarkt 
Mehr als die Hälfte des niederländischen Wohnungs-
marktes besteht aus selbstgenutztem Wohneigentum 
(BPD 2016: 44). Eigentum hat hier eine lange Tradition 
und wird kaum als gleichwertig zu einer Mietwohnung 
gesehen (ebd.: 21; SCP 2016: 118). Verglichen mit der 
nicht-migrantischen Bevölkerung sind nicht-westliche 
Zugewanderte (und deren Folgegenerationen) seltener 
in Besitz von Wohneigentum. Dennoch ist auffallend, 
dass seit 2000 der Eigentumsanteil dieser Gruppe ge-
stiegen ist. Türk*innen und Menschen aus Suriname 
sind hierbei die Gruppen mit dem höchsten Anteil an 
Eigentum (SCP 2016: 120; Abb. 08).

Seit den 1990er Jahren werden Migrant*innen auch 
verstärkt als spezielle Zielgruppe des Wohnungsmark-
tes gesehen und das Thema Wohnwünsche von Mig-
rant*innen taucht vermehrt in der niederländischen 

Literatur auf (VROM-raad 2002; VROM-raad 2005). So 
sind auch interkulturelle Wohnprojekte in den letzten 
Jahren als Ansatz entstanden, den Wohnungsmarkt 
stärker nachfrageorientiert auch im Hinblick auf die mi-
grantische Bevölkerung zu gestalten. Bewohner*innen 
sollen sich mit den Projekten identifizieren und werden 
gezielt in die Entwicklung mit einbezogen. Somit wer-
den Konsument*innen des Wohnungsmarkts vermehrt 
auch in einer aktiven Rolle gesehen (FORUM2010: 9). 
Eine Untersuchung von VROM-raad (2002) hat ange-
merkt, dass es bereits einige Projekte gibt, in denen 
Kultur als zentrales Thema behandelt wird und außer-
dem vermehrt auf Wünsche der späteren Bewohner*in-
nenschaft eingegangen wird. Ein Beispiel hierfür ist das 
Projekt „Biz Butuyuz“, welches auf Wunsch einer kollek-
tiven Auftraggeber*innenschaft entstanden ist. Ein an-
deres Projekt ist „Mi Akoma di Color“, bei dem sich die 
Wünsche der Bewohner*innen gegenüber denen der 
Stadtverwaltung durchsetzten (FORUM 2010: 15 f., 18 f.).

Interkulturelles Bauen in den Niederlanden 
Diversität beim Wohnen wird in der niederländischen 
Literatur weniger als das Erfüllen von einzelnen Wohn-
wünschen von Migrant*innengruppen verstanden, 
sondern mehr als Leitsatz einer einladenden offenen 
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Bauweise (FORUM 2010: 3). Der VROM-raad (2002: 15) 
versteht unter dem Begriff „multikulturelles Bauen“ 
Konzepte, bei denen kulturelle Funktionen oder Iden-
titäten berücksichtigt werden. Funktionelle Konzepte 
beziehen sich auf unterschiedliche kulturelle Bedürfnis-
se. Beispiele hierfür können eine abgetrennte Küche, 
separate Eingänge, gute Belüftung etc. sein. Konzepte 
in Hinblick auf Identität beschäftigen sich mit dem Aus-
druck der Wohnweise, die z. B. in der Architektur oder 
durch bestimmte Ornamente widergespiegelt wird.

Zudem ist der städtische Kontext dieser Projekte häufig 
als wichtiger Aspekt angeführt. So bietet das Schaffen 
von Wohneigentum insbesondere in bereits ethnisch 
diversen Vierteln für soziale Aufsteiger*innen die Mög-
lichkeit, im Quartier zu bleiben und dort Eigentum zu 
erwerben. Dies wird häufig mit einer Aufwertung von 
„Problemvierteln“ assoziiert (FORUM 2010: 9). Außer-
dem können Städte sich somit als offen und kosmopoli-
tisch darstellen (ebd.: 3, Meier 2013). 

Ein häufig diskutiertes interkulturelles Wohnprojekt in 
den Niederlanden ist „Le Medi“ in Rotterdam (FORUM 
2010; Meier 2013). Das Projekt wurde zwischen 2003 
und 2006 realisiert. In dem Quartier befinden sich 93 
Eigentumswohnungen zwischen 105 und 155 m2 (FO-
RUM 2010: 18 f.). Es wurde von einem Architekten mit 
marokkanischem Hintergrund sowie einem niederlän-
dischen Architekten aus der Rotterdamer Verwaltung 
ins Leben gerufen (Meier 2013: 445). Ziel war es, die 
Diversität Rotterdams auch architektonisch widerzu-
spiegeln (FORUM 2010: 18). Das Projekt orientierte sich 
daher bewusst an dem übergeordneten Thema „Me-
diterranes Wohnen“ und nicht an einzelnen Nationali-
täten. Das Konzept ist sowohl im Hinblick auf Funktion 
als auch Identität interkulturell. Der funktionelle An-
satz wurde insbesondere durch große Möglichkeiten 
der Mitbestimmung im Entstehungsprozess verwirk-
licht. So konnte die Wohnungsgröße bspw. auf bis zu 
155 m2 erweitert werden. Zur Identität haben archi-
tektonische Ornamente sowie die Anlehnung an eine  
marokkanische Kasbah beigetragen.

Das Viertel wurde mehr als identitätsprägendes Wohn-
gebiet verstanden, in dem sich der „Neue Rotterda-
mer“ – kreativ, kulturell, gebildet – niederlassen kann 
(Com-Wonen 2008: 20; FORUM 2010: 18). Durch eine 

Bewohner*innenbefragung wurden drei Zielgruppen 
des Projektes herausgearbeitet. Diese waren junge Nie-
derländer*innen ohne Kinder, niederländische Familien 
mit Kindern sowie Migrant*innen der zweiten Gene-
ration mit Kindern. Die dahinterliegenden Interessen 
waren unterschiedlich. Für junge Niederländer*innen 
waren die „Repräsentation einer anderen niederländi-
schen Kultur“ (Meier 2013: 449) und das Selbstverständ-
nis von Toleranz und Offenheit wichtig. Junge Familien 
wertschätzen das Konzept einer verkehrsberuhigten, 
geschützten Wohnform – in Anlehnung an eine Kas-
bah. Durch den interkulturellen Charakter wurde diese 
Abgrenzung jedoch eher mit Werten wie Toleranz an-
stelle von Überlegenheit und Abschottung verbunden. 
Für Migrant*innen hingegen spielte insbesondere der 
Eigentumserwerb im eigenen Wohnviertel häufig eine 
wichtige Rolle. Die kulturellen Elemente wurden als An-
erkennung gesehen, das Viertel wurde allerdings insbe-
sondere dann für diese Gruppe interessant, nachdem 
auch die niederländische Mittelschicht Interesse zeigte 
(Meier 2013: 448 f.).

Das Projekt zeigt, dass interkultkulturelles Bauen einen 
gewissen urbanen Lebensstil vermitteln kann. Urbane 
Identitäten verändern sich. Toleranz, Offenheit und 
Interkulturalität können als neue Formen von städti-
schen Lebensweisen verstanden werden (Meier 2013: 
450). Dies unterstreicht die These von interkulturellem 
Bauen mit einer breiten ethnischen Zielgruppe. „Le 
Medi“ wird als Vorbild für andere interkulturelle Pro-
jekte gesehen. Dennoch merkt Meier (2013: 451) an, 
dass eine Vielzahl solcher Projekte als „umschlossene 
Oase“ zu einer „flexible[n] Fragmentierung“ urbaner 
Räume führen kann. Demnach ist insbesondere die 
Wechselwirkung von interkulturellen Wohnprojekten 
mit ihrer Umgebung wichtig. Auch wenn eine ethnische 
Segregation im Falle von „Le Medi“ nicht stattfindet, 
so kann von einer gewissen kleinräumigen ökonomi-
schen Segregation gesprochen werden, da sich das 
Quartier an eine bessergestellte Mittelschicht wendet. 
In einer großräumigeren Perspektive führt dieser Zu-
zug von Mittelschichthaushalten in ein eher benach-
teiligtes Viertel dagegen zu einem Abbau der sozialen 
Segregation, was nochmals die Bedeutung der Maß-
stabsebene für die Bewertung von wohnräumlicher  
Segregation unterstreicht.
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In den vorausgegangenen Kapiteln wurde die aktuelle 
Wohnsituation von Menschen aus Einwanderungsfami-
lien nachgezeichnet. Es wurde dargestellt, dass sie auch 
im Jahr 2018 höhere Mietbelastungen zu tragen hatten 
als die Bevölkerung ohne Einwanderungsgeschichte. 
Gleichzeitig wohnen Migrant*innen in durchschnittlich 
kleineren Wohnungen. Dies wird besonders deutlich, 
wenn die Haushaltsgröße mitbetrachtet wird. Gleich-
zeitig zeigen sich deutliche Verbesserungen sowohl 
auf der individuellen Ebene (mit einer zunehmenden 
Aufenthaltsdauer) als auch im Generationen vergleich. 
Hier kann auch die zunehmende Angleichung der An-
sprüche an den Wohnraum an die Bevölkerung ohne 
internationale Geschichte nachgezeichnet werden. 
So werden in der dritten Nachfolgegeneration Zuge-
wanderter kaum noch Unterschiede hinsichtlich der 
Wohnwünsche deutlich. Dies ist zum einen in der Auf-
lösung der Bedeutsamkeit der Traditionsvermittlung 
der Herkunftsregionen durch die Elterngeneration 
und zum anderen in der individuellen Sozialisierung in  
Deutschland begründet.

Die weiterhin beobachteten Benachteiligungen in der 
Wohnraumversorgung auch dieser kulturell weitestge-
hend assimilierten Migrant*innen erklären sich aus Dis-
kriminierungen auf dem Wohnungsmarkt. Diese kann 
entweder durch konkrete Diskriminierung aufgrund 
einer (zugeschriebenen) Einwanderungsgeschichte als 
auch durch strukturelle Benachteiligungen in der Be-
legungspraxis geschehen. Hier könnten migrantische 
Makler*innen und Wohnungsanbietende eine Sonder-
rolle einnehmen, da sie aufgrund der kulturellen Nähe 
möglicherweise weniger ethnisch diskriminierende 
Praktiken anwenden. Weiterhin geben auch politi-
sche Rahmenbedingungen eine Defizitperspektive 
auf die Konzentration von Migrant*innen in einzelnen  
Stadtlagen preis. 

Im Hinblick auf die Eigentumsbildung von migranti-
schen Haushalten wird dies von der Politik als erstre-
benswertes Ziel formuliert. Dabei muss jedoch zwischen 
selbstgenutztem Wohneigentum und der Immobilie als 
Kapitalanlage unterschieden werden. Insbesondere das 
selbstgenutzte Wohneigentum wird, sofern finanziell re-
alisierbar, auch mit Hinblick auf die individuelle Integra-
tion der Eigentümer*innen durchweg positiv bewertet. 
Eine Bewertung der migrantischen Eigentums bildung 

mit Fokus auf die Integrationsleistung(sfähigkeit) des 
Quartiers fällt differenzierter aus: Erfolgt die Wohn-
eigentumsbildung im selben Wohnquartier, wird dies 
positiv gewertet, da zum einen im Hinblick auf die per-
sönliche Wohnbiographie nachbarschaftliche Netzwer-
ke aufrechterhalten werden können und zum anderen 
ökonomisch aufsteigende bzw. aufgestiegene Haushal-
te im Quartier verbleiben. Ist mit der Eigentumsbildung 
jedoch ein Fortzug aus dem angestammten Quartier 
verbunden, ist dies ambivalent zu bewerten: Für die 
individuelle Wohnzufriedenheit und Identifikation mit 
Deutschland ist die Eigentumsbildung weiterhin sehr 
förderlich. Für das angestammte Quartier, aus dem der 
Fortzug erfolgt, muss dies jedoch auch kritisch bewer-
tet werden, da mit Fortzug eigentumsbildender Mittel-
schichtshaushalte nicht nur Kapital, sondern oftmals 
auch Personen das Quartier verlassen, die eine wichtige 
(Kultur-)Mittler*innenrolle eingenommen haben.

Inwieweit es spezifische migrantische Bedarfe hin-
sichtlich der Lage, der Architektur und der Grundriss-
gestaltung von Wohnungen und Häusern gibt, ist in 
Deutschland bisher hingegen nicht erforscht worden. 
Aktuell wird hier eher kein abweichender Bedarf unter-
stellt. Die Empirie hierfür ist jedoch sehr dünn, da sich 
diese Angleichungen auch mit Anpassungen an Dis-
sonanzen erklären lassen. Erst im Zuge der vermehrten 
Zuwanderung geflüchteter Personen, die vorwiegend 
aus muslimisch geprägten Regionen migrieren, werden 
wieder mögliche besondere kulturelle Bedarfe intensi-
ver diskutiert. Hier ist jedoch die Perspektive eher auf 
die Kostenreduzierung und Integrationsleistung als auf 
die individuellen oder kulturspezifischen Wünsche und 
Bedarfe gelegt. Eine ergebnisoffene Evaluierung ins-
besondere der Bedarfe und Wohnvorstellungen von 
Migrant*innen, die schon länger hier leben, ist bisher 
kaum erfolgt. 
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KAPITEL 2 

Fallstudienanalyse und 
Wohnwunschbefragungen
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Methodik
Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurden mit 
Augsburg, Dortmund und Hannover drei Fallstudien-
städte gewählt, die eine im bundesdeutschen Vergleich 
lange und überdurchschnittlich starke Migrations-
erfahrung vorweisen und aktuell auch weiterhin durch 
Zuwanderung geprägt sind. Historisch durch die auf-
strebenden Industrien – die Textilindustrie in Augsburg, 
die Montanindustrie in Dortmund und die Automo-
bilindustrie in Hannover – waren die drei Städte Zu-
wanderungsziel von Arbeitsmigrant*innen. Die größte 
Migrantengruppe bilden dabei in allen drei Städten 
Menschen türkischer Herkunft, die im Zuge der Gastar-
beiter*innenmigration in den 1960er und 1970er Jahren 
nach Deutschland migriert sind. Die gewählten Fallstu-
dienstädte liegen mit Augsburg in Bayern, Dortmund in 
Nordrhein-Westfalen und Hannover in Niedersachsen 
zudem in unterschiedlichen Bundesländern und sind in 
differente regionale Kontexte eingebettet. Hierdurch 
können durch vergleichende und fallstudienübergrei-
fende Analysen lokale Besonderheiten und bundes-
deutsche Gemeinsamkeiten herausgearbeitet werden. 
Weiterhin sind die Fallstudienstädte durch angespann-
te Wohnungsmärkte und Bevölkerungswachstum ge-
prägt (Tab. 01 im nachfolgenden Abschnitt). Innerhalb 
der Fallstudienstädte wurden nochmals Stadtteile in 
den Fokus gerückt, die durch hohe Konzentrationen 
migrantischer Bevölkerungsteile gekennzeichnet sind. 
Hiermit wurde ein idealer Rahmen zur tiefergehenden 
Erforschung der migrantischer Wohnungsmarkterfah-
rungen, -erwartungen und -potenziale insbesondere 
türkeistämmiger Migrant*innen gesetzt. Vor allem der 
hohe Anteil von Menschen muslimischen Glaubens in 
dieser Gruppe und damit verbundene religiös-kulturel-
le Besonderheiten und Bedarfe bei der Wohnungsver-
sorgung und -gestaltung sind dabei von Interesse. 

In einer umfassenden Dokumentenrecherche wurden an-
schließend die Migrationsspezifika und die Wohnungs-
marktsituation in den drei Fallstudien aufgearbeitet.  
Hierzu wurden kommunale Quellen wie die statisti-
schen Demographie- und Wohnungsmarktberichte, 
Quartiersanalysen und Bürgerbefragungen ebenso wie 
bundesweite Datensätze wie der Zensus 2011 und der 
Mi kro zensus 2014 und 2018 herangezogen. 

In diesen Fallstudiengebieten wurden leitfadengestütz-
te Interviews mit Fachleuten aus Immobilienwirtschaft, 

Verwaltung und Zivilgesellschaft durchgeführt, um die 
lokale Situation und das Potenzial zu erörtern. Recht-
liche Restriktionen als Folge der Corona-Epidemie wäh-
rend der Empiriephase (von März bis Juli 2020) dieses 
Projekts machten die direkte Akquirierung religiöser 
türkeistämmiger Haushalte unmöglich, da die Zusam-
menkunft mehrerer Personen, auch zu religiösen oder 
kulturellen Anlässen, gesetzlich untersagt war. Entspre-
chend entfiel die Möglichkeit der direkten Ansprache 
dieser Gruppe. Um dennoch die Perspektive migranti-
scher Mittelschichthaushalte als potenzielle Wohn-
eigentumserwerber*innen und damit Zielgruppe der 
Immobilienwirtschaft in den Fallstudienstädten abzu-
bilden, wurden Multiplikatoren aus der Zivilgesellschaft 
und Vertreter*innen muslimisch geprägter Verbände 
und Organisationen telefonisch interviewt.

Ziel der Gespräche war es, die unterschiedlichen Per-
spektiven auf die Thematik der Wohnsituation von 
Migrant*innen zu erfassen. Insgesamt wurden 28 leit-
fadengestützte Interviews durchgeführt, davon drei 
Gruppeninterviews und 25 Einzelinterviews. Es wurden 
32 Personen interviewt, darunter neun Frauen und 23 
Männer. Aufgrund der im Frühjahr 2020 geltenden Kon-
takt- und Reisebeschränkungen wurde ein Großteil der 
Interviews telefonisch oder per Videotelefonie durch-
geführt. Lediglich zwei der Interviews wurden face-to-
face geführt, eines per E-Mail. Die Länge der Interviews 
betrug im Schnitt 50 Minuten. Der Leitfaden formulierte 
Kernfragen sowie eine Reihe von Vertiefungsfragen, die 
entsprechend der Funktion der Interviewten angepasst 
wurden. Die wesentlichen Kernfragen lauteten:

1.  Wie gestaltet sich die Zugänglichkeit und Wohn-
situation des lokalen Wohnungs-, Immobilien- und 
Kreditmarktes für Migrant*innen im Vergleich zur 
Bevölkerung ohne internationale Geschichte?

2.  Sind besondere Wohnbedarfe bekannt, die von ein-
zelnen Migrant*innengruppen gewünscht werden? 
Gibt es besondere Anforderungen oder Ansprüche 
an den Grundriss, die Architektur oder die Lage?

3.  Welche Beschränkungen und Möglichkeiten wer-
den in der Wohneigentumsbildung von Migrant*in-
nenhaushalten gesehen und welche Rolle spielen 
migran tische Eigentümer*innen bei der Wohnraum-
versorgung von Migrant*innen? 
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4.  Gibt es Akteure oder Strategien, die sich auf die  
Zielgruppe der Migrant*innen spezialisiert haben? 
Wie werden solche Strategien bewertet?

5.  Welche Rolle spielt das Leitbild der Mischung bei 
der Zugänglichkeit des Wohnungsmarktes? Wie 
wird eine einseitige ethnische Belegung in Neu- und 
Bestandssegmenten bewertet?

Methodisch anzumerken ist, dass die Thematik mig-
rantischer Wohnraumversorgung und abweichender, 
religiös oder kulturell begründeter Wohnbedarfe mi-
grantischer Bevölkerungsteile in Deutschland bisher 
sowohl von der Immobilienwirtschaft und der Kommu-
nalverwaltung als auch von den Migrant*innenselbst-
organisationen kaum bearbeitet wurde und wird. In 
den Fallstudienstädten existieren keine migrantischen 
Organisationen, die sich explizit mit der Wohnraum-
versorgung bereits länger hier lebender Migrant*innen 
beschäftigen. Die Immobilienwirtschaft zeigte eine 
geringe Beteiligungsbereitschaft, sodass Anfragen zu 
dieser Thematik von vielen Akteuren, insbesondere von 
Makler*innen und Wohnungsunternehmen unbeant-
wortet blieben oder abgelehnt wurden. Im Zuge der 
vermehrten Zuwanderung Geflüchteter 2015 wurde al-
lerdings die Zivilgesellschaft durch die oftmals proble-
matischen Übergänge von Gemeinschaftsunterkünften 
in privaten Wohnraum verstärkt auf dieses Thema auf-
merksam. Auch wenn sich diese Initiativen auf die Wohn-
raumversorgung Schutzsuchender fokussieren, konnten 
sie sich umfangreiche Informationen über die Zugäng-
lichkeit des lokalen Wohnungsmarktes sowie besondere 
kulturell begründete Wohnpräferenzen und gegebenen-
falls hieraus resultierende Konfliktpotenziale aneignen 
und wurden daher ins Interviewsample aufgenommen.

Parallel wurden durch quantitative Auswertungen der 
deutschlandweit durchgeführten BPD-Wohnwunschbe-
fragungen die Besonderheiten und Unterschiede zwi-
schen der Bevölkerung ohne internationale Geschichte 
und Menschen aus unterschiedlichen Herkunftsregio-
nen und Bezugsländern herausgearbeitet. Dabei wur-
de in besonderem Maße die unterschiedliche Bedeut-
samkeit von halb-öffentlichen und halb-privaten (Frei-)
Räumen herausgestellt. Auf der bundesweiten Ebene 
mit knapp 24.000 Befragten konnten dabei zwei stark 

durch Migrant*innen geprägte Milieus ausgewertet 
werden, ohne dass dadurch aber die Gesamtzahl der 
Migrant*innen abgebildet wird. In den drei Fallstu-
dienstädten wurden zudem regionale Wohnwunsch-
befragungen mit je 600 Befragten durchgeführt, die 
sowohl die Existenz einer Einwanderungsgeschichte 
inklusive Herkunftsland als Merkmal abfragten, als auch 
Wohnwünsche zu architektonischen Gestaltung, Lage, 
Grundriss und Freiraum. 

Durch die Verknüpfung der quantitativen Zielgruppen-
befragung und der qualitativen Expert*innen-Interviews 
lassen sich sowohl die Potenziale einer migrant*innen-
spezifischen Wohnraumversorgung in den einzelnen 
Fallstudienstädten nachzeichnen, als auch fallstudien-
übergreifend Muster erkennen.

In einem Abschlussworkshop wurden die Ergebnisse 
der Untersuchung nochmals mit Expert*innen aus den 
Fallstudienstädten und der immobilienwirtschaftlichen  
Praxis diskutiert.7

Wahl der Fallstudiengebiete
Bei der Wahl der Fallstudienstädte und -bezirke wur-
den im Sinne eines Most-similar-Designs (Jahn 2011) 
Gebiete mit einer möglichst ähnlichen migrantischen 
Bevölkerungskomposition ausgewählt. Insbesonde-
re die Gruppe der türkeistämmigen Migrant*innen, 
die bereits in der zweiten und dritten Generation in 
Deutschland leben, sollte in allen betrachteten Fall-
studien einen bedeutsamen Anteil an der (migranti-
schen) Bevölkerung stellen. Mit Augsburg, Dortmund 
und Hannover wurden so drei Städte zur vertiefenden  
Analyse ausgewählt.

In Tabelle 01 sind einige demographische Eckdaten der 
Fallstudienstädte dargestellt.

Hinsichtlich der Wohnungsmärkte bieten die drei Fallstu-
dienstädte einige Gemeinsamkeiten, denn sie sind durch 
zunehmende Wohnungsknappheit gekennzeichnet.

Während der Augsburger Wohnungsmarkt durch die 
räumliche Nähe zur Metropole München geprägt ist, ist 
die Stadt Hannover durch die solitäre Lage und verbun-
den mit der Landeshauptstadtfunktion durch andere  

7 Wir möchten uns herzlich bei allen Interviewpartner*innen, Expert*innen und Kolleg*innen bedanken, die uns im Zuge des Projektes unterstützt haben.
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Wachstumstreiber gekennzeichnet. Mit Dortmund ist 
zudem eine Stadt im östlichen Ruhrgebiet vertreten, 
die durch Strukturwandel geprägt ist und nach langen 
Schrumpfungsprozessen wieder anhaltende Bevölke-
rungswachstumsraten aufweist. Die nachfolgende Tabel-
le 02 stellt die Mietbelastungsquote von migranti schen 
und nicht-migrantischen Mehrpersonen haushal ten so- 
wie die Eigentums quote auf Basis des Mikro zensus 2014 
dar. Dabei wird deutlich, dass in allen drei Fall studien-
städten die Mietbelastungsquote für Migrant*innen-
haushalte etwa 2 % über der Mietbelastungsquote seit 
Langem ansässiger Haushalte liegt:

Nach Angaben des Mikrozensus 2014 leben etwa 70 % 
der Augsburger Haushalte zur Miete, 16,5 % in Eigen-
tumswohnungen und 13,6 % in Eigenheimen (Holm/
Junker 2019: 42). Demgegenüber wohnen in Dortmund 
knapp 25 % der Haushalte in selbstgenutztem Wohn-
eigentum und 74,4 % der Haushalte wohnen zur Mie-
te. Am Hannoverschen Wohnungsmarkt sind 20 % der 
Haushalte Eigentümer*innen ihres Wohnraumes und  
80 % wohnen zur Miete (Tab. 02).

Innerhalb der Fallstudienstädte wurde ein Fokus auf die 
Bezirke Augsburg-Oberhausen, Dortmund Innenstadt-

TABELLE 02 – FALLSTUDIENSTÄDTE – MIETBELASTUNGS- UND EIGENTUMSQUOTE, 2014

Augsburg Dortmund Hannover

Mietbelastungsquote von Mehrpersonen-
haushalten mit Migrationshintergrund11

Median: 22 %
Durchschnitt: 24,1 %

Median: 24 %
Durchschnitt: 26,2 %

Median: 25 %
Durchschnitt: 26,2 %

Mietbelastungsquote von Mehrpersonen-
haushalten ohne Migrationshintergrund11

Median: 21 %
Durchschnitt: 22,5 %

Median: 22 %
Durchschnitt: 23,2 %

Median: 22 %
Durchschnitt: 24,7 %

Eigentumsquote11 30,1 % 25,6 % 20,0 %

8 Bertelsmann-Stiftung: Wegweiser-Kommune (2020)
9 Dortmunder Statistik (2018): 25; Stadt Augsburg (2018d): 28; LHH (2018a): X-5
10 Zensus 2011
11 Holm/Junker (2019): 34ff, 418ff, 930ff

TABELLE 01 – FALLSTUDIENSTÄDTE – DEMOGRAPHISCHE KENNZAHLEN, 2018

Augsburg (2018) Dortmund (2018) Hannover (2018)

Bevölkerung8 295.135 587.010 583.068

Anteil von Menschen mit nicht-deutscher  
Staatsangehörigkeit (in %)8 

21,7 17,5 17,7

Top 3 Herkunftsländer (2017)9 Türkei: 11.701 Türkei: 21.852 Türkei: 15.700

Rumänien: 7.242 Polen: 9.922 Polen: 8.300

Italien: 4.280 Syrien: 8.943 Syrien: 5.100

Relative Bevölkerungsentwicklung 2011-2018 (in %)8 9,6 2,7 5,6

Wanderungssaldo (je 1.000 EW)8 12,1 4,3 7,0

SGB II-Quote (in %)8 6,8 17,9 15,2

Einkommenssteuer (je EW in €)8 539 427 481

Wohnfläche pro Person (m2)8 37,8 41,0 41,1

Leerstandsquote (2011 in %)10 3,5 3,9 3,0
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Nord und Hannover-Sahlkamp gelegt, die im innerstäd-
tischen Vergleich durch besonders hohe Konzentratio-
nen migrantischer Bevölkerungsteile geprägt sind.

Augsburg-Oberhausen, Dortmund Innenstadt-Nord 
und Hannover-Sahlkamp

Die gewählten Quartiere Augsburg-Oberhausen, Dort-
mund Innenstadt-Nord sowie Hannover-Sahlkamp 
zeichnen sich durch einen im innerstädtischen Vergleich 
besonders hohen Migrant*innenanteil aus. Gleichzeitig 
sind diese Gebiete bereits länger im Fokus der Stadt-
entwicklung und Adressaten verschiedener (städtebau-
licher und sozialer) Fördermaßnahmen. So ist in allen 
drei Fallstudienquartieren das Bund-Länder-Programm 
„Soziale Stadt“ aktiv und die städtebauliche Aufwer-
tung steht neben der sozialen Stabilisierung im Zent-
rum der Entwicklung. Die Gebiete sind von preisgüns-
tigem Wohnraum und einer eher hohen Fluktuation 
geprägt und sind häufig auch die ersten Wohnquartiere 
für neuzugewanderte Migrant*innen. In dieser Funk-
tion als „Ankunftsquartiere“ oder „Arrival Cities“ sind 
sie im Zuge der vermehrten Fluchtzuwanderung seit 
2015 wieder verstärkt in den Fokus von Forschung und 
Stadtpolitik gerückt (Saunders 2011; Kurtenbach 2015;  
Hans et al. 2019).

Hinsichtlich der städtebaulichen und demographi-
schen Struktur lassen sich die Gebiete als segregierte 
„Problemquartiere“ beschreiben, die sich in ähnlicher 
Weise in vielen deutschen Großstädten finden lassen. 
Bei Augsburg-Oberhausen und der Dortmunder In-
nenstadt-Nord handelt es sich um innenstadtnahe Alt-
baugebiete, das Quartier Hannover-Sahlkamp ist eher 
peripher gelegen und maßgeblich durch die Groß-
wohnsiedlung Sahlkamp-Mitte aus den 1970er Jahre 
gekennzeichnet. Gleichwohl ist die Vergleichbarkeit der 
Quartiere untereinander nicht einfach, da die adminis-
trativen Zuschnitte der Stadtteile bzw. Bezirke stark va-
riieren, was sich auch in den unterschiedlichen Größen 
der Bevölkerung und der Fläche zeigt (Tab. 03).

Für eine kleinräumige Charakterisierung der Woh-
nungsmärkte wurden die Daten aus dem Zensus 2011 
für die Fallstudienstädte und -bezirke aufbereitet. Auch 
wenn die Daten methodische Schwächen aufweisen15 
und aufgrund der fehlenden Aktualität die Entwicklun-
gen der letzten Jahre nicht abbilden können, bilden 
sie die einzige bundesweit verfügbare Datenbasis, die 
einer einheitlichen Systematik folgt. Für die nachfol-
genden Grafiken wurden 100×100-Meter-Rasterdaten  
des Zensus mit den Gebietseinheiten verschnitten.

TABELLE 03 – KENNZAHLEN DER FALLSTUDIENQUARTIERE

Augsburg- 
Oberhausen (2017)12

Dortmund Innen-
stadt-Nord (2018)13 

Hannover-Sahlkamp 
(2016)14

Fläche (km²) 7,20 14,44 3,14

Bevölkerung 27.939 59.502 14.199

Deutsche mit Migrationshintergrund in der 
Definition des Statistischen Bundesamtes

6.365 12.669 2.819

Bevölkerung mit nicht-deutscher  
Staatsangehörigkeit

11.578 31.069 3.159

12 Stadt Augsburg (2019a): 8, 12, 31
13 Stadt Dortmund (2019b): 28; Stadt Dortmund (2004): 3
14 Landeshauptstadt Hannover (2016): i-7, III-7 
15  Insbesondere die Definition des Zensus der Kategorie kommunaler Wohnungsunternehmen ist für unsere Betrachtung ungünstig. So wird das 

Dortmunder Wohnungsunternehmen DOGEWO nicht als kommunales Unternehmen geführt, da es nicht der Kommune selbst, sondern kom-
munalen Tochtergesellschaften gehört. Gleichwohl hat die DOGEWO einige Bestände im Dortmunder Bezirk Innenstadt-Nord, die jedoch im 
Rahmen dieser Statistik nicht quantifiziert werden können.
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Alle drei Grafiken – Quelle: Eigene Darstellung; Daten: Eigene Berechnung nach Zensus, 2011

ABBILDUNG 11 –  GEBÄUDETYPEN DER WOHNGEBÄUDE IN DEN FALLSTUDIENSTÄDTEN  
UND -QUARTIEREN, 2011

 Anderer Gebäudetype

  Gereihtes Haus

 Doppelhaushälfte 

 Frei stehendes Haus

ABBILDUNG 09 –  EIGENTUMSVERHÄLTNISSE DER WOHNGEBÄUDE IN DEN FALLSTUDIENSTÄDTEN  
UND -QUARTIEREN, 2011

 Sonstige

  Privatwirtschaftliche  

Wohnungsunternehmen

  Kommune oder kommunales 

Wohnungsunternehmen

 Wohnungsgenossenschaft 

 Private Einzeleigentümer
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ABBILDUNG 10 –  BAUALTER DER WOHNGEBÄUDE IN DEN FALLSTUDIENSTÄDTEN  
UND -QUARTIEREN, 2011

 Neubauten

 Nachkriegszeiten 

 Vorkriegszeiten
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Bei den Daten zu den Eigentumsverhältnissen des 
Wohnungsbestandes (Abb. 09) zeigt sich, dass priva-
te Einzeleigentümer*innen in allen drei betrachteten 
Stadträumen dominieren. Auffällig ist, dass im Bezirk 
Innenstadt-Nord in Dortmund der Anteil privatwirt-
schaftlicher Wohnungsunternehmen mit 27 % deutlich 
höher als in den anderen beiden Fallstudiengebieten 
liegt. Gleichzeitig sind die in Augsburg-Oberhausen 
und Hannover-Sahlkamp vertretenen kommunalen 
Wohnungsunternehmen in Dortmund überhaupt nicht 
existent. Dies liegt an der problematischen Definition 
kommunaler Wohnungsunternehmen im Zensusdaten-
satz (s. Fußnote 15). Weiterhin fällt auf, dass in Augs-
burg-Oberhausen und Dortmund Innenstadt-Nord 
der Anteil an Wohnungsgenossenschaften über dem 
städtischen Durchschnitt liegt, in Hannover-Sahl-
kamp hingegen keine genossenschaftlichen Bestände  
ausgewiesen sind.

Eine Betrachtung des Baualters der Gebäude im Stadt-
gebiet sowie den jeweiligen Fallstudiengebieten (Abb. 
10) verdeutlicht den Charakter der Quartiere. Hierfür 
wurden die Angaben der Baujahre im Zensusdatensatz 
zu drei Klassen zusammengefasst: Gebäude, die vor 
1945 entstanden sind (Vorkriegszeit, d. h. überwiegend 
Gründerzeit), Gebäude der Nachkriegszeit (1945-2000) 
und Neubau (ab 2000). Während in Augsburg-Oberhau-
sen und Dortmund Innenstadt-Nord die Bebauung der 
Vorkriegszeit und hier insbesondere der Gründerzeit 
fast die Hälfte des Gesamtbestandes ausmacht, ist der 

Bezirk Hannover-Sahlkamp mit über 90 % durch Bebau-
ung der Nachkriegszeit geprägt. Weiterhin ist auffällig, 
dass im Dortmunder Bezirk Innenstadt-Nord keinerlei 
Neubau ausgewiesen wurde.

Durch eine Betrachtung der Gebäudetypen (Abb. 11) 
lässt sich der Charakter der Baustruktur in den Quartie-
ren weiter nachzeichnen. So wird deutlich, dass der Be-
zirk Dortmund Innenstadt-Nord mit über 80 % deutlich 
von gereihten Häusern (zu denen auch ein- oder zwei-
seitig angebaute Mehrfamilienhäuser zählen) geprägt 
ist, während dieser Gebäudetyp in Hannover-Sahlkamp 
und Augsburg-Oberhausen nur etwa ein Drittel des 
Gesamtbestandes ausmacht. Weiterhin ist auffällig, 
dass im Hannoveraner Bezirk Sahlkamp etwa die Hälf-
te der Gebäude in die Kategorie frei stehendes Haus 
fällt. Dies liegt vor allem an der Einfamilienhausstruk-
tur, die das Gebiet der Großwohnsiedlung umgibt und 
dadurch die Gebäude- und auch die Einwohnerstatistik 
zahlen mäßig dominiert.

Hinsichtlich der Wohnungsmärkte können also sowohl 
Gemeinsamkeiten zwischen den Fallstudien als auch 
deutliche Differenzen herausgearbeitet werden. So 
sind die Fallstudiengebiete im Vergleich zur jeweiligen 
gesamtstädtischen Wohnungsmarktsituation stärker 
durch privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen ge-
prägt. In Dortmund Innenstadt-Nord sowie Augsburg-
Oberhausen lässt sich zudem ein überdurchschnittli-
cher Anteil gründerzeitlicher Bebauung identifizieren. 
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2.2 Fallstudie Augsburg



Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von © OpenStreetMap Contributors

2.2.1 Stadtprofil Augsburg

Augsburg ist eine kreisfreie Großstadt mit knapp 
300.000 Einwohner*innen und liegt ca. 60 km nord-
westlich von München in Bayern. Sie ist Verwaltungssitz 
des Regierungsbezirks Schwaben und gliedert sich in 
42 Stadtbezirke, die zu 17 Planungsräumen zusammen-
gefasst sind. Umgeben von den Landkreisen Augsburg 
nordwestlich bis südwestlich und Aichach-Friedberg 
nordöstlich bis südöstlich, umfasst die Stadt Augsburg 
eine Fläche von 146,9 km² und rund 2.030 Einwohner*in-
nen pro Quadratkilometer (Stadt Augsburg 2019a: 8 f., 
12). Davon sind 10,9 % als Verkehrsfläche genutzt sowie 
32,7 % Siedlungsfläche (ebd.: 8). Die Stadt Augsburg 
ist die älteste Stadt Bayerns und verfügt über eine gute 
Verkehrsanbindung. Der Schienenverkehr der „Magis-

tralen für Europa“ führt durch Augsburg, sodass sich 
jede wichtige europäische Metropole in fünf Stunden 
erreichen lässt (Stadt Augsburg 2020d).

Die Stadt Augsburg weist seit der Jahrtausendwende 
ein ausgeprägtes Bevölkerungswachstum dank positi-
ver Wanderungsbilanzen auf und zählt seit 2010 zu den 
am stärksten wachsenden Großstädten Deutschlands 
(Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2017). 
2019 erreichte sie erstmals fast die 300.000-Einwoh-
ner-Marke mit 299.620 registrierten Einwohner*innen 
zum Stichtag Ende des Jahres (Stadt Augsburg 2020a;  
Abb. 13).

Berühmt ist die Stadt für die Kaufmannsdynastie 
der Fugger, die vom 14. bis zum 17. Jahrhundert die  

ABBILDUNG 12 – SCHWARZPLAN AUGSBURG-OBERHAUSEN

46STUDIE IN ZUSAMMENARBEIT – BPD IMMOBILIENENTWICKLUNG UND ILS



Quelle: Eigene Darstellung; Daten: Eigene Darstellung nach Stadt Augsburg 2019c: 10 und Stadt Augsburg 2020e: 8

Quelle: Eigene Darstellung; Daten: Stadt Augsburg 2019a: 26 ff.
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ABBILDUNG 13 –  BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG DER STADT AUGSBURG VON 2013 BIS 2019
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Entwicklung der Stadt prägte (Stadt Augsburg 2020b: 
14 f.) und sie zu einem bedeutenden Industriestandort 
vor allem der Textilindustrie heranwachsen ließ. Histo-
risch betrachtet warb die Augsburger Textilindustrie 
schon vor 1930 Arbeitnehmer*innen aus dem damali-
gen Böhmen an, ab 1960 vermehrt Arbeiter*innen aus 
Südeuropa und seit den 1970er Jahren vorwiegend aus 
Südosteuropa bzw. der Türkei (Stadt Augsburg 2020b: 
28 ff.). Begünstigt zusätzlich durch die gute Verkehrs-
anbindung war Augsburg so schon früh durch Zuwan-
derung geprägt und verzeichnet heute bundesweit 
einen der höchsten Anteile nicht-deutscher Bevölke-
rung unter allen deutschen Großstädten (Statistisches 
Bundesamt 2018b, Stadt Augsburg 2020c). Der Anteil 
der Bevölkerung mit nicht-deutscher Staatsangehörig-
keit (23,2  %) bzw. der Personen mit Migrationshinter-
grund (46,8  %), in der Definition des Statistischen Bun-
desamtes, hat von 2006 bis 2019 deutlich zugenommen 
(+ 36.468 Einwohner) und beläuft sich auf insgesamt 
140.115 Personen 2019, während die Bevölkerungszahl 
der Deutschen ohne Migrationshintergrund recht kon-
stant, aber leicht rückläufig bei knapp 160.000 Einwoh-
ner*innen liegt (Stadt Augsburg 2020a).

Die größte migrantische Gruppe in Augsburg ist mit 
konstanter Bevölkerungszahl von rund 21.300 Einwoh-
ner*innen die türkische, gefolgt von den Bezugsländern 
Rumänien mit deutlich wachsender Bevölkerungs zahl 
(von 2006 ca. 12.600 auf 18.400) sowie der Russischen 
Föderation, Kasachstan und Polen mit Bevölkerungs-
zahlen zwischen 8.000 und 9.500 (Stadt Augsburg 
2020a). Historisch bedingt steht somit die Bevölke-
rungsgruppe der Aussiedler*innen an zweiter Stelle 
und seit der EU-Osterweiterung und der EU-Freizügig-
keit die Bevölkerung mit rumänischen Wurzeln an drit-
ter Stelle (Stadt Augsburg 2020b: 30). Auffällig ist der 
seit 2010 stark wachsende Anteil an Personen mit inter-
nationaler Geschichte aus anderen Ländern (von 2006 
ca. 47.000 auf über 74.000 in 2019), der u. a. durch Zu-
zug im Fluchtkontext erklärt werden kann (ebd.: 36 ff.).  
Die letzten zwei Entwicklungen werden deutlich mit 
Blick auf die Zahlen des Sachstandsberichts Migration 
zu den Top 10 Nationalitätengruppen in Augsburg 
im Zeitverlauf. Bis 2010 belegte die Türkei den ersten 
Platz, gefolgt von Italien. 2015 übernimmt Rumänien 
den zweiten Platz mit einem deutlichen Anstieg im Ver-
gleich zu 2010 (+ ca. 4.300 Einwohner) und auch die  

Gesamtzahl aller ausländischen Personen steigt erheb-
lich von 43.369 in 2010 auf 58.205 Personen im Jahr 
2015 (ebd.: 32). Dieser Trend setzt sich 2017 fort und die 
Gesamtzahl steigt auf 67.072 Menschen mit nicht-deut-
scher Staatsangehörigkeit, von denen erstmals unter 
den Top Ten 2.587 Personen aus Syrien sind (ebd.).

Mit dem starken Bevölkerungszuwachs steigen die 
Mieten in Augsburg und der Wohnungsmarkt gilt nach 
der bayerischen Mieterschutzverordnung von 2016 als 
angespannt, weshalb eine reduzierte Kappungsgrenze 
für Mieterhöhungen, eine Mietpreisbremse bei Neuver-
mietungen und seit 2017 ein Mietspiegel regulierend 
eingesetzt werden (Stadt Augsburg 2019b: 3). Zusätz-
lich steigen die Eigentumspreise erheblich, da dank 
des starken Wirtschaftswachstums zunehmend Inves-
toren den Immobilienmarkt entdecken (BR 2020). Eine 
Bürger*innenbefragung von 2017 unterstreicht diese 
Entwicklung: 81,6  % der Befragten stufen die hohen 
Grundstücks- und Immobilienpreise und 77,1  % die 
Mietkosten als Schwächen des Lebens in der Stadt 
Augsburg ein (Stadt Augsburg 2018a: 1). Die Bürger*in-
nenbefragung von 2017 legt auch offen, dass insbeson-
dere Wohnraum für Familien knapp ist und geschaffen 
werden sollte (ebd.: 26). Um dem Nachfragedruck ent-
gegenzutreten, hat die Stadt Augsburg ein übergrei-
fendes Gesamtkonzept zur Wohnraumversorgung vor-
gelegt („Offensive Wohnraum Augsburg“). 

Quartiersprofil Augsburg-Oberhausen
Der Planungsraum Augsburg-Oberhausen setzt sich 
aus den Stadtbezirken Oberhausen-Nord, Oberhau-
sen-Süd, Rechts der Wertach sowie Links der Wer-
tach-Nord und -Süd zusammen, die wiederum durch 
mehrere Achsen, wie den Fluss Wertach und die Do-
nauwörther Straße, voneinander getrennt werden und 
eigene Sozial räume bilden. Oberhausen grenzt un-
mittelbar nördlich an die Innenstadt und ist ein Wohn-
gebiet mit Kleingewerbe, das zu weiten Teilen sowohl 
durch gründerzeitliche als auch durch Bebauung aus 
den 1960er und 1970er Jahren geprägt ist (BMVBS 
2013). Auf einer Fläche von 720,5 km² leben rund 28.400 
Bewohner*innen, was Oberhausen zum zweitgrößten 
Stadtteil bzw. Planungsraum Augsburgs (nach Lechhau-
sen) macht (Stadt Augsburg 2019a). Wie die Gesamt-
stadt steigt auch in Oberhausen die Bevölkerungszahl, 
wobei der Planungsraum den höchsten Anteil sowohl 
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an Bewohner*innen mit Migrationshintergrund (66,5 % 
2019) als auch an Personen mit nicht-deutscher Staats-
angehörigkeit (43,7 %) aufweist (und weiterhin den 
niedrigsten Altenquotient und das niedrigste Durch-
schnittsalter) (Stadt Augsburg 2020a). Hinzu kommen 
weitere statistische Indikatoren, die Aufschluss über 
den Status Oberhausens als Ankunftsquartier geben. 
Bei den Außenzuzügen pro 1.000 Einwohner*innen 
liegt der Stadtteil mit 115,6 auf dem zweiten Platz (nach 
der Jakobervorstadt, dem Studierendenviertel) sowie 
bei den Binnenwegzügen mit 78,3 pro 1.000 Einwoh-
ner*innen auf dem dritten nach der Jakobervorstadt 
und der Innenstadt (ebd.). Auch der Sachstandsbericht 
Migration der Stadt Augsburg von 2020 bestätigt die 
Funktion als Ankunftsquartier insbesondere für die 
Stadtbezirke Oberhausen-Nord und Links der Wertach-
Nord – bezogen auf Zuzüge aus dem Ausland und von 
Bürger*innen aus Einwanderungsfamilien (Stadt Augs-
burg 2020b: 37 f.). Insgesamt gilt der Stadtteil als so-
zioökonomisch benachteiligt in „strukturschwächerer 
Innenstadtrandlage“ (Gebietstypen, Stadt Augsburg 
2020a). Um den Problemlagen vor Ort zu begegnen, ist 
Augsburg-Oberhausen bereits seit 2000 Förderkulisse 
für das Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt. 
Im Gegensatz zu vielen anderen langjährigen Soziale 
Stadt-Gebieten deutschlandweit wurde das Planungs-
gebiet im Laufe der Zeit im räumlichen Zuschnitt stark 
verändert. Zudem wurden immer nur Teilbereiche des 
Stadtteils als Kulisse für Städtebauförderungsmaßnah-
men festgelegt. Die Maßnahmen wanderten so vom 
Norden des Stadtteils südlich Richtung Innenstadt: von 
2000 bis 2006 war zunächst Oberhausen-Nord, anschlie-
ßend von 2007 bis 2011 Oberhausen-Mitte und aktuell 
seit 2013 der Teilraum Rechts der Wertach Programm-
gebiet der Sozialen Stadt (Stadt Augsburg o. J. a, b, c).

In der Bürger*innenbefragung von 2017 schnitten die 
Oberhauser Stadtbezirke recht unterschiedlich bei der 
Frage nach der Zufriedenheit mit der Wohnungsausstat-
tung ab: Während Rechts der Wertach mit einem Wert 
von 96,3 % über dem Wert der Gesamtstadt (92,7 %)  
liegt, bleiben Oberhausen-Nord (85,5 %), Oberhausen-
Süd (88,6 %) und auffällig Links der Wertach Nord/Süd 
(84,6 %) abgeschlagen unter den letzten fünf Stadtbe-
zirken (Stadt Augsburg 2018b: 12 ff.). Im Stadtbezirk 
Links der Wertach wurde 2017 vor allem der bauliche 
Zustand und die geringe Verfügbarkeit von Gärten und 

Balkonen kritisiert. In Oberhausen-Nord sorgte auch die 
als schlecht empfundene Ausstattung der Wohnungen 
insge samt für geringere Zufriedenheitswerte (ebd.). 
Ähnliche Ergebnisse liefert die Frage nach der Zufrie-
denheit mit der Wohnlage: Die Oberhauser Stadtbe-
zirke mit Ausnahme von Rechts der Wertach gehören 
zu den Schlusslichtern im stadtweiten Vergleich (Stadt 
Augsburg 2018c: 8). Um der Nachfrage (insbesondere 
an bezahlbarem Wohnraum) in Oberhausen gerecht 
zu werden, wurde 2017 durch die Wohnbaugruppe 
Augsburg eine Wohnanlage mit 42 geförderten Wohn-
einheiten an der Donauwörther Straße fertiggestellt, 
Ende 2019 startete der Bau von 35 weiteren geförder-
ten Wohnungen an der Nordfriedhofstraße (B4B Wirt-
schaftsleben Schwaben 2019).

2.2.2  Wohnsituation von Migrant*innen  
in Augsburg

Wohnstandorte der Migrant*innen in Augsburg
Eine Betrachtung der räumlichen Verteilung der Wohn-
standorte von Migrant*innen im Augsburger Stadtgebiet 
zeigt deutliche Differenzen zwischen den Bezirken auf.

In Augsburg zeigt sich eine deutliche Spreizung der 
Anteile von Personen mit nicht-deutscher Staatsange-
hörigkeit in den kleinräumigen statistischen Distrikten 
(Abb. 15). Während die nördlichen Außenbezirke und 
insbesondere die südöstlich und südwestlich liegenden 
Gebiete Anteile nicht-deutscher Bevölkerung von unter 
5 % aufweisen, sind besonders die innerstädtischen 
Lagen sowie die Bezirke nördlich der City großflächig 
durch Personenanteile mit nicht-deutscher Staatsange-
hörikeit von über 20 % gekennzeichnet. Der Augsbur-
ger Verwaltung zufolge sind die drei Hauptgruppen der 
Augsburger Migrant*innen – neben Geflüchteten aus 
arabischen Kontexten insbesondere seit 2015 – Türkei-
stämmige, (Spät-)Aussiedler*innen und EU-Zugewan-
derte aus Rumänien und Bulgarien.

Eine weitere Betrachtung der Verteilung der Bevölke-
rung aus Einwanderungsfamilien sowie der Religionszu-
gehörigkeiten untermalt diese Struktur der ungleichen 
Verteilung (Abb. 16.1 und 16.2). Insbesondere die Dar-
stellung der Religionszugehörigkeitsanteile gibt Hin-
weise auf die kulturelle Herkunft der Migrant*innen. 
Hier wird deutlich, dass in stark migrantisch geprägten 
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ABBILDUNG 15 –  ANTEIL DER BEVÖLKERUNG MIT NICHT-DEUTSCHER STAATSANGEHÖRIGKEIT 
IN DEN AUGSBURGER STADTBEZIRKEN UND STATISTISCHEN DISTRIKTEN

Quelle: Stadt Augsburg 2019a: 20
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Abb. 6: Ausländeranteil  

2

8

3

6

1
9

5 4 7

39

15

25

38

17

21

30

27

34

14

35

13

24

16

37

33

2223

31

11

32

18

28

36

29

41

12

42

40

10

19

20
26

Stadt Augsburg
Ausländer
Anteil an der wohnberechtigten Bevölkerung

     bis unter 10 %
10 bis unter 20 %
20 bis unter 30 %
30 bis unter 40 %
40 % und mehr
Statistischer Distrikt
Stadtbezirk
Stadtgrenze
Gewässer

Stand: 31.12.2018
Quelle: Melderegister, Bürgeramt

Amt für Statistik und Stadtforschung 0 1 2 3

km

50STUDIE IN ZUSAMMENARBEIT – BPD IMMOBILIENENTWICKLUNG UND ILS

Der Planungsraum Augsburg-Oberhausen setzt sich aus den 
Stadtbezirken Oberhausen-Nord (Nr. 22 in den folgenden 
Abbildungen), Oberhausen-Süd (Nr. 21), Rechts der Wertach 
(Nr. 6) sowie Links der Wertach-Nord (Nr. 20) und -Süd (Nr. 
19) zusammen, die wiederum durch mehrere Achsen, wie 
den Fluss Wertach und die Donauwörther Straße, voneinan-
der getrennt werden und eigene Sozialräume bilden.



ABBILDUNG 16.1 –  DEUTSCHE MIT MIGRATIONSHINTERGRUND IN AUGSBURG

Quelle: Stadt Augsburg 2019a: 29
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Abb. 9: Anteil Deutsche mit Migrationshintergrund 
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Der Planungsraum Augsburg-Oberhausen setzt sich aus den 
Stadtbezirken Oberhausen-Nord (Nr. 22 in den folgenden 
Abbildungen), Oberhausen-Süd (Nr. 21), Rechts der Wertach 
(Nr. 6) sowie Links der Wertach-Nord (Nr. 20) und -Süd (Nr. 
19) zusammen, die wiederum durch mehrere Achsen, wie 
den Fluss Wertach und die Donauwörther Straße, voneinan-
der getrennt werden und eigene Sozialräume bilden.



ABBILDUNG 16.2 –  DEUTSCHE BEVÖLKERUNG NACH RELIGIONSZUGEHÖRIGKEITEN 
IN AUGSBURG

Quelle: Stadt Augsburg 2019a: 33
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Abb. 11: Wohnberechtigte Bevölkerung nach Religionszugehörigkeit 
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Der Planungsraum Augsburg-Oberhausen setzt sich aus den 
Stadtbezirken Oberhausen-Nord (Nr. 22 in den folgenden 
Abbildungen), Oberhausen-Süd (Nr. 21), Rechts der Wertach 
(Nr. 6) sowie Links der Wertach-Nord (Nr. 20) und -Süd (Nr. 
19) zusammen, die wiederum durch mehrere Achsen, wie 
den Fluss Wertach und die Donauwörther Straße, voneinan-
der getrennt werden und eigene Sozialräume bilden.



Augsburger Quartieren die römisch-katholische und 
evangelisch-lutherische Religionszugehörigkeit nicht 
mehr die Mehrheit stellt. Eine Sonderauswertung der 
SINUS-Migrant*innenmilieus für die Stadt Augsburg 
zeigt auch einen erhöhten Anteil des religiös-konserva-
tiven Milieus (Münchener Statistik 2010: 2).

Die Entwicklung der Wohnstandorte Augsburger Mi-
grant*innen ist dabei auch historisch bedingt. Als In-
dustriestadt waren besonders die innerstädtischen 
Quartiere und hier insbesondere die Augsburger Alt-
stadt Wohnstandorte der migrantischen Bevölkerung. 
Im Zuge von umfangreichen Sanierungsmaßnahmen 
in der Altstadt wurde die ökonomisch eher schlechter 
ausgestattete migrantische Bevölkerung zunehmend 
verdrängt und hat sich in das Quartier Augsburg-Ober-
hausen verlagert. Auch wenn von der Stadtverwaltung 
darauf hingewiesen wird, dass die ethnische Segregati-
on in Augsburg keine Ausmaße annehme, die geschlos-
sene ethnische Systeme (im Sinne von Heckmann 1999)
befördern würden, kann eine deutliche Konzentration 
von Migrant*innen in einzelnen Stadtlagen nachgewie-
sen werden. Im Vergleich zu anderen Städten wird die 
Konzentration einzelner Herkunftsgruppen von der Ver-
waltung jedoch eher als gering eingeschätzt und die 
kleinräumige Vielfalt der Nationalitäten herausgestellt. 

In der Bewertung der migrantischen Segregation im 
Stadtgebiet wird dem Quartier Oberhausen von Seiten 
der Verwaltung eine Sonderrolle als „Ankunftsquartier“ 
internationaler Zuwanderung im Sinne des Arrival-City-
Konzepts zugesprochen. Im Rahmen zukünftiger inte-
grationspolitischer Maßnahmen solle laut Verwaltung 
auch das Thema Wohnen stärker in den Fokus rücken, 
sodass es sowohl im neuen Integrationskonzept als auch 
im Stadtentwicklungskonzept (beide befinden sich der-
zeit in der Ausarbeitung) einen eigenen Schwerpunkt 
darstelle. Zusätzlich werde in Augsburg derzeit eine An-
tidiskriminierungsstelle eingerichtet, die sich ebenfalls 
mit der Thematik Wohnen befasse und es sei ein An-
trag auf EU-Förderung für Projekte zur interkulturellen 
Öffnung von Immobilien- und Wohnungsunternehmen 
eingereicht worden. Die Stadt Augsburg bearbeite das 
Thema der migrantischen Wohnraumversorgung laut 
eigener Aussage also in den nächsten Jahren intensiv.

Die tatsächliche Wohnsituation der migrantischen Be-
völkerung wird von Verwaltung und zivilgesellschaftli-

chen Organisationen dabei durchaus als teilweise de-
fizitär gesehen. So lebten Migrant*innen öfter in eher 
beengten Verhältnissen, was aber primär auf den insge-
samt sehr angespannten Augsburger Wohnungsmarkt 
durch die Nähe zu München und den allgemeinen Man-
gel an großem (und bezahlbarem) Wohnraum zurück-
zuführen sei. 

Hinsichtlich der Preisstrukturen werde insbesondere 
das Quartier Oberhausen im Augsburger Vergleich als 
preisgünstig angesehen, was sich auch in der Bewer-
tung im Wohnungsmarktbericht der Hypo-Vereinsbank 
für die Stadt Augsburg und das Umland widerspiegelt 
(Hypo-Vereinsbank 2019: 2). Die Gründe hierfür lägen 
nicht in der grundsätzlich schlechteren Bausubstanz, 
auch wenn durchaus ein großer Sanierungsbedarf in 
diesem Gebiet gesehen wird, sondern vor allem in dem 
negativen Image des Stadtteils. Einigkeit besteht zwi-
schen Verwaltung und Zivilgesellschaft darin, dass ins-
besondere die seit Langem ansässige Bevölkerung den 
Stadtteil negativ bewerte, während er von verschiede-
nen migrantischen Bevölkerungsteilen – anders als in 
der „BPD-Wohnwunschbefragung“ in Augsburg, in der 
das Image von Oberhausen explizit abgefragt wurde –  
nicht per se schlechter bewertet werde als andere 
Stadtgebiete.

Wohneigentumsbildung migrantischer  
Haushalte in Augsburg
Das durchschnittliche Einkommen der Augsburger 
Haushalte im Jahr 2018 betrug nach einer Berechnung 
des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) 19.203 € (Seils/Baumann 2019: 11). Damit verfügt 
die Bevölkerung Augsburgs über die geringsten Ein-
kommen von allen Städten im Freistaat Bayern. Eine 
Betrachtung der Einkommensentwicklung zeigt, dass 
sich die verfügbaren Haushaltseinkommen in der Stadt 
Augsburg im Vergleich zum Jahr 2000 negativ entwi-
ckelt haben (-2,3 %). Anders stellt sich die Situation im 
Landkreis Augsburg dar, wo sowohl ein deutlich höhe-
res Haushaltseinkommen (24.043 €) als auch eine posi-
tive Einkommensentwicklung (+7,8 %) nachgewiesen 
wurden (ebd.). Eine Aufschlüsselung nach Menschen 
mit internationaler Geschichte liegt in dieser Auswer-
tung nicht vor, eine Betrachtung der Indikatoren der So-
zialberichterstattung lässt jedoch Rückschlüsse auf die 
schlechtere finanzielle Ausstattung migrantischer Haus-
halte zu: So liegt die Quote der Transferleistungsbezie-
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henden nach dem SGB II bei Personen mit nicht-deut-
scher Staatsangehörigkeit mit 13,1 % fast doppelt so 
hoch wie in der Augsburger Gesamtbevölkerung (6,8 %).  
Zahlen zur Kinder- und Altersarmut machen diese Diffe-
renz noch deutlicher: So wird die Kinderarmut bei Perso-
nen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit mit 31,4 %  
und die Altersarmut mit 20,8 % beziffert, während die 
gesamtstädtischen Quoten lediglich 12,4 % bei Kinder-
armut und 5,5 % bei Altersarmut ausweisen (Bertels-
mann-Stiftung: Wegweiser-Kommune 2020). 

Die Bereitschaft zur Wohneigentumsbildung wird von 
allen interviewten Akteuren als sehr hoch eingeschätzt, 
insbesondere bei den türkeistämmigen Migrant*innen. 
Die finanziellen Realisierungsmöglichkeiten werden 
insgesamt hingegen eher kritisch betrachtet, zumal die 
Preise auf dem Augsburger Wohnungsmarkt eher hoch, 
die Einkommen jedoch (im bayernweiten Vergleich) 
eher gering seien. So wird seitens der Stadtverwal-
tung von einem großen Interesse an der Wohneigen-
tumsförderung berichtet (auch wenn keine konkreten 
Zahlen hierzu vorlägen). Dabei wird mitgeteilt, dass 

Familien ihre finanziellen Ressourcen zusammenlegten, 
um gemeinsam Eigentum zu erwerben. Oftmals seien 
dies auch sanierungsbedürftige Immobilien, vermehrt  
in Oberhausen.

Dabei werden von verschiedenen Ämtern der Stadt-
verwaltung jedoch wieder die deutlichen Unterschiede 
zwischen den Migrant*innen der ersten Generation und 
ihren Nachkommen herausgestellt: Während die erste 
Generation eher Eigentum in der Herkunftsregion an-
gestrebt habe, erwerbe die zweite und dritte Genera-
tion zunehmend Eigentum im Augsburger Stadtgebiet 
oder unmittelbaren Umland.

Für die interviewten Migrant*innen erscheinen dabei 
insgesamt Eigentumswohnungen weniger interessant 
als Häuser. In der Vermietung von Häusern und Haus-
hälften wird daher auch von Seiten der Verwaltung 
ein Potenzial zur Deckung der Bedarfe nach größeren 
Wohnräumen gesehen, insbesondere um den Bedürf-
nissen von Familien zu entsprechen.
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Das Quartier ist durch die Donauwörther Straße als Ausfallstraße nach Norden geprägt. Industrieflächen, deren  
Nachnutzung sowie Wohnungsbestände aus den 1920er bis 1960er Jahren prägen das Quartier. 

IMPRESSIONEN AUS AUGSBURG-OBERHAUSEN

Quelle: ILS / BPD
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Zugänglichkeit und Diskriminierung auf  
dem Augsburger Wohnungsmarkt
Die Bewertungen der Zugänglichkeit des Augsburger 
Wohnungsmarkts sind sehr ambivalent. Während die 
Zivilgesellschaft durchaus davon berichtet, dass nicht 
nur Neuzugewanderte, sondern auch Migrant*innen, 
die schon länger in Augsburg leben, Probleme bei der 
Wohnraumversorgung hätten und von Diskriminierun-
gen betroffen seien, wird in der Verwaltung vor allem 
die schlechtere finanzielle Ausstattung migrantischer 
Haushalte als Ursache für die Probleme bei der Wohn-
raumversorgung gesehen. Neben der Gruppe der 
Geflüchteten werden die Zuwanderungsgruppen aus 
Rumänien und Bulgarien jedoch als Sonderfälle einge-
schätzt, da hier neben fehlenden finanziellen Ressour-
cen auch von der Verwaltung oftmals diskriminierende  
Praktiken beobachtet würden, die den Zugang zu 
Wohnraum für diese Gruppe erschwerten. 

Dass in Augsburg aber durchaus diskriminierende Prak-
tiken bei der Wohnungsvergabe an Migrant*innen exis-
tierten, vor allem bei schlechten Sprachkenntnissen, 
wird von allen Seiten bestätigt. Eine Lösung wird in 
der stärkeren interkulturellen Öffnung der Wohnungs-
wirtschaft gesehen, was auch von städtischer Seite 
angestoßen werde. So wurde bereits im Stadtentwick-
lungskonzept 2017 unter dem Handlungsfeld Wohnen 
formuliert, dass die Stadt Augsburg „die Schaffung dif-
ferenzierter Wohnungsangebote für unterschiedliche 
Nachfragegruppen und Milieus“ unterstütze, „sich als 
eine internationale Stadt mit einer hohen kulturellen 
Vielfalt“ profiliere und „die gleichberechtigte Teilhabe 
von Zuwandernden aus dem In- und Ausland“ fördere 
(Stadtplanungsamt Augsburg 2017: 30). Im aktuellen 
Stadtentwicklungskonzept (Februar 2020) wird explizit 
eine „Differenzierung und Förderung von Wohnraum für 
unterschiedliche Wohnformen“ gefordert und die „kul-
turelle Prägung“ als spezifischer Wohnraumanspruch 
formuliert (Stadtplanungsamt Augsburg 2020: 184).

Weiterhin wird gefordert, dass sich „Unternehmen und 
Verwaltung [.] überdies stärker interkulturell öffnen [sol-
len], beispielsweise durch die Sensibilisierung von Ar-
beitgebern (z. B. über Workshops und Fortbildungen)“ 
(Stadtplanungsamt Augsburg 2020: 80). Solche Interkul-

turellen Schulungen werden direkt von der Stadt Augs-
burg angeboten (Stadt Augsburg o. J. d).

Städtische und zivilgesellschaftliche Träger berichten, 
dass von der Wohnungswirtschaft Belegungsstrategien 
praktiziert werden, die eine kleinräumige ethnische 
Konzentration vermeiden sollen. Eine Mischung solle 
bestenfalls auf Hausebene erfolgen, um Kontakte ver-
schiedener Ethnien zu fördern. Gleichzeitig verringere 
diese Strategie die Zugänglichkeit für Migrant*innen.

Hier scheinen migrantische Vermieter*innen eine 
Sonderrolle einzunehmen. Da insbesondere im Quar-
tier Augsburg-Oberhausen viele türkeistämmige  
Mi grant*in  nen Eigentum besitzen und auch als Vermie-
tende auftreten, erscheint zivilgesellschaftlichen 
Organisa tionen hier der Zugang für Migrant*innen 
weniger schwierig. Dies führe dazu, dass Migrant*in-
nen oftmals nur da eine Wohnung finden, wo bereits 
viele Migrant*innen wohnten. Dies sei, so berichten 
migrantische und nicht-migrantische Zivilgesellschaft 
und Verwaltung, jedoch weniger ihrem eigenen Inter-
esse, sondern vielmehr dem engen Wohnungsmarkt 
geschuldet. Das Auftreten migrantischer Vermieten-
der wird jedoch auch kritisch betrachtet. So wurde in 
Interviews mit zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und Verwaltungen von überhöhten Mieten, die sich an 
den Grenzen der Kostenübernahmen durch das Job-
center orientieren, und vermehrten Eigenbedarfskündi - 
gungen berichtet.

Institutionelle Wohnungsmarktakteure, die sich in der 
Ansprachestrategie auf migrantische Zielgruppen 
spezialisiert haben, sind den Augsburger Interview-
partner*innen nicht bekannt. Während mehrsprachige 
Angebote bei den Banken im Augsburger Stadtgebiet 
durchaus weit verbreitet seien, gebe es auf Seiten der 
Wohnungswirtschaft keine niederschwelligen Ange-
bote für Migrant*innen mit Verständigungsproblemen 
oder kulturellen Besonderheiten. Der Bedarf wird aber 
besonders von Seiten der Zivilgesellschaft gesehen, 
die insbesondere bei Neuzugewanderten Hilfebedarf 
feststellt, vor allem durch Dolmetscherleistungen bei 
Sprachbarrieren.
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2.2.3  Wohnbedarfe/-wünsche von Migrant*innen 
in Augsburg

Spezifische Wohnbedarfe Augsburger  
Migrant*innengruppen
Insgesamt sind auch in Augsburg Migrant*innen in be-
sonderem Maße von dem Mangel an großen Wohnun-
gen betroffen. Sowohl der größere Wunsch nach dem 
gemeinsamen Wohnen in größeren, auch intergenera-
tionalen Familienkontexten, als auch die vergleichswei-
se höheren Zahlen kinderreicher Familien begründeten 
den Interviewpartner*innen zufolge diesen besonderen 
Bedarf. Es sei jedoch zu betonen, so Verwaltung und 
Zivilgesellschaft, dass der Aspekt des gemeinsamen 
Lebens in Großfamilienkontexten in der zweiten Mig-
rant*innengeneration wesentlich an Bedeutung verliere.

Eine weitere Besonderheit, die teilweise mit kulturellen 
Spezifika begründet wird, ist die Präferenz für private 
Außenanlagen, Balkone und Gärten. Eine Erklärung 
hierfür wird in den Kulturen der Herkunftsländer gese-
hen, in denen das gesellschaftliche Leben oftmals drau-
ßen stattfinde. Weiterhin könne laut zivilgesellschaftli-
cher Organisationen die Präferenz für Freiflächen auch 
durch die beengten Wohnverhältnisse erklärt werden. 
Die Organisationen berichten, dass insbesondere bei 
neuzugewanderten Migrant*innen Altbauwohnungen 
ebenso wie Dachgeschosswohnungen (und höhere 
Stockwerke generell) oftmals strikt abgelehnt würden. 
Bei Familien mit kleinen Kindern sei der Transport des 
Kinderwagens über mehrere Stockwerke der vorder-
gründige Ablehnungsgrund. Doch auch Wohnungen 
im Erdgeschoss sollten für viele Migrant*innen nicht 
von außen einsehbar oder Möglichkeiten des Blick-
schutzes gegeben sein. So berichten die in ihrer Ar-
beit auf Migrant*innen fokussierten Organisationen, 
nicht unbedingt eine baulich bedingte Uneinsehbar-
keit sei entscheidend, sondern die Möglichkeiten, 
durch Rollläden oder Ähnliches den Wohnraum vor  
Blicken abzuschirmen.

Bei den Ansprüchen an die Aufteilung der Räume 
werden ebenfalls einige Besonderheiten, insbesonde-
re von Zugewanderten aus muslimischen Kontexten 
deutlich: Offene Küchen würden eher abgelehnt und 
stattdessen ein größeres Wohnzimmer mit Essmög-

lichkeiten präferiert. Dabei wird von der Zielgruppe 
formuliert, dass diese Bedarfe in der Neubauplanung 
derzeit nicht berücksichtigt würden. Auch hinsichtlich 
der Badgestaltung zeigen sich Besonderheiten. So wird 
von den Organisationen, die mit den erwähnten Ziel-
gruppen zusammenarbeiten, berichtet, dass von einem 
kleinen Teil muslimisch-religiöser Migrant*innen eine 
räumliche Trennung von Bad und WC durchaus präfe-
riert werde. Insbesondere aus arabischen Kontexten 
Zugewanderte würden zudem häufig ein Bidet bevor-
zugen, während die Größe des Badezimmers eher als 
unwichtig eingeschätzt werde. Die zivilgesellschaftli-
chen Organisationen berichten, auch die Möglichkeit, 
die Wäsche außerhalb der Wohnung zu waschen und 
zu trocknen, also die Ausstattung mit einer Waschküche 
und Wäschespinnen im Freien, werde von Migrant*in-
nen besonders häufig nachgefragt. 

Als weitere kulturspezifische Aspekte, die jedoch auch 
nachbarschaftliches Konfliktpotenzial bergen, wurden 
von diesen Organisationen häufige Gastbesuche und 
große private Feierlichkeiten migrantischer Haushalte 
genannt. Weitere kulturspezifische Bedarfe wurden mit 
Blick auf die technische Ausstattung genannt, wenn-
gleich bereits einschränkend berichtete wurde, dass 
dies nur für eine sehr kleine Gruppe von Neuzugewan-
derten aus arabischen Kontexten bedeutsam zu sein 
scheint: Hier werden oftmals Gasheizungen, die sich in-
nerhalb des Wohnraums befinden, abgelehnt, da hierin 
ein Sicherheitsrisiko vermutet wird.

Präferierte Wohnstandorte, Bauweisen und Wohn-
gestaltung Augsburger Migrant*innengruppen
Auch für Migrant*innen in Augsburg ist die Lage ein 
entscheidender Faktor bei der Wohnstandortwahl. 
Dabei seien laut zivilgesellschaftlicher Organisationen 
für Neuzugewanderte erfahrungsgemäß insbesondere 
(inner)städtische Lagen aufgrund der infrastrukturellen 
Ausstattung interessant. Wenn die Neuzugewanderten 
bereits einige Zeit in Augsburg leben, werde oftmals in 
der aktuellen Wohnumgebung nach einer neuen Woh-
nung gesucht. Gründe hierfür werden von der organi-
sierten Zivilgesellschaft darin gesehen, dass die Viertel 
bereits bekannt seien und beispielsweise die Kinder 
weiterhin dieselbe Schule besuchen können.
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Da die Wohnungs- und Immobilienmärkte der um-
liegenden Landkreise ebenfalls durch die Nähe zur 
Metropole München geprägt sind, bieten auch wei-
te Teile des suburbanen und ländlichen Raums kaum 
preisgünsti gen Wohnraum (Hypo-Vereinsbank 2019: 3). 
Dies ist, so zeigen die Interviews mit den Zielgruppen, 
auch den Migrant*innen bewusst. 

2.2.4  Umgang mit migrantisch geprägten  
Quartieren in Augsburg

Potenziale der Wohneigentumsbildung  
migrantischer Haushalte
Die Eigentumsbildung von Migrant*innen wird so-
wohl von der Verwaltung als auch der Zivilgesellschaft 
durchweg positiv gesehen, da sie als ein Zeichen des 
Ankommens und der Identifikation gewertet wird. 
Diese Entwicklung der stärkeren Verbundenheit zu 
Deutschland zeige sich auch in der Zunahme muslimi-
scher Bestattungen in Augsburg. Es wird von einem 
vermehrten Interesse am Eigentumserwerb in Augs-
burg, insbesondere der zweiten Generation, berichtet. 
Kritisch wird von verschiedenen Ämtern jedoch ange-
merkt, dass durch die Eigentumsbildung, insbesondere 
bei der Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnun-
gen auch Steuerungsmöglichkeiten in der Belegung 
entfielen und damit leichter segregierte Bereiche  
entstehen könnten.

Kleinräumige monoethnische Segregationen werden 
von der Verwaltung und Zivilgesellschaft, aber auch von 
Wohnungsunternehmen und Teilen der Migrant*innen 
selbst negativ bewertet. Die Gründe hierfür zeigen je-
doch eine große Spannweite. Während bei Migrant*in-
nen besonders die Furcht vor Stigmatisierungen durch 
die Mehrheitsgesellschaft und der damit verbundenen 

symbolischen Abwertung der segregierten Stadträu-
me dominiert, sind es auf Seiten der Immobilien- und  
Wohnungswirtschaft Werterhaltungs- und (nachbar-
schaftliche) Konfliktvermeidungsstrategien, die einer 
kleinräumigen monoethnischen Belegung widerspre-
chen. In dieser wird von allen Seiten ein Attraktivitäts-
verlust für breite Bevölkerungsteile vermutet. Insbeson-
dere die Gefahr fehlender interethnischer Kontakte in 
monoethnischen Quartieren wird aus der Integrations-
perspektive kritisch betrachtet.

Potenziale migrantischer Architektur und Bauten
Bauprojekte, die sich gezielt an migrantische Zielgrup-
pen wenden, sind in Augsburg bisher nicht bekannt 
und würden eher kritisch bewertet. Aus integrationspo-
litischer Sicht widersprächen diese den Mischungszie-
len und werden als integrationshemmend eingeschätzt. 
Durch eine Öffnung und Einbindung in das Quartier, 
um eine Abgeschlossenheit solcher Projekte zu ver-
meiden, könne aber ein Potenzial in der migrant*innen-
spezifischen Wohnraumversorgung gesehen werden. 
Dabei wird jedoch darauf hingewiesen, dass das gesell-
schaftliche Klima gegenüber Migrant*innen in Augs-
burg zwar insgesamt durchaus positiv sei, aufgrund 
der Anspannung am Wohnungsmarkt migrant*innen-
spezifische Wohnprojekte jedoch Neiddebatten über 
die Bevorteilung migrantischer Gruppen entfachen 
könnten. Als eine Lösung wird innerhalb der Verwal-
tung die Eingrenzung auf Zielgruppen wie „Familien-
wohnen“ vorgeschlagen, die nicht migrant*innenspe-
zifisch ausgerichtet seien und dennoch weite Teile der 
migrantischen Bevölkerung adressierten. Von Seiten 
der Migrant*innen wird eine migrant*innenspezifische 
Architektur ebenfalls eher abgelehnt, jedoch durch-
aus das Potenzial in der kultursensiblen Wohnraumge-
staltung gesehen.

58STUDIE IN ZUSAMMENARBEIT – BPD IMMOBILIENENTWICKLUNG UND ILS



2.3 Fallstudie Dortmund
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2.3.1 Stadtprofil Dortmund 

Die Stadt Dortmund liegt im Osten des Ruhrgebiets 
inmitten des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen. Die 
kreisfreie Großstadt ist mit einer Bevölkerung von rund 
602.000 Einwohner*innen die größte Stadt im Ruhrge-
biet und wichtiger Teil der Metropolregion Rhein-Ruhr 
(Stadt Dortmund 2019a). Sie liegt im Bereich des Regie-
rungsbezirks Arnsberg und gliedert sich in zwölf Stadt-
bezirke und 170 statistische Unterbezirke. Das Dort-
munder Stadtgebiet ist 280,7 km² groß und mit einer 
Bevölkerungsdichte von 2.147 Einwohner*innen pro 
Quadratkilometer besiedelt (Stadt Dortmund 2019a). 
Die alte Hansestadt ist über den Dortmund‐Ems‐Kanal, 
dessen Endpunkt der über 100 Jahre alte Dortmunder 
Hafen ist, mit der Nordsee verbunden.

Entgegen Bevölkerungsvorausberechnungen der letz-
ten 20 Jahre steigen die Einwohner*innenzahlen in 

Dortmund seit 2010 stetig. 2016 überstieg die Zahl der 
Einwohner*innen in Dortmund erstmals seit 1995 die 
600.000er-Marke (s. Abb. 18). 

Die historische Entwicklung der Stadt Dortmund ist 
auch eine Historie der Migration. Viele Entwicklungen 
in der Zusammensetzung der Stadtgesellschaft lassen 
sich durch die Geschichte der Stadt erklären: Dem 
Arbeitskräftemangel der Ruhrgebietsindustrie in den 
1960er Jahren wurde durch das Anwerben von Gast-
arbeiter*innen aus Italien, Griechenland, Portugal und 
Spanien entgegengewirkt. Der Zuzug von Menschen 
aus dem Ausland setzte sich fort, vermehrt wurden auch 
Arbeitskräfte aus der Türkei angeworben. Zu Beginn 
der 1980er Jahre erreichten viele Spätaussiedler*innen 
aus Polen die Stadt. Nach dem Mauerfall zogen viele 
Menschen aus den Staaten der ehemaligen Sowjet-
union und aus Zentralafrika nach Dortmund, und mit 
der EU-Osterweiterung 2004 ging ein verstärkter Zuzug 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von © OpenStreetMap Contributors

ABBILDUNG 17 – SCHWARZPLAN DORTMUND NORDSTADT
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Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Stadt Dortmund 2019b:16

Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Stadt Dortmund 2019b:16
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ABBILDUNG 20 –  BEVÖLKERUNG MIT NICHT-DEUTSCHER STAATSANGEHÖRIGKEIT IN DORTMUND AM 
31.12.2018 NACH REGIONEN

ABBILDUNG 18 –  BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG DER STADT DORTMUND VON 2013 BIS 2019

Quelle: Eigene Darstellung, Daten: Dortmunder Statistik (o. J.)
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aus Bulgarien und Rumänien nach Dortmund einher 
(Nagusch o. J.). Heute setzt sich die Dortmunder Bevöl-
kerung zu mehr als einem Drittel aus Personen mit Mi-
grationshintergrund, in der Definition des Statistischen 
Bundesamtes, zusammen (35,6 %). Diese teilen sich in 
fast 110.000 Menschen mit nicht-deutscher Staatsan-
gehörigkeit und knapp 105.000 Deutsche auf. Bei den 
unter 18-Jährigen liegt der Anteil der Bevölkerung aus 
Einwanderungsfamilien sogar deutlich über 50 % (Stadt 
Dortmund 2019b: 15).

Das Bezugsland der größten Gruppen der Menschen 
aus Einwanderungsfamilien in Dortmund ist Polen, be-
dingt durch die Aussiedler*innen, Spätaussiedler*innen 
und die Arbeitsmigration der letzten Jahre. Auf Platz 
zwei der Gruppen aus Einwanderungsfamilien findet 
sich die Türkei als Bezugsland, wobei türkeistämmige 
Menschen auch die mit Abstand größte Gruppe der 
Menschen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit 
bilden. Seit der vollständigen Arbeitnehmendenfrei-
zügigkeit im Jahr 2014 ist außerdem die Zuwanderung 
aus Bulgarien und Rumänien stark angestiegen. Die 
rumänische und bulgarische Bevölkerung in Dortmund 
hat sich seit 2013 mehr als verdoppelt. Einen starken 
Anstieg hat auch die Gruppe der Spanier*innen zu ver-
zeichnen. Die aktuell größte Zuwanderungsgruppe in 
Dortmund kommt aus Syrien: Seit 2013 ist die syrische 
Bevölkerung, bedingt durch Fluchtmigration, von we-
niger als 700 auf knapp 10.000 Personen angewachsen 
(Stadt Dortmund 2019b: 17).

Die steigenden Einwohner*innenzahlen der Stadt spie-
geln sich auch auf dem Dortmunder Wohnungsmarkt 
wider. Seit 2013 ist eine Anspannung in allen Segmen-
ten zu beobachten: Die Angebotspreise steigen sowohl 
für Bestands- als auch für Neubauimmobilien und für 
Miet- wie Kaufpreise. Dies geht einher mit einer un-
gebrochenen Nachfrage nach Eigentumsimmobilien 
(Stadt Dortmund 2019c: 9). Die strukturelle Leerstands-
quote liegt am 31.12.2018 bei nur 2,0 % (ebd.: 10). 

In einer Bürger*innenumfrage aus dem Jahr 2018 geben 
73 % der Befragten an, mit ihrer aktuellen Wohnsitua-
tion sehr oder eher zufrieden zu sein, wobei Befragte 
in der Wohnform Haus häufiger positive Bewertungen 
abgeben als Befragte in Wohnungen. Räumlich be-
trachtet liegt der höchste Zufriedenheitsanteil (82 %) im 

Stadtbezirk Brackel vor (ähnlich hohe Werte erreichen 
aber auch die anderen südlichen Außenstadtbezirke 
und die Innenstadt-Ost). In der Innenstadt-Nord sind 
nur etwa 37 % der Befragten mit ihrer Wohnsituation 
zufrieden. Etwa ein Drittel der befragten Dortmunder 
Bürger*innen beabsichtigt über kurz lang, die eigene 
seine Wohnsituation zu ändern, davon möchte über 
die Hälfte zukünftig zur Miete wohnen, 36 % wünschen 
sich eine eigene Immobilie (Stadt Dortmund 2018a: 14). 
Wohnungsmarktexpert*innen schätzen im Rahmen des 
kommunalen Stimmungsbarometers die Entwicklungen 
auf dem Dortmunder Wohnungsmarkt insbesondere 
im niedrigen und geförderten Preissegment als an-
gespannt ein (Stadt Dortmund 2019c: 84). Probleme 
werden vor allem im Bereich barrierearmer/-freier Woh-
nungen und in hohen Bau- und Modernisierungskosten 
gesehen (ebd.: 87).

Quartiersprofil Nordstadt
Die Dortmunder Nordstadt – offiziell der Stadtbezirk 
Innenstadt-Nord – umfasst die drei Quartiere Hafen, 
Nordmarkt und Borsigplatz. Nördlich der Dortmunder 
Innenstadt gelegen und durch die Gleisanlagen des 
Hauptbahnhofs von ihr getrennt, liegt sie zwischen den 
einst großen Montan-Industrieflächen der Stadt. West-
lich liegen der Güterbahnhof und der Dortmunder Ha-
fen, über den Osten des Stadtbezirks erstreckt sich die 
Fläche der ehemaligen Westfalenhütte. Die nördliche 
Begrenzung des Stadtbezirks bilden Grünflächen wie 
der Fredenbaumpark und der Hoeschpark.

Der Bezirk Innenstadt-Nord ist mit einer Fläche von 
1.444 ha und nahezu 60.000 Einwohner*innen (Stand 
31.12.2018; Stadt Dortmund 2019d) der bevölkerungs-
reichste Stadtbezirk Dortmunds. Die soziodemographi-
sche Struktur des Bezirks ist dabei von hoher Diversität 
geprägt. Als wichtigstes Ankunfts- und Durchgangs-
quartier Dortmunds haben hier 73,5 % der Bewoh-
ner*innen einen Migrationshintergrund im Sinne der 
Statistik (Stadt Dortmund 2019b: 28), womit die Nord-
stadt weit über dem Dortmunder Durchschnitt von  
35,6 % liegt (ebd.: 14). 

Mit der Entwicklung der Stahlindustrie, des Hafens und 
des Bergbaus ist die Nordstadt als hochverdichtete In-
dustrievorstadt Dortmunds in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts entstanden (Stadt Dortmund 2004: 4). 
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Die Nordstadt ist, ähnlich wie die Gesamtstadt Dort-
mund, insbesondere geprägt durch Zuzüge aus dem 
Ausland und gilt seit jeher als Ort der Sozialisation und 
Integration. Mitte des 19. Jahrhunderts wurden in der 
Nordstadt die ersten Häuser gebaut, die die Baracken 
und Notunterkünfte für die Arbeitenden ablösten. Im 
Zuge der Industrialisierung nahm die Nordstadt ihre 
städtebauliche Gestalt als Arbeiter*innenviertel an und 
wurde mit dem Bau der Eisenbahntrasse scharf von 
der restlichen Innenstadt abgetrennt. Diese räumliche 
Abgrenzung, ihre (Migrations-)Geschichte und soziale 
Probleme, denen sich die Nordstadt seit jeher stellen 
muss, machen das Quartier zu einem beliebten For-
schungskontext und gaben Anlass für eine Aufnahme 
des Quartiers in das Städtebauförderungsprogramm 
Soziale Stadt. Im Kontext des Bund-Länder-Programms 
werden verschiedene Projekte mit den Programm-
schwerpunkten Neue Urbanität und Image, Lokale 
Ökonomie und Soziale und ethnische Integration ge-
fördert. In den Jahren 2000 bis 2006 wird die Nordstadt 
in ähnlich formulierten Aktionsschwerpunkten durch 
das EU-Programm URBAN II mit 28,5 Millionen Euro 
gefördert, das Landesprogramm „Stadtteile mit beson-
derem Erneuerungsbedarf“ investierte in den 1990er 
Jahren ebenso in die Nordstadt. Seit den 1980er Jahren 
werden auch durch die kommunale Hand verschiedene 
Themen mit den „Nordstadt-Programmen“ bearbeitet. 
Das Projekt nordwärts finanziert durch private und kom-
munale Mittel Teilprojekte im nördlichen Stadtgebiet  
(Nagusch o. J.). 

Heute stellt die Nordstadt die größte zusammenhän-
gende gründerzeitliche Bebauung des Ruhrgebiets dar. 
Die Gebäude weisen hauptsächlich eine viergeschos-
sige Blockrandbebauung auf, viele Fassaden verfügen 
noch heute über Gründerzeit- und Schmuckfassaden. 
Zwar werden diese als städtebauliches Potenzial er-
kannt, dennoch tritt vor allem der Modernisierungs- 
und Sanierungsbedarf vieler Gebäude in den Vorder-
grund, wenngleich in den letzten Jahren viele Fassaden 
saniert wurden (u. a. Stadt Dortmund 2015a; Stadt 
Dortmund 2015b). Eine hohe Leerstandquote, Graffi-
tis an den Häuserwänden und Defizite in der Sauber-
keit, wie offensichtliche Vermüllung, sorgen dafür, dass 
der Gesamteindruck des Quartiers leidet (ebd.). In der 
Bürger*innenumfrage der Stadt Dortmund weisen die 
Quartiere der Nordstadt die geringsten Wohnzufrie-

denheiten auf und sind von hohen Wegzugsabsichten 
geprägt (Stadt Dortmund 2018a: 14). Größere Grünflä-
chen am Rande der Quartiere, wie der Hoeschpark und 
der Fredenbaumpark, leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Wohnumfeldqualität (Stadt Dortmund 2015a: 14 f.).

2.3.2  Wohnsituation von Migrant*innen  
in Dortmund

Wohnstandorte der Migrant*innen in Dortmund
Eine Betrachtung der räumlichen Verteilung der Wohn-
standorte von Migrant*innen im Dortmunder Stadtge-
biet zeigt deutliche Differenzen zwischen den Bezirken 
auf. Zwar belegen Untersuchungen, dass die ethnische 
Segregation (hier auf die Gruppe der nicht-deutschen 
Staatsbürger*innen bezogen) für die Stadt Dortmund 
einem rückläufigen Trend unterliegt (Helbig/Jähnen 
2018: 146). Gleichzeitig lassen sich aber weiterhin gro-
ße Spannweiten hinsichtlich der Verteilung der mig-
rantischen Wohnbevölkerung beobachten. So weist 
die Dortmunder Statistik für das Jahr 2018 einen Mig-
rant*innenanteil von 73,5 % für den Bezirk Innenstadt-
Nord aus. Demgegenüber stehen die Bezirke mit den 
niedrigsten Migrant*innenanteilen Aplerbeck (21,3 %), 
Hombruch (22,8 %) und Brackel (28,4 %) (Stadt Dort-
mund 2019b: 14). Die folgende Grafik (Abb. 21) zeigt 

ABBILDUNG 21 – VERTEILUNG DER BEVÖLKERUNG 
MIT NICHT-DEUTSCHER STAATSANGEHÖRIGKEIT 
AUF DIE DORTMUNDER STADTBEZIRKE

Quelle: Eigene Darstellung; Stadt Dortmund, 2019b: 13
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die Über- bzw. Unterrepräsentation nicht-deutscher 
Staatsbürger*innen in den zwölf Bezirken Dortmunds 
für das Jahr 2018. Dargestellt sind die Abweichungen 
in Prozentpunkten vom stadtweiten Durchschnittswert 
(18,2 %):

Neben dem Bezirk Innenstadt-Nord ist lediglich der 
Stadtbezirk Eving ebenfalls überdurchschnittlich stark 
durch nicht-deutsche Wohnbevölkerung geprägt. In 
einer zusammenfassenden Gegenüberstellung der in-
nerstädtischen und der Außenbezirke zeigt sich eine 
deutliche Konzentration der nicht-deutschen Bevölke-
rung auf die innerstädtischen Bezirke.

Die Karte (Abb. 22) stellt die Anteile der Migrant*innen 
an der Hauptwohnbevölkerung auf kleinräumiger Ebe-
ne der 170 statistischen Unterbezirke Dortmunds dar.

Neben der Konzentration der migrantischen Bevölke-
rung im gesamten Bezirk Innenstadt-Nord und Teilen 
des nördlich anschließenden Bezirks Dortmund-Eving 
und dem Bereich östlich der City, fallen auch einzelne 
orange gekennzeichnete Quartiere im Außenbereich 

auf, die einen Migrant*innenanteil von 44 % und mehr 
aufweisen. Die Quartiere Scharnhorst im Osten und 
Hörde im Süden sind dabei maßgeblich durch Hoch-
haussiedlungen geprägt. Weiterhin fallen einzelne 
Quartiere an der westlichen und nordöstlichen Stadt-
grenze durch einen kleinräumig hohen Migrant*innen-
anteil auf. Hier befinden sich größere Unterkünfte für 
Geflüchtete (Stadt Dortmund – Amt für Wohnen 2019: 
57). Die starke Konzentration der migrantischen Bevöl-
kerung in den Quartieren der Nordstadt tritt hier erneut 
deutlich zum Vorschein.

Aus einer in Dortmund durchgeführte Bürger*innenum-
frage aus dem Jahr 2018 lassen sich einige Rückschlüs-
se auf die aktuelle Wohnsituation der Dortmunder 
Bevölkerung in den einzelnen Stadtbezirken ablesen. 
Dabei umfassen die veröffentlichten Ergebnisse der 
Bürger*innenbefragung leider keine detaillierten Aus-
weisungen der Ergebnisse migrantischer Bewohner*in-
nen. Zudem wird darauf hingewiesen, dass Personen 
mit internationaler Geschichte in der Umfrage aufgrund 
geringerer Antwortquoten unterrepräsentiert waren 
(Dortmunder Statistik 2019: 1). Auch wenn damit keine 

40

Anteil der Migrantinnen und Migranten 
Stand: 31.12.2017
Gesamtstadt: 34,2 %

	44,0 % bis 80,5 %   (23)
	35,0 % bis unter 44,0 %  (26)
	18,0 % bis unter 35,0 %  (73)
	11,0 % bis unter 18,0 %  (38)
  1,4 % bis unter 11,0 %  (10)

2,7 Prozentpunkten. Den tendenziell stärksten Anstieg gibt es in den Unterbezirken 
Lütgendortmund-West (735), Rombergpark (681), Brüninghausen/Knepper (921), 
Lanstrop-Neu (251), Westfalenhütte (062), Nette (930) und Nordmarkt-Ost (054) mit 
Werten zwischen 14,0 und 5,4 Prozentpunkten. Insbesondere in Lütgendortmund-
West (735) und Rombergpark (681) werden die Einrichtungen zur Flüchtlingsunter-
bringung im Grevendicks Feld bzw. in der Mergelteichstraße den Anstieg beeinflusst 
haben. Im Statistischen Bezirk Brüninghausen/Knepper könnten Basiseffekte zur 
Erhöhung der Werte geführt haben. Im Vergleich weisen die Unterbezirke Cityring-
West (003), Hörde (532), City-West (002), Schwieringhausen (952) und Ellinghausen 
(953) hingegen einen starken Rückgang von minus 6,0 bis minus 9,4 Prozentpunkten 
zum Vergleichsjahr 2012 auf, wobei bei den beiden letztgenannten der Basiseffekt 
auf Grund der geringen Bevölkerungszahl zu beachten ist.

Anteil der Migrantinnen und Migranten
Als weiterer Zielindikator wird der Anteil der Migrantinnen und Migranten, d. h., der 
Personen mit einem ausländischen Pass bzw. der Deutschen mit Migrationshinter-
grund, betrachtet. In der jetzigen Zeit der zunehmenden Zuwanderung unterschied-
licher ethnischer Bevölkerungsgruppen sind die bestehenden und aufkommenden 
Integrationsaufgaben sowohl gesamtgesellschaftlich als auch wohnungspolitisch 
eine große integrative Herausforderung. 

Karte 18: Anteil der Migrantinnen und Migranten (Ausländer und Deutsche mit Migrationshintergrund)  
an der Hauptwohnbevölkerung in Prozent

Quelle: Stadt Dortmund, Amt für Wohnen nach Daten der dortmunderstatistik
Quelle: Stadt Dortmund, Amt für Wohnen nach Daten der dortmunderstatistik 2019: 40

ABBILDUNG 22 – ANTEIL DER MIGRANT*INNEN AN DER HAUPTWOHNBEVÖLKERUNG IN PROZENT, 2017
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direkten Rückschlüsse auf die tatsächliche Wohnsitua-
tion migrantischer Bewohner*innen gezogen werden 
können, bieten die Ergebnisse einige Anhaltspunkte im 
Hinblick auf die Wohnzufriedenheit in migrantisch ge-
prägten Quartieren wie der Nordstadt. So ist auffällig, 
dass die Nordstadt von den befragten Bewohner*innen 
insgesamt eher schlecht bewertet wird. Bei der Frage 
„Wie beurteilen Sie insgesamt die Lebensqualität in 
Ihrem Wohnviertel?“ erreichte der Bezirk Innenstadt-
Nord die schlechtesten Noten im Stadtvergleich. Und 
auch in den Aspekten „Sauberkeit“, „Sicherheit“ und 
„Grünflächenangebot in meinem Wohnviertel“ erreicht 
der Stadtbezirk die niedrigsten Bewertungen Dort-
munds (Dortmunder Statistik 2019: 19 ff.).

Hinsichtlich der Zufriedenheit mit dem Wohnungsan-
gebot ergibt sich im Stadtbezirksranking jedoch ein 
anderes Muster. Hier bewerten 42 % der befragten Be-
wohner*innen der Nordstadt das Wohnungsangebot 
mit mindestens „befriedigend“. Damit liegt der Bezirk 
Innenstadt-Nord in etwa im städtischen Durchschnitt 
(41 %) (Dortmunder Statistik 2019: 24).

Für eine Nachfrageanalyse zur Situation auf dem Dort-
munder Wohnungsmarkt (Stadt Dortmund 2018a) 
wurde eine weitere Bürger*innenbefragung zur Ein-
schätzung des Wohnungsmarktes durchgeführt. Dabei 
wurde auch die Wohnzufriedenheit abgefragt (Abb. 
23). Auch in dieser Analyse wird jedoch keine Unter-
scheidung zwischen Migrant*innen oder Menschen mit 
nicht-deutscher Staatsangehörigkeit und Deutschen 
ohne internationale Geschichte ausgewiesen. Eine tie-
fere Betrachtung des Bezirks Innenstadt-Nord ermög-
licht aber einige Beobachtungen, die Rückschlüsse auf 
migrantisch geprägte Quartiere Dortmunds insgesamt 
zulassen. So zeigen auch diese Ergebnisse, dass die be-
fragten Bewohner*innen der Nordstadt die geringsten 
Zufriedenheitswerte zu ihrer aktuellen Wohnsituation 
angegeben haben.

Auch hinsichtlich der Umzugsabsicht spiegelt sich das 
Ergebnis. So lassen sich erhöhte konkrete Umzugsab-
sichten bei Befragten, die aktuell in der Innenstadt-
Nord leben, beobachten (Stadt Dortmund 2018a: 14).

ABBILDUNG 23 –  ANGABEN ZUR WOHNZUFRIEDENHEIT IN DER BÜRGER*INNENBEFRAGUNG  
DER STADT DORTMUND, 2018

Wie zufrieden sind Sie mit Ihrer jetzigen Wohnsituation?  

Nach ausgewählten Gruppenmerkmalen in %

 Sehr/eher zufrieden   Teils/teils   Eher nicht/überhaupt nicht zufrieden

Quelle: Eigene Darstellung, Stadt Dortmund, 2018a: 14

Wohnform: Haus

Befragte: Stadtbezirke Brackel

Altergruppe: 65 J. u. ä.
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Befragte: Stadtbezirk Innenstadt-Nord
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Eine Befragung der umzugswilligen Haushalte zeigt 
auch hinsichtlich der bevorzugten neuen Wohnstand-
orte deutliche Differenzen zwischen den Dortmunder 
Quartieren. Während sich insgesamt rund zwei Drittel 
(ausschließlich oder auch) den aktuellen oder einen be-
nachbarten Stadtteil vorstellen können, möchte in der 
Nordstadt nur etwa jede*r Dritte Umzugswillige woh-
nen bleiben (Stadt Dortmund 2018a: 16).

Wohneigentumsbildung migrantischer  
Haushalte in Dortmund
Über die finanzielle Ausstattung der Dortmunder Mig-
rant*innenhaushalte sind keine genauen Daten verfüg-
bar. Die Einkommensstatistik des Landes Nordrhein-
Westfalens bietet keine Differenzierungen zwischen 
Herkunftsgruppen oder einzelnen Stadträumen. Den-
noch kann hier festgehalten werden, dass das durch-
schnittliche verfügbare Einkommen je Einwohner*in (im 
Jahr 2016) in Dortmund 18.946 € betrug (IT NRW 2018: 
69). Für die Ebene der Haushalte wurde die durch-
schnittliche Kaufkraft in Dortmund für das Jahr 2017 mit 
42.886 € beziffert. Dies umfasst die Summe aller Net-
toeinkünfte eines Haushalts. Auch hier ist keine Diffe-
renzierung nach migrantischer und nicht-migrantischer 
Bevölkerung möglich, Angaben zu den Beschäftigungs-
quoten lassen jedoch Rückschlüsse auf die schlechtere 
Einkommenssituation von migrantischen Haushalten 
in Dortmund zu: Waren im Jahr 2017 durchschnittlich  
14,3 % der Erwerbspersonen in Dortmund arbeitslos, 
war es in der Gruppe der nicht-deutschen Staatsbür-
ger*innen mit 30,4 % eine mehr als doppelt so hohe Quo-
te (Bertelsmann-Stiftung: Wegweiser-Kommune 2020).

Eine Auswertung der Durchschnittsgehälter von Fach- 
und Führungskräften und der Angebotsmieten zeigt 
für Dortmund einen Anteil der Jahresmiete am Brut-
to-Jahreseinkommen dieser Gruppe von 13 % und 
liegt damit deutlich unter hochpreisigen Großstäd-
ten wie München (30 %), Berlin (23 %) oder Hamburg  
(22 %) (Stepstone/immowelt 2019). Somit werden trotz 
den vergleichsweise eher geringeren Einkommen in 
Dortmund durch günstige Mietangebote eher unter-
durchschnittliche Wohnkostenbelastungen für das Jahr  
2018 attestiert.

Dennoch zeigen sich in der Stadt Dortmund auch hö-
here Mietbelastungsquoten bei Haushalten mit interna-
tionaler Geschichte, wie Holm/Junker (2019) auf Basis 
des Mikrozensus 2014 nachweisen konnten: 

Bei Einpersonenhaushalten beträgt die Mietbelas-
tungsquote für Migrant*innenhaushalte im Median  
31 % und damit 3 % mehr als bei Haushalten ohne in-
ternationale Geschichte. Bei Mehrpersonenhaushalten 
beträgt die Differenz 2 % zulasten der Migrant*innen-
haushalte. Diese verwenden 25 % des Einkommens für 
Mietzahlungen, während es bei Haushalten ohne Mig-
rationshintergrund, in der Definition des Statistischen 
Bundesamtes, 21 % sind. Dabei ist zu beachten, dass 
hier keine Ausdifferenzierung in unterschiedliche Her-
kunftsgruppen erfolgt, die Autoren jedoch breite Sprei-
zungen zwischen unterschiedlichen Herkunftsregionen 
vermuten (Holm/Junker 2019: 439) und die geführten 
Interviews diese Vermutung für Dortmund bestätigen.

Aus den Interviews mit Akteuren aus dem Feld der Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft im Quartier Nord-
stadt wurde die hohe Bereitschaft der migrantischen 
Bewohner*innen zur Eigentumsbildung unterstrichen. 
Hier berichteten verschiedene Unternehmen und Be-
ratungsstellen, dass im zunehmend angespannten Im-
mobilienmarkt auch vermehrt heruntergewirtschaftete  
Bestände, oftmals im Zwangsversteigerungsverfahren, 
von Migrant*innen erworben würden. Dabei seien die 
Preise auch bei diesen Immobilien enorm gestiegen. 
Die Strategien hinter dem Eigentumserwerb unter-
scheiden sich deutlich. Während es für einige Mig-
rant*innen eine klassische Kapitalanlage darstelle, die 
oftmals fremdvermietet werde (hier wurden auch häu-
fig die ausbeuterischen Überbelegungen („Matratzen-
vermietung“) durch Zugewanderte aus Osteuropa an-
gesprochen), fänden sich auch einige Selbstnutzende 
unter den Immobilienerwerber*innen. Über den Um-
fang migrantischer Eigentümer*innen ist leider keine 
Information bekannt, lokale Expert*innen von Seiten 
der städtischen Verwaltungen sowie aus der Zielgruppe 
sehen aber ein sehr hohes Interesse am Immobilien-
erwerb insgesamt.
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Das größte Gründerzeitquartier des Ruhrgebiets hat auch eine lange Tradition der Stadtforschung zu 
migrantisch geprägten Quartieren. 

Quelle: ILS / BPD / Pim van den Berg

IMPRESSIONEN AUS DORTMUND-NORDSTADT 
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Die Unterscheidung von Zugewanderten der ersten 
und zweiten Generation, insbesondere der Türkei-
stämmigen, wird an der Eigentumsbildung im Quar-
tier Nordstadt deutlich. Während die erste Generation 
ein geringeres Interesse an der Eigentumsbildung in 
Deutschland zeigte und eher Immobilienbesitz im Her-
kunftsland realisierte, sei die zweite Generation stärker 
mit Deutschland verbunden, berichten Wohnungsun-
ternehmen und Vertretungen der migrantischen Ziel-
gruppen. Entschied sich die erste Generation doch für 
einen Eigentumserwerb, seien häufig eher sanierungs-
bedürftige Gebäude zu einem Zeitpunkt erworben wor-
den, als die Nordstadt von hohen Leerstandquoten ge-
kennzeichnet war und diese günstig zu erwerben waren.
In der zweiten Generation zeigen sich zwei verschiede-
ne Strategien: Während für einige migrantische Auf-
steiger*innen der Fortzug aus dem Quartier Nordstadt 
mit einer symbolischen Statusverbesserung verbunden 
wird, entscheidet sich ein Teil auch bewusst für den Ver-
bleib im angestammten Quartier oder verbindet den 
Immobilienerwerb mit Investitionsstrategien zur Alters-
vorsorge. Dies wird von Interviewpartner*innen aus 
allen Bereichen insbesondere bei selbständig Tätigen 
ohne Ansprüche an die gesetzliche Rentenversicherung 
beobachtet. Die Gründe für den Fortzug liegen nicht 
allein in dem fehlenden Angebot an höherwertigem 
Wohnraum in der Nordstadt. Hier werden in den Inter-
views mit Verwaltung und Organisationen im Quartier 
durchaus kleinräumige Stadtlagen identifiziert, die qua-
litativ hochwertigen Wohnraum bieten. Die Interview-
partner*innen berichten, dass die Fortzugsentschei-
dungen vielmehr unter den Aspekten der Sicherheit 
und an die Bedarfe der Kinder angelehnt erfolgten 
und ruhigere Lagen mit guten Schulen in der Nachbar-
schaft, im besten Fall als Einfamilienhaus mit eigenem 
Garten, bevorzugt würden.

Zugänglichkeit und Diskriminierung  
auf dem Dortmunder Wohnungsmarkt
Hinsichtlich der Zugänglichkeit des Wohnungsmark-
tes in Dortmund für Migrant*innen kann eine deut-
liche Benachteiligung festgestellt werden, die in allen 
Interviews mit zivilgesellschaftlichen Akteuren genannt 
wurde. Es wurde berichtet, dass weniger institutionel-
le Wohnungsanbietende, sondern privat vermietende 
Einzeleigentümer*innen oftmals größere Vorbehalte 
gegen migrantische Bewerber*innen äußerten.

Dabei scheint die Nordstadt eine Sonderrolle ein-
zunehmen, da hier insbesondere finanziell schlecht  
ausgestatte Migrant*innenhaushalte und Neuzuge-
wanderte (insbesondere Geflüchtete und Zugewander-
te aus Rumänien und Bulgarien) einen besseren Zugang 
haben als in anderen Stadtquartieren. Dies wird von den 
in der Nordstadt aktiven städtischen und zivilgesell-
schaftlichen Interviewpartner*innen neben der allge-
meinen Verfügbarkeit von eher günstigen Wohnungen 
in der Nordstadt auch mit der kulturellen Nähe, die sich 
vor allem über die Sprache (insbesondere Türkisch und 
Arabisch) ausdrückt, oder bestehenden Netz werken zu 
Quartiersbewohner*innen begründet. 

Dabei wird von den befragten Expert*innen der Im-
mobilienwirtschaft eine deutliche Unterscheidung  
zwischen den Zugangsproblemen einzelner Migrant*in-
nengruppen aufgezeigt. Während Menschen aus süd- 
und westeuropäischen Ländern oder Polen weniger 
generelle Probleme bei der Wohnraumversorgung 
unterstellt werden, werden für Teile der Personen aus 
arabischen Kontexten und insbesondere auch Men-
schen aus Rumänien und Bulgarien viele Probleme be-
nannt. Zum einen greifen hier Leitbilder der ethnischen 
Mischung, die zulasten der Migrant*innen ausgelegt 
werden und ihnen den Zugang zu einzelnen Beständen 
durch die Vermietungspolicy verwehren. Zum anderen 
greifen auch rassistischen Stereotype, beispielsweise 
reproduziert mit dem Begriff der „Armutszuwande-
rung“, die sich in einer generellen Ablehnung einzelner 
Nationalitäten oder Volksgruppen in den eigenen Be-
ständen durch vermietende Eigentümer*innen äußern. 
Auch scheinen migrantische Makler*innen und Vermie-
ter*innen nicht per se weniger diskriminierend zu han-
deln. Zwar können die sprachlichen Gemeinsamkeiten 
insbesondere unter Türkeistämmigen und bulgarischen 
Migrant*innen die Zugänglichkeit erhöhen, jedoch 
berichten Interviewpartner*innen aus Immobilienwirt-
schaft, organisierter Zivilgesellschaft und städtischer 
Vertretung gleichermaßen auch von ausbeuterischen 
Verhältnissen.

Den befragten Expert*innen waren keine Akteure be-
kannt, die sich auf die Zielgruppe der Migrant*innen 
fokussieren und spezielle Ansprachestrategien verfol-
gen. Zwar gibt es Hinweise, dass einzelne Immobilien-
büros mit türkischer Geschäftsführung besonders aktiv 
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in der Nordstadt zu agieren scheinen. Dass hierdurch 
im besonderen Maße migrantische Gruppen adressiert 
würden, ließe sich jedoch nicht belegen. Ebenso sind 
die Onlinepräsenzen der Firmen ausschließlich in deut-
scher Sprache verfügbar.

Auch scheinen die institutionellen Wohnungsanbie-
tenden, die im Bezirk Innenstadt-Nord besonders viele 
Bestände aufweisen, keine besonderen Strategien ent-
wickelt zu haben, die über die einfache Übersetzung 
von Hausordnungen und Ähnlichem hinausgehen. Viel 
eher wird auch von Seiten der Wohnungswirtschaft auf 
die Bedeutsamkeit interkultureller Kontakte zur Integra-
tion hingewiesen.

Die Stadt Dortmund hat diskriminierende Praktiken auf 
dem Wohnungsmarkt bereits früh als Thema erkannt. 
Insbesondere der in der Dortmunder Nordstadt ansäs-
sige Planerladen e. V., der sich bereits seit den 1980er 
Jahren in der Antirassismusarbeit engagiert, ist hier ein 
entscheidender Akteur (Planerladen o. J., Planerladen 
2012). Bereits 2011 führte der Verein gemeinsam mit 
dem Integrationsrat der Stadt Dortmund ein Siegel ein, 
mit dem sich Wohnungsanbietende für die „Herkunfts-
unabhängige Gleichbehandlung bei Vermietung“ von 
Wohnraum auszeichnen lassen konnten. Die Verbrei-
tung ist jedoch auch knapp zehn Jahre nach der Ein-
führung des Labels nicht sehr stark.

Gleichwohl wird in den kommunalen Konzepten der 
Stadt Dortmund weiterhin eine Defizitperspektive auf 
Migration allgemein ersichtlich. So wird für die Typi-
sierung von Quartieren als „sozial auffällige Quartiere“ 
neben ökonomischen Faktoren wie der Transferleis-
tungsbezugsquote auch der Migrant*innenanteil als 
benachteiligendes Merkmal herangezogen (Stadt Dort-
mund – Amt für Wohnen 2019: 38).

Über strukturelle Diskriminierung auf dem Wohneigen-
tumsmarkt können hier keine weiteren Angaben ge-
macht werden. Sowohl zivilgesellschaftliche Akteure 
als auch immobilienwirtschaftliche Expert*innen sehen 
jedoch deutlich weniger diskriminierende Handlungen 
als auf dem Mietwohnungsmarkt. Von den interview-
ten Expert*innen konnte nur vereinzelt von Benach-

teiligungen auf dem Wohneigentumsmarkt berichtet 
werden. In diesen Fällen waren die Verkäufer*innen 
private Immobilieneigentümer*innen, die vermutlich 
aus persönlichen rassistischen Überzeugungen nicht 
an Migrant*innen verkaufen wollten. Bei institutionel-
len Immobilienverkäufer*innen (Projektentwickelnde 
und Makler*innen) konnte niemand über dieses Phä-
nomen berichten. Einzig statistische Diskriminierungen 
aufgrund der Wohnlagen, die über Punktesysteme zu 
geringeren Kreditangeboten führen, wurden von Mit-
gliedern der Zielgruppe und Immobilienexpert*innen 
als mögliche Benachteiligung erkannt. 

2.3.3  Wohnbedarfe/-wünsche von  
Migrant*innen in Dortmund 

Aus den Interviews mit Vertreter*innen von Zivilge-
sellschaft und Wohnungswirtschaft wurde deutlich, 
dass es vor allem im Segment der großen Wohnungen 
deutliche Defizite gibt. Insbesondere Familien mit ge-
ringen Einkommen könnten laut Vertretung der städ-
tischen Verwaltung und der Wohnungsunternehmen 
dabei aktuell kaum mit entsprechenden Angeboten  
versorgt werden.

Die Ergebnisse der Analyse der Nachfragesituation auf 
dem Dortmunder Wohnungsmarkt bestätigen dieses 
Ergebnis. Hier werden neben Wohnungslosen, Ge-
flüchteten und Menschen mit Behinderung explizit (ein-
kommensschwache) Familien als Zielgruppe mit Versor-
gungsproblemen benannt (Stadt Dortmund 2018a: 24). 
Auch für (hochqualifizierte) nicht-deutsche Arbeitsmi-
grant*innen fehlt es in Dortmund an entsprechendem 
Angebot mit zeitlich begrenzten Mietverträgen (ebd.).

Spezifische Wohnbedarfe Dortmunder  
Migrant*innengruppen
Die aktuellen Wohnungsmarktberichte der Stadt Dort-
mund weisen die Gruppe der Migrant*innen nicht als 
gesondert zu betrachtende Zielgruppe aus. Zwar wer-
den High Potentials sowie nicht-deutsche Studierende 
als Personengruppe mit spezifischen Bedarfen auf dem 
Wohnungsmarkt herausgestellt, kulturelle Besonder-
heiten oder Unterschiede zwischen den Migrant*innen-
gruppen jedoch nicht weiter betrachtet. Hier steht eher 
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die Verfügbarkeit von qualitativ hochwertigen möblier-
ten Wohnungen zur kurzfristigen und temporären An-
mietung im Fokus (Stadt Dortmund 2018a: 21).

Aus den Interviews mit Vertreter*innen der migranti-
schen Zivilgesellschaft geht hervor, dass insbesondere 
für die Nachkommen der Gastarbeiter*innen, die in 
Deutschland sozialisiert wurden, keine spezifischen Be-
darfe erkannt würden. Dabei ist jedoch einschränkend 
anzumerken, dass unter den Bedingungen der zuneh-
menden Anspannung des Dortmunder Wohnungs-
marktes durchaus Abstriche bei den persönlichen 
Wohnwünschen gemacht würden.

Unterschiede in der Wohnkultur, die teilweise zu nach-
barschaftlichen Konflikten führen könnten, wurden von 
Seiten von Wohnungswirtschaft und Zivilgesellschaft 
benannt. Beispielhaft wurde hier das Lagern der Schu-
he im Treppenhaus als möglicher Konfliktauslöser an-
geführt. Gleichzeitig wird jedoch die Gefahr betont, 
solche Alltagskonflikte, die eher mit der Lebensführung 
als der Herkunftsregion erklärt würden, zu kulturali-
sieren. Weiterhin wurde deutlich, dass die Freiflächen 
im Wohnumfeld von migrantischen Quartiersbewoh-
ner*innen stark genutzt würden. Gründe hierfür wer-
den von Wohnungsunternehmen jedoch vorwiegend 
in den beengten Wohnverhältnissen gesehen, die 
eine Verlagerung des Alltagslebens in den öffentlichen  
Raum forcierten.

Eine Besonderheit der Dortmunder Migrant*innen-
haushalte im Vergleich zur Bevölkerung ohne inter-
nationale Geschichte wird in der oftmals größeren 
Haushaltszusammensetzung benannt. In Kombination 
mit eher geringen finanziellen Ausstattungen führten 
diese zu einem erhöhten Bedarf an großem und preis-
günstigem Wohnraum, der, wie schon benannt, aktuell  
nicht gedeckt werden könne.

Präferierte Wohnstandorte, Bauweisen und Wohn-
gestaltung Dortmunder Migrant*innengruppen
Angaben über spezielle Anforderungen an den Grund-
riss, die Architektur oder die Einrichtung wurden von 
den Dortmunder Interviewten nicht benannt oder ne-
giert. Hinsichtlich der präferierten Wohnstandorte las-

sen sich hingegen aus den geführten Interviews zwei un-
terschiedliche Strategien erkennen: Eine Gruppe suche 
bewusst die Nähe zur eigenen Ethnie und individuellen 
Netzwerken und ziehe deshalb in die Nordstadt oder 
verbleibe auch nach einem sozialen Aufstieg in diesem 
Quartier. Für diese Gruppe könne auch der Immobilien-
erwerb in der Nordstadt von Interesse sein, vermuten 
städtische Vertreter*innen. Die andere Gruppe ziehe 
bewusst aus dem ethnisch segregierten Viertel fort. 
Diese Aufsteigerhaushalte präferierten nach Angaben 
der Interviewpartner oftmals ruhige Lagen am Stadt-
rand, in denen sie Eigentum im Neubau (möglichst frei 
stehendes mit Garten) realisieren könnten. Hier würden 
laut migrantischen Selbstorganisationen eher fehlende 
Angebote in anderen Stadtlagen zu einem Verbleib 
oder Zuzug in die Nordstadt beitragen. Die Bedeutung 
von religiösen Stätten und kulturellen Einrichtungen 
im unmittelbaren Wohnumfeld bei der Wohnstandort-
wahl von migrantischen Haushalten konnte in unseren  
Interviews für Dortmund nicht nachgewiesen werden. 

2.3.4  Umgang mit migrantisch geprägten  
Quartieren in Dortmund

Potenziale der Wohneigentumsbildung  
migrantischer Haushalte
Die Wohneigentumsbildung wird nicht uneingeschränkt 
positiv bewertet, da die unterschiedlichen Besitzver-
hältnisse in der Nordstadt Quartiersentwicklungspro-
zesse erschweren können. Zum einen führen die vielen 
privaten Gebäudeeingentümer*innen zu einer Vielzahl 
von Akteuren, die für Investitionen mobilisiert werden 
müssen. So existieren wohnungswirtschaftliche Bünd-
nisse in der Nordstadt aktuell vorwiegend unter den 
institutionellen Anbietern mit größeren Beständen  
im Quartier.

Zum anderen können insbesondere bei Eigentums-
wohnungen in Mehrfamilienhäusern die Eigentums-
strukturen eine Aktivierung zusätzlich erschweren. 
So sind Investitionsentscheidungen in Wohneigen-
tümer*innengemeinschaften aufgrund der erforder-
lichen Einigung (bei Investitionsmaßnahmen im 
Ge meinschaftseigentum) per se komplexer als bei Ge-
bäude eigentümer*innen. Die komplexen Eigen tums -
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strukturen in Mehrfamilienhäusern werden von in der 
Nordstadt aktiven städtischen und privaten Immobi-
lien-Expert*innen zudem als ursächlich für einige bau-
fällige „Problemimmobilien“ ausgemacht. 

Im Sinne der Quartiersentwicklung in der Nordstadt 
sollte allerdings, so die Meinung eines Wohnungs-
unternehmens, versucht werden, aufstiegsorientierte 
Migrant*innenhaushalte im Viertel zu halten. Hier-
durch sollen vor allem nachbarschaftliche Strukturen  
gestärkt werden. 

Gleichzeitig gibt es seitens der Stadtverwaltung die 
Einordnung des Bezirks Innenstadt-Nord als Ankunfts-
quartier, das per se durch hohe Fluktuation gekenn-
zeichnet ist und mit der Verfügbarkeit von preisgüns-
tigem Wohnraum eine wichtige Funktion insbesondere 
für ökonomisch weniger gut aufgestellte Neuzugewan-
derte erfüllt. In diesem Narrativ sei die Aufwertung des 
Bezirks Innenstadt-Nord nicht ausschließlich positiv zu 
bewerten, sondern es spielen auch Verdrängungsdyna-
miken durch Gentrifizierungsprozesse eine Rolle. Die-
se Diskussion hat in den letzten Jahren zunehmend an  
Bedeutung gewonnen (Guth 2019).

Die Bürger*innenbefragung „Nachfrageanalyse zur 
Situation auf dem Dortmunder Wohnungsmarkt“ aus 
dem Jahr 2018 zeigt deutlich, dass die Dortmunder 
Bevölkerung insgesamt der ethnischen Diversität im 
eigenen Wohnumfeld kaum (positive) Bedeutung bei-
misst. Nur von etwa einem Drittel der Befragten wird 
der Aspekt einer Nationenvielfalt in der Nachbarschaft 
als „unbedingt“ oder „möglichst“ vorhanden beschrie-
ben. Für die Übrigen etwa 70 % hingegen scheint die 
ethnische Zusammensetzung der Nachbarschaft keine 
Rolle zu spielen, oder eine möglichst heterogene Nach-
barschaft wird sogar abgelehnt. Daraus kann jedoch 
nicht gefolgert werden, dass von der Mehrheit der 
Dortmunder Bevölkerung eher ein ethnisch homogenes 
Wohnumfeld gewünscht wird, da diese Richtung nicht 
abgefragt wurde bzw. entsprechende Angaben fehlen  
(s. Abb. 24).

Auch von den Interviewten wird betont, dass die Dort-
munder Nordstadt durch ihre Vielfalt durchaus auch für 
Studierende oder andere Milieus ohne internationale 
Geschichte, die die Interkulturalität und Diversität des 
Quartiers schätzen, interessant sei.

Quelle: Eigene Darstellung, Stadt Dortmund, 2018a: 19

Welche Anforderungen haben Sie an Ihre Wohnung und das Wohnumfeld?  

„Soziales Wohnumfeld/Nachbarschaft“ in % der Befragten mit Umzugswunsch (Ranking nach Summe „unbedingt/möglichst“)

 Unbedingt   Möglichst   Nicht wichtig

ABBILDUNG 24 –  AUSWERTUNG DER BÜRGER*INNENBEFRAGUNG 2018 ZUM THEMENFELD  
„SOZIALES WOHNUMFELD/NACHBARSCHAFT“

Gutes Sicherheitsgefühl

Intakte Nachbarschaft

„Gute Adresse/gutes Image“

Freunde/Verwandte in der Nähe

Gemischte Altersstruktur

Familien mit Kindern in der Nähe

Nationenvielfalt
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 11 36 53
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Potenziale migrantischer Architektur und Bauten
Größere Gebiete mit Wohnneubauprojekte, die sich 
explizit an migrantische Zielgruppen richten, sind bis-
her nicht bekannt. Kleinere Projekte, die auf spezielle 
Zuwanderungsgruppen ausgerichtet sind, existieren 
durchaus in der Dortmunder Nordstadt. Diese Projek-
te verfolgen jedoch eher sozialarbeiterische Ziele für 
besonders benachteiligte und hilfsbedürftige Migran-
tengruppen aus Osteuropa oder neuzugewanderte 
Geflüchtete. Für Migrant*innen der Mittelschicht sind 
unseren Interviewpartner*innen hingegen keine spe-
ziellen Projekte bekannt.

Auch von den befragten Migrant*innen selbst werden 
die Wünsche nach besonderer Architektur eher negiert 
und die Heterogenität der Geschmäcker, Wohnvor-
stellungen und -bedarfe betont. So würden finanziell 
gut situierte Migrant*innen ihre individuellen Wünsche 
durch die private Zusammenarbeit mit Architekten ver-
wirklichen können. Für die migrantische Mittelschicht 
ist die Architektur hingegen von untergeordneter Be-
deutung, insbesondere auf dem als zunehmend an-
gespannt empfundenen Dortmunder Wohnungsmarkt. 
Eine Sonderrolle nehmen hier ältere Migrant*innen ein, 
für die durchaus ein spezifischer Bedarf erkannt wird, da 
Seniorenbetreuungen und -pflegeangebote selten kul-
tursensible Leistungen anbieten und oftmals auf Seiten 
der Migrant*innen deutsche Sprachkenntnisse fehlen. 
Hier würden spezifische Angebote für diese Zielgruppe 
sehr gut angenommen. 

In der Neubauplanung für die migrantische Mittel-
schicht wurden hingegen von der befragten Zielgrup-

pe keine standardisierbaren spezifischen Bedarfe oder 
Vorlieben benannt. Hier müsse eher die Flexibilität der 
Grundrisse und Bauweisen in der Planung stärker be-
rücksichtigt werden, sodass auch strengeren religiösen 
Bedarfen hinsichtlich der Raumaufteilung und Einseh-
barkeit besser entsprochen werden kann, ohne spezi-
fische Grundrisse anzulegen, die für andere Gruppen 
unattraktiv erscheinen und damit (mono)ethnische  
Konzentrationen befördern würden.

Von Seiten der Stadtentwicklung würden solche Pro-
jekte, die sich auch in ihrer Gestaltung an migrantische 
Zielgruppen richten können, hingegen nicht per se 
negativ betrachtet, wobei durchaus Problematiken be-
nannt wurden: So müsse eine mögliche Stigmatisierung 
bedacht und die Kommunikation im Sinne eines „The-
menwohnens“ von vornherein offen gestaltet werden. 
Auch die Gefahr einer Neiddebatte bei der Verengung 
von Wohnneubauprojekten auf bestimmte Zielgruppen 
wird gesehen. Dabei wird insbesondere die Notwendig-
keit der Öffnung solcher migrantischer Quartiere nach 
außen und die Einbindung ins Quartier betont. Die Be-
deutung von Begegnungsräumen wird hervorgehoben, 
um intersoziale und interethnische Kontakte zu fördern 
und möglichen Abschottungsdynamiken entgegenzu-
wirken. Gleichwohl wird deutlich, dass solche Projekte, 
wenn sie eine homogene Bewohnerstruktur aufweisen, 
auch dem verfolgten Ideal eines heterogenen und 
kleinräumig gemischten Quartiers widersprechen. 
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2.4 Fallstudie Hannover

iS
to

ck
©

Sc
hr

o
p

ts
ch

o
p



2.4.1 Stadtprofil Hannover

Hannover liegt als niedersächsische Landeshauptstadt 
im Tal der Leine und grenzt im Süden an die Ausläufer 
des Weserberglands. Mit ihren 545.107 Einwohner*in-
nen (Stand 31.12.2018, LHH 2019: 13) ist sie die größte 
Stadt Niedersachsens und bildet mit 20 anderen Ge-
meinden den Kommunalverband Region Hannover. 
Die Stadt Hannover besteht aus 13 Stadtbezirken, die 
aus 51 Stadtteilen zusammengesetzt sind. Die Gesamt-
fläche der Stadt beläuft sich auf 204,21 km², die Be-
völkerungsdichte beträgt 2.669 Einwohner*innen pro  
Quadratkilometer (LHH 2019:8). 

Abbildung 26 zeigt die Entwicklung der Bevölkerung 
am Ort der Hauptwohnung in Hannover von 1990 bis 
2015 differenziert nach Deutschen (mit und ohne zweite 
Staatsangehörigkeit) und Personen mit nicht-deutscher 
Staatsangehörigkeit. Zu erkennen ist, dass trotz einer 

gesamten Bevölkerungsabnahme ab Mitte der 1990er 
Jahre die Zahl der Menschen aus Einwanderungsfami-
lien kontinuierlich stieg. Die Bevölkerungszunahme seit 
Mitte der 2010er Jahre ist vor allem auf die Zunahme 
der Bevölkerung von Eingewanderten und ihren Nach-
kommen zurückzuführen. 

Auch in den aktuelleren Zahlen zur Bevölkerungsent-
wicklung ist ein deutliches Bevölkerungswachstum zu 
erkennen (s. Abb. 27). Dieses Wachstum entfiel zu 95 %  
auf Personen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit 
und nur zu 5 % auf Personen mit deutscher oder mehr-
facher Staatsangehörigkeit (LHH 2020a: 3 f.). Die größ-
ten Zuwächse sind in der Bevölkerung mit syrischer, 
irakischer, bulgarischer und rumänischer Staatsange-
hörigkeit verzeichnet (LHH 2018b: 10). Die untypische 
Bevölkerungsabnahme im Jahr 2019 lässt sich durch 
eine Bereinigung des Melderegisters im Zuge der EU-
Wahlen und den geringeren Zuwachs bei der Zahl der  

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von © OpenStreetMap Contributors

ABBILDUNG 25 – SCHWARZPLAN HANNOVER-SAHLKAMP
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Quelle: Eigene Darstellung nach LHH 2020a: 4

ABBILDUNG 27 – BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG DER STADT HANNOVER VON 2013 BIS 2019

Quelle: Eigene Darstellung, LHH 2015a: 4

ABBILDUNG 26 –  ENTWICKLUNG DER BEVÖLKERUNG IN HANNOVER 1990 BIS 2015
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Quelle: Eigene Darstellung nach LHH 2015a: 10 ff.

Quelle: Eigene Darstellung nach LHH 2015a: 10 ff.

ABBILDUNG 28 –  DEUTSCHE BEVÖLKERUNG MIT WEITERER STAATSANGEHÖRIGKEIT IN HANNOVER 
AM 01.01.2015 NACH REGIONEN

ABBILDUNG 29 –  BEVÖLKERUNG MIT NICHT-DEUTSCHER STAATSANGEHÖRIGKEIT IN HANNOVER 
AM 01.01.2015 NACH REGIONEN
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Asylsuchenden und Geflüchteten erklären. Der An-
teil der Menschen mit Migrationshintergrund, in der 
Definition des Statistischen Bundesamtes, liegt in der 
Gesamtstadt Hannover bei 31,8 %, wovon 13,1 % Deut-
sche mit einer weiteren Staatsangehörigkeit und 18,7 % 
Personen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit sind 
(LHH 2019:29).

Die aktuellsten veröffentlichten Zahlen zu den Bezugs- 
bzw. Herkunftsländern der nicht-deutschen Bevölkerung 
und der Bevölkerung mit weiterer Staatsbürgerschaft 
sind aus dem Jahr 2015 (Abb. 28; Abb. 29). Diese Zah-
len können heute als Hinweis auf aktuelle Verhältnisse 
genutzt werden, die Migrationsströme der letzten Jahre 
sind allerdings nicht berücksichtigt. Die größten Grup-
pen der nicht-deutschen Bevölkerung stammen aus 
der Türkei, Polen, Griechenland und Italien. Die größ-
ten Gruppen der deutschen Bevölkerung mit weiterer 
Staatsangehörigkeit sind diejenigen mit polnischer, tür-
kischer, iranischer und kasachischer Staatsangehörig-
keit. Diese Verteilungen lassen sich durch die Geschich-
te der Migration in Hannover ansatzweise erklären: 
Hannover war nach dem zweiten Weltkrieg von starker 
Zuwanderung geprägt, insbesondere bedingt durch 
den Bau der Messe und eines neuen Volkswagenwer-
kes. Für diese Unternehmen wurden Arbeitskräfte aus 
Südeuropa und der Türkei angeworben (May 2013). 

Der Wohnungsmarkt in Hannover ist seit 2012 bedingt 
durch das Bevölkerungswachstum und entsprechende 
Nachfragesteigerungen von deutlichen Preissteigerun-
gen und Anspannung gekennzeichnet. Die Angebots-
mieten steigen seit 2010 jährlich durchschnittlich um  
4,5 % (LHH 2018c: 13). Das starke Bevölkerungswachs-
tum und die im Verhältnis schleppend laufende Wohn-
raumfertigstellung führen zu einem erheblichen Bedarf 
an neuem Wohnraum. Insbesondere gestiegen ist der 
Bedarf an kostengünstigem Wohnraum, dem die Lan-
deshauptstadt Hannover mit der „Hannoverschen Woh-
nungsbauinitiative 2016“ begegnet. Diese beinhaltet 
eine Verpflichtung der Wohnungswirtschaft, jedes Jahr 
mindestens 1.000 Wohnungen zu bauen, von denen  
25-30 % als öffentlich geförderte Wohnungen entste-
hen, während die Landeshauptstadt sich zu der Schaf-
fung von neuem Baurecht für 500 bis 700 Grundstücke 
verpflichtet (Region Hannover 2019: 72 f.). 

In einer Repräsentativerhebung aus dem Jahr 2019 be-
werten knapp 83 % der Einwohner*innen die Wohn- 
und Lebensbedingungen in ihrem Stadtteil in Hannover 
als „gut“ oder „sehr gut“ (LHH 2020b:31). Eine Wande-
rungsmotivbefragung aus dem Jahr 2017 zeigt, dass die 
zunehmende Wohnungsknappheit des Hannoverschen 
Wohnungsmarktes sich auch auf das Umzugsgesche-
hen niederschlägt. Die absolute Zahl der Umzüge hat 
in den Jahren seit 2004 stark abgenommen. Als Motiva-
tion für Umzüge nennen die meisten Befragten mehre-
re Gründe: 42 % der umziehenden Haushalte wünschen 
sich eine größere Wohnung, 22 % eine Wohnung mit 
Terrasse, Balkon oder Garten und 20 % eine ruhigere 
Wohnlage (LHH 2017a: 6).

Quartiersprofil Sahlkamp
Der Stadtteil Hannover Sahlkamp liegt im Nordosten 
der Stadt Hannover und bildet mit den Stadtteilen 
Bothfeld, Vahrenheide, Isernhagen-Süd und Lahe den 
Bezirk Bothfeld-Vahrenheide. Der Sahlkamp mit seinen 
14.368 Einwohner*innen und knapp 6.500 Haushalten 
wird im Norden von der Autobahn A2, im Süden durch 
den Mittellandkanal und im Osten und Westen von 
stark befahrenen Straßen begrenzt. Auf einer Fläche  
von 3,14 km² findet sich im Sahlkamp eine Einwoh-
ner*innendichte von 4.576 Einwohnern pro Quadrat ki-
lo meter (LHH 2019:8). Der Stadtteil wurde erst in den 
20er und 30er Jahren des 20. Jahrhunderts bebaut und 
war bis dahin eine unbesiedelte Heidelandschaft, die 
Landwirt*innen aus der Umgebung zugeteilt und vom 
Militär zu Übungszwecken genutzt wurde. Baustruktu-
rell liegt dem Quartier ein einheitliches Konzept des 
zeittypischen „gegliederten und aufgelockerten“ Städ-
tebaus mit sich wiederholendem Bebauungsmuster in 
Fertigbauweise zugrunde (LHH 2015b: 22). Es dominie-
ren Einfamilienhausgebiete mit großen Gartenflächen 
aus den 1950er und 1960er Jahren. Bekannt ist der 
Stadtteil jedoch insbesondere für die Hochhaus-Groß-
wohnsiedlung, die in den 1970er Jahren mit Mitteln des 
sozialen Wohnungsbaus im Quartier Sahlkamp-Mitte 
entstand. Seit 2009 ist Sahlkamp-Mitte als „Stadtteil 
mit besonderem Entwicklungsbedarf“ Teil des Bund-
Länder-Programms „Soziale Stadt“ (LHH 2015b: 5). Im 
Jahr 2010 wurde es förmlich als Sanierungsgebiet fest-
gelegt. Als Grund hierfür gibt die Stadt Hannover an, 
dass „das ehemals modern konzipierte Wohngebiet 
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mit grünen Abstandsflächen [heute] die siedlungstypi-
schen Mängel im architektonischen Erscheinungsbild 
der Gebäude und Hauseingänge auf[weist] und […] 
unter mangelnden Angeboten in der Gestaltungs-, 
Nutzungs- und Aufenthaltsqualität des öffentlichen und 
privaten Umfelds [leidet]“ (LHH o. J.). Im Rahmen des 
Programms sollen nicht nur bauliche, sondern auch so-
ziale und infrastrukturelle Angebote im Stadtteil weiter-
entwickelt und verbessert werden.

Der Hannoveraner Sahlkamp ist von einer diversen 
soziodemographischen Struktur geprägt. Der Han-
noveraner Sahlkamp ist von einer diversen soziode-
mographischen Struktur geprägt. Etwa die Hälfte der 
Bevölkerung hat eine internationale Geschichte und 
knapp ein Drittel sind Menschen mit nicht-deutscher 

Staatsangehörigkeit (LHH 2020c: 33). Der Anteil an 
Personen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit ist 
insbesondere geprägt durch Staatsangehörige des 
vorderen Orients, vertreten primär durch syrische Be-
völkerung sowie aus der EU Stammende mit nicht-deut-
scher Staatsangehörigkeit, vermehrt aus Griechenland 
und Polen. Die Haushaltsstruktur im Stadtteil ist durch 
einen hohen Familienanteil mit häufig drei oder mehr 
Kindern geprägt, Einpersonenhaushalte gibt es im Ver-
gleich zur Gesamtstadt weniger (LHH 2018d: 11). Die 
Arbeitslosenquote liegt mit 10,4 % im Sahlkamp weit 
höher als die Quote der Gesamtstadt (6,3 %) (LHH 
2020c: 7). Der Anteil des Wohnungsleerstands an allen 
Wohnungen wird im Sahlkamp zum 15.03.2019 auf ca. 
1,3 % geschätzt und liegt damit nochmals unter der ge-
samtstädtischen Leerstandquote von 1,7 % (ebd.). 

in %
12 Herrenhausen-Stöcken 41,7
13 Nord 40,8
09 Ricklingen 37,8
03 Bothfeld-Vahrenheide 37,1
11 Ahlem-Badenstedt-Davenstedt 34,7
04 Buchholz-Kleefeld 34,1
10 Linden-Limmer 33,4

Landeshauptstadt Hannover insgesamt 32,3
01 Mitte 29,3
02 Vahrenwald-List 28,8
05 Misburg-Anderten 28,8
08 Döhren-Wülfel 28,7
06 Kirchrode-Bemerode-Wülferode 28,4
07 Südstadt-Bult 18,7

Bevölkerung
mit Migrationshintergrund 

Landeshauptstadt Hannover ■ Sachgebiet Wahlen und Statistik ■ Strukturdaten 2020 
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ABBILDUNG 30 –  ANTEIL DER NICHT-DEUTSCHEN STAATSANGEHÖRIGEN SOWIE DER DEUTSCHEN MIT  
WEITERER STAATSANGEHÖRIGKEIT IN HANNOVER 2019 AUF EBENE DER STADTTEILE IN %

Quelle: LHH 2020c: 29
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2.4.2  Wohnsituation von Migrant*innen  
in Hannover

Wohnstandorte der Migrant*innen in Hannover
Die Wohnstandorte der migrantischen Bevölkerung 
Hannovers werden in den kommunalen Veröffentli-
chungen auf der Ebene der Stadtbezirke und Stadtteile 
ausgegeben. Für den Stichtag 31.12.2019 wurde die in  
Abbildung 30 dargestellte Verteilung der nicht-deut-
schen Staatsbürger*innen und Deutschen mit interna-
tionaler Geschichte ausgewiesen.

Zum 31.12.2019 stammten 32,3 % der Hannoveraner Be-
völkerung aus Einwanderungsfamilien. Etwa ein Fünftel 
der Bevölkerung hat eine nicht-deutsche Staatsbürger-
schaft (19 %) und weitere 13,3 % waren Deutsche mit 
internationaler Geschichte. Im Bezirk Bothefeld-Vah-
renheide (Nummer 03) lag der Anteil der migrantischen 
Bevölkerung mit 37,1 % deutlich über dem stadtweiten 
Durchschnitt, wobei innerhalb des Bezirks nochmals 
deutliche Spannweiten existieren (von 15,3 % in Isern-
hagen-Süd (Nummer 48) bis 59,2 % in Vahrenheide 
(Nummer 12). Der Hannoveraner Sahlkamp ist von einer 
diversen soziodemographischen Struktur geprägt. Etwa 
die Hälfte der Bevölkerung hat eine internationale Ge-
schichte und knapp ein Drittel sind Menschen mit nicht-
deutscher Staatsangehörigkeit (LHH 2020c: 33). 

Das Sanierungsgebiet Sahlkamp wird in der Veröffent-
lichung nicht explizit ausgewiesen. Im integrierten Ent-
wicklungskonzept von 2017 (LHH 2017b) wird jedoch der 
Anteil der migrantischen Bevölkerung zum 31.12.2016 
genau beziffert: 35 % der Bewohnerschaft sind nicht-
deutsche Staatsbürger*innen und 39 % Deutsche aus 
Einwanderungsfamilien. Insgesamt beträgt der Mig-
rant*innenanteil im Sanierungsgebiet Sahlkamp somit 
74 % (LHH 2017b: 11). 

Hinsichtlich der ethnischen und sozialen Bevölkerungs-
struktur wurde in den Interviews durchaus von klein-
teiligen ethnischen Konzentrationen in einzelnen, eher  
wenig zentral gelegenen Stadtlagen mit meist schlech-
ter Bausubstanz berichtet. Die Gründe für diese klein-
räumigen Konzentrationen werden von der Zielgruppe 
jedoch nicht durch die Standortpräferenzen der mi-
grantischen Bevölkerung, sondern durch diskriminie-
rende Praktiken und Exklusionsprozesse bei der Woh-

nungssuche gesehen. Gleichwohl wird die Bedeutung 
des Anschlusses an die Community des Herkunftslan-
des erkannt, wodurch ländliche und suburbane Lagen 
insbesondere für Neuzugewanderte weniger attraktiv 
erscheinen, auch wenn sich die Wohnungsmarktsitua-
tion hier deutlich entspannter darstelle.

Wohneigentumsbildung migrantischer  
Haushalte in Hannover
Das durchschnittliche verfügbare Primäreinkommen in 
der Region Hannover betrug im Jahr 2018 nach einer 
Berechnung des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
chen Instituts (WSI) 20.977 € (Seils/Baumann 2019: 5). 
Eine Betrachtung der Einkommensentwicklung zeigt, 
dass die verfügbaren Einkommen in der Region im Ver-
gleich zum Jahr 2000 um 3,1 % gestiegen sind. Dabei 
umfasst die Region Hannover jedoch neben dem Stadt-
gebiet weitere 20 Gemeinden. Für die Stadt Hannover 
wird für das Jahr 2017 ein Primäreinkommen von 22.157 
€ je Einwohner*in ausgewiesen (Landesamt für Statis-
tik Niedersachsen 2018). Eine Aufschlüsselung nach 
Menschen aus Einwanderungsfamilien liegt in dieser  
Auswertung nicht vor.

Eine Annäherung an die finanziellen Möglichkeiten der 
stark migrantisch geprägten Bewohner*innenschaft 
des Sanierungsgebiets Sahlkamp-Mitte gibt die Trans-
ferleistungsquote. So sind im integrierten Handlungs-
konzept Sahlkamp-Mitte von 2018 (LHH 2018d) die 
Anteile der Transferleistungsempfänger*innen (SGB II, 
SGB XII sowie Leistungen nach dem AsylblG) für das 
Sanierungsgebiet und die Gesamtstadt ausgewiesen. 
Mit 45,3 % transferleistungsbeziehenden Haushalten 
liegt die Quote im Sanierungsgebiet Sahlkamp drei-
mal höher als in der Gesamtstadt (15,6 %) (ebd.: 13). 
Die finanziellen Möglichkeiten der Quartiersbevöl-
kerung können also im Gesamten als eher schwach  
eingeschätzt werden. 

Die Neigung zur Wohneigentumsbildung bei Mig-
rant*innen wird in Hannover sowohl von Seiten der 
Verwaltung und Immobilienwirtschaft als auch der 
Zivilge sellschaft insgesamt als hoch eingeschätzt. 
Gleichzeitig wird jedoch auf die oftmals geringeren fi-
nanziellen Möglichkeiten dieser Gruppe hingewiesen 
und die Anspannung des Hannoveraner Wohnungs-
marktes betont. Auch wird hier wieder klar zwischen 
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der Gastarbeiter*innengeneration und anderen Mig-
rant*innenengruppen unterschieden. So wird betont, 
dass die erste Generation oftmals Immobilien in der 
Herkunftsregion erwerbe, die zweite Generation eher 
in Deutschland. Dabei spiele jedoch auch die politische 
und wirtschaftliche Lage der Herkunftsländer eine be-
deutsame Rolle. So wird insbesondere von Menschen 
aus der Türkei und Südeuropa berichtet, die zurück in 
ihre Herkunftsländer migrierten. Gründe hierfür werden 
von der Zielgruppe neben dem wirtschaftlichen Auf-
stieg der Herkunftsregionen auch in der steigenden 
Diskriminierung in Deutschland gesehen. Diese Effek-
te werden bei den Zugewanderten aus dem globalen 
Süden oder Krisenregionen weniger gesehen, da hier 
eine Rückmigration in die Herkunftsregionen keine  
Alternative darstelle.

Die finanzielle Realisierbarkeit wird dabei ambivalent 
eingeschätzt. So wird der Gastarbeiter*innengenera-
tion und den neuzugewanderten Geflüchteten eine ge-
ringere finanzielle Ausstattung zugeschrieben und die 
Möglichkeiten des Eigenheimerwerbs sehr begrenzt 
gesehen. Gleichzeitig wird aber auch von ökonomisch 
sehr erfolgreichen Migrant*innen berichtet, die durch-
aus in der finanziellen Lage seien, ein Eigenheim zu er-
werben. Auch hierbei scheinen die Familienkontexte 
eine größere Bedeutung zu haben. So wird seitens mig-
rantischer Institutionen berichtet, dass einzelne erfolg-
reiche Familienmitglieder Immobilien erwürben oder 
errichteten und die Familie mit Wohnraum versorgten. 
Das Zusammenlegen der finanziellen Ressourcen ver-
schiedener Familienmitglieder spiele in migrantischen 
Familien eine größere Rolle als bei der Bevölkerung mit 
deutschen Vorfahren, wobei dies nicht unbedingt durch 
die schlechtere finanzielle Ausstattung erklärt wer-
den könne, sondern die Präferenz des gemeinsamen 
Wohnens sich auch in der gemeinsamen Finanzierung  
widerspiegele.

Eine Sonderrolle scheinen Migrant*innen muslimischen 
Glaubens einzunehmen. Von migrantischen Institu-
tionen wird ihnen ein besonders großer Wunsch nach 
einem Eigenheim attestiert. Dabei wird insbesonde-
re der migrantischen Bevölkerung aus akademischen 
Milieus mit entsprechender finanzieller Ausstattung, 
die oftmals in den großen Industriebetrieben in Han-
nover, insbesondere bei Continental oder Volkswagen 

beschäftigt ist, eine hohe Affinität zum Immobilien-
erwerb zugesprochen. Gründe hierfür werden in den 
traditionell engeren Familienstrukturen vermutet. 
Aber auch die Immobilie als Altersvorsorge insbeson-
dere für Selbständige und der Wunsch, in größeren 
Familienkontexten und lange mit den Kindern zusam-
menzuwohnen sowie Vermögen zu vererben, sei für  
Migrant*innen relevant.

Zugänglichkeit und Diskriminierung auf  
dem Hannoveraner Wohnungsmarkt
Die Zugänglichkeit des Hannoveraner Wohnungsmark-
tes für Migrant*innen wird ambivalent eingeschätzt. 
Während von Seiten der Stadtverwaltung und Woh-
nungswirtschaft die Zugänglichkeit insgesamt nicht 
als per se schlechter für die migrantische Bevölkerung 
bewertet wird, äußern insbesondere Akteure der mi-
grantischen Zivilgesellschaft durchaus große Unter-
schiede hinsichtlich der Zugänglichkeit des Wohnungs-
marktes in den verschiedenen Quartieren Hannovers. 
Für die Wohnungswirtschaft stellen insbesondere der 
vergleichsweise hohe Bestand an Sozialwohnungen so-
wie die großen Bestände und Aktivitäten im preisgüns-
tigen Neubau des stadteigenen Immobilienunterneh-
mens Hanova einen Beleg für die Zugänglichkeit des 
Hannoveraner Wohnungsmarktes für finanziell weniger 
erfolgreiche Haushalte dar. Probleme bei der Zugäng-
lichkeit werden von städtischer Seite entweder durch 
die größeren Familienkontexte und den damit höheren  
Wohnraumbedarf oder soziale Faktoren erklärt. 

Von der Zivilgesellschaft, aber auch von Akteuren der In-
tegrationsarbeit werden weiterhin eine Diskriminierung 
insbesondere auf dem Mietwohnungsmarkt benannt. 
Mit zunehmender Anspannung des Wohnungsmarktes 
habe sich diese Situation nach ihrer Einschätzung eher 
weiter verschärft. Hinzu käme ein gesellschaftliches Kli-
ma, das sich in den letzten Jahren zunehmend migra-
tionskritisch entwickelt habe und von den Betroffenen 
als besorgniserregend benannt wird. Dies zeige sich 
aus Sicht der migrantischen und städtischen Interview-
partner*innen auch in den Wahlergebnissen der rechts-
populistischen Partei „Alternative für Deutschland“. 
Aus persönlichen Erfahrungen wird insbesondere von 
einer Diskriminierung durch private Vermietende be-
richtet. So zeigten durchgeführte Telefon-Testings, 
dass für Personen mit nicht-deutsch klingenden Namen 
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Schön ersichtlich sind in diesem Quartier die unterschiedlichen Freiraumkonzepte zwischen Abstandsgrün mit 
Nutzungsverbot (links oben und Mitte), großzügigen öffentlichen Fußgängerbereichen und bewirtschafteten 
Mietergärten. 

Quelle: ILS / BPD / plan zwei 

IMPRESSIONEN AUS HANNOVER-SAHLKAMP
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keine Wohnungsbesichtigungstermine angeboten, die-
selbe Wohnung jedoch bei einer Anfrage durch eine 
Person mit deutsch klingendem Namen vermittelt wur-
de. Diese diskriminierenden Praktiken werden auch für 
ökonomisch erfolgreiche Migrant*innen erkannt. Als 
Gegenstrategie bereiteten sie sich umfangreich auf 
Wohnungsbewerbungen vor und legten gleich zu Be-
ginn der Gespräche ihre finanzielle Situation und beruf-
liche Stellung offen, in der Hoffnung, die vermuteten 
Vorurteile zu widerlegen.

2.4.3  Wohnbedarfe/-wünsche von Migrant*innen 
in Hannover

Spezifische Wohnbedarfe Hannoveraner  
Migrant*innengruppen
Bei der Thematik spezifischer migrantischer Wohn-
bedarfe muss wieder deutlich zwischen den unter-
schiedlichen Migrant*innengruppen differenziert 
werden. So werden bei den Nachkommen der Gast-
arbeiter*innengeneration, die in Deutschland geboren 
und auf gewachsen sind, keine grundsätzlichen, von der 
Bevölkerung ohne internationale Geschichte abwei-
chenden, Wohnbedürfnisse erkannt. 

Für gläubige muslimische Migrant*innen hingegen 
werden von Selbstorganisationen durchaus spezifische 
Bedarfe formuliert: So spiele im Islam der Schutz der 
Familie eine sehr große Rolle und könne sich auch in 
baulichen Maßnahmen widerspiegeln. Fenster und Tü-
ren sollten so angeordnet sein, dass ein Großteil des 
Hauses von außen nicht einsehbar ist. Falls dies nicht 
möglich sei, sollten zumindest Möglichkeiten zum 
Sichtschutz durch Rollläden oder Jalousien bestehen, 
um die gewünschte Privatsphäre zu schaffen. Diese Be-
dürfnisse würden sowohl im Bestand als auch im Neu-
bau von der Immobilienwirtschaft wenig berücksichtigt. 
Insbesondere die Wohnzimmer und Küchen seien oft-
mals offen und sehr lichtdurchflutet gebaut und ent-
sprächen damit nicht den spezifischen Anforderungen 
gläubiger Muslim*innen. 

Weiterhin seien auch Aspekte der im Islam beschriebe-
nen Geschlechtertrennung für die bauliche Gestaltung 
und Raumaufteilung relevant. So sollte auf Durchgangs-
zimmer verzichtet werden, und ein Flur im Eingangsbe-
reich, von dem aus alle Räume der Wohnung erreichbar 
sind, wird bevorzugt. Im besten Fall seien die Räume 

abschließbar. Auf diese Weise könnten empfangene 
Gäste geschlechtergetrennt zusammenkommen, wie es 
in muslimischen Kontexten üblich sei.

Weitere migrantische Bedarfe, die jedoch nur von einem  
Akteur der Wohnungswirtschaft benannt wurden, sei-
en die Verfügbarkeit von Keller- oder Abstellräumen. 
Gründe hierfür konnten jedoch nicht benannt werden. 
Es wird vermutet, dass die vergleichsweise geringen 
Wohnflächen pro Person den Bedarf nach zusätzlicher 
Abstellfläche erklären könnten. Mit diesem Argument 
wird auch die größere Inanspruchnahme der öffentli-
chen und teil-öffentlichen Freiflächen erklärt. So wird 
von Akteuren des Quartiers Sahlkamp berichtet, dass 
insbesondere die migrantische Bevölkerung die Höfe 
und Parks intensiv nutze. Für die Gastarbeiter*innen-
generation, insbesondere aus ländlichen Herkunftsre-
gionen, wird zudem ein erhöhtes Interesse an Möglich-
keiten des Gemüseanbaus benannt. Aber auch für 
andere Migrant*innengruppen seien Freiflächen von 
Bedeutung. So würde häufig ein Garten gewünscht, 
wobei auch hier für muslimische Migrant*innen die 
Nichteinsehbarkeit von Bedeutung sei.

Hinsichtlich der Innenausstattung wurde von muslimi-
schen Migrant*innen zudem die räumliche Trennung von 
WC und Waschraum benannt. Bestenfalls gäbe es meh-
rere voll ausgestattete WCs und Waschräume, sodass 
auch hier die Geschlechter getrennt werden könnten. 

Als weiteres migrantisches Spezifikum wurden auch in 
Hannover von unterschiedlichen Akteuren die oftmals 
höheren Haushaltsgrößen und der daraus resultierende 
Bedarf an großen Wohnungen benannt. Diese großen 
Wohnraumbedarfe seien auf dem Mietwohnungsmarkt 
jedoch kaum realisierbar und die Zusammenlegung von 
nebeneinander liegenden Wohnungen nur in Ausnah-
mesituationen möglich. 

Bei der Realisierung dieser spezifischen Bedarfe, so 
betonen die interviewten Zielgruppen, seien jedoch 
besonders die weniger zahlungskräftigen Migrant*in-
nen sehr kompromissbereit. Ihnen sei bewusst, dass 
der Wohnungsmarkt keine entsprechenden Wohnun-
gen bereithält und die zusätzliche Diskriminierung 
von Menschen aus Einwanderungsfamilien die Suche  
zunehmend erschwere. 
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Präferierte Wohnstandorte, Bauweisen und Wohn-
gestaltung Hannoveraner Migrant*innengruppen
Aus den Interviews mit Vertreter*innen muslimisch 
geprägter Institutionen wurde durchaus die Nähe zu 
kulturellen religiösen Einrichtungen als bedeutend für 
die Wohnstandortwahl gläubiger Muslim*innen be-
nannt. Gleichzeit werden von dieser Gruppe einige 
Stadt lagen stark abgelehnt. Hier sind insbesondere 
Kneipen-, Disco- und Rotlichtviertel wie beispiels-
weise das Steintor-Quartier zu nennen. Entsprechend 
würden von finanziell gut ausgestatten Migrant*innen 
dieser Gruppe auch ruhigere Lagen am Stadtrand  
gut angenommen. 

2.4.4  Umgang mit migrantisch geprägten  
Quartieren in Hannover

Potenziale der Wohneigentumsbildung  
migrantischer Haushalte
Die Eigentumsbildung von Migrant*innen wird von 
städtischer Seite insgesamt positiv bewertet, insbeson-
dere da hierin eine stärkere Motivation zur Beteiligung 
an Quartiersaufwertungen gesehen wird. Gleichzeitig 
wird aber auch am Beispiel der Großwohnsiedlung 
Sahlkamp-Mitte von den Problematiken von Eigentums-
bildungen berichtet. Hier führten die verschiedenen 
Einzeleigentümerschaften von Bestandswohnungen in 
der Großwohnanlage zu einer schwierigeren Ansprache 
und Aktivierung.

Eine kleinräumige Konzentration von nicht-deutschen 
Staatsbürger*innen in einzelnen Beständen oder Stadt-
lagen wird von Seiten der Wohnungswirtschaft und der 
Verwaltung kritisch betrachtet. Konzentrationen einzel-
ner Volksgruppen in einzelnen Beständen und Quar-
tieren sollten vermieden werden, da hier die Gefahr 
einer Ghettobildung erkannt wird. Gleichzeitig werden 
von Seiten der Zivilgesellschaft und Integrationsarbeit 
durchaus die Vorteile für Interventionsmöglichkeiten 
durch die Sozialarbeit in der räumlichen Konzentration 
erkannt, da hier die Menschen besser erreicht wür-
den und bedarfsgerechte Infrastrukturen entwickelt  
werden könnten. 

Die Gründe für die wohnräumliche Segregation von 
nicht-deutschen Bewohner*innen werden auf verschie-
denen Ebenen erkannt. Zum einen führe die Vermie-
tungs- und Belegungspraxis oftmals zu Exklusionen in 
bestimmten Stadtlagen, gleichzeitig wird die bessere 
Zugänglichkeit des Wohnungsmarktes in bereits stark 
migrantisch geprägten Nachbarschaften betont. Dass 
diese Segregation von den Migrant*innenhaushalten 
selbst gewählt werden würde, wird von den Vertre-
ter*innen der muslimischen Organisationen negiert.

Eine konsistente Belegungsstrategie in der Wohnungs-
wirtschaft, die nicht zulasten von Migrant*innenhaus-
halten ausgelegt werden kann, scheint hingegen nicht 
etabliert. Vielmehr oblägen die Entscheidungen der 
Ebene der Sachbearbeitung in der Wohnungswirtschaft 
und Kommunalverwaltung, wobei diese stark variierten. 
Insbesondere vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Anspannung des Hannoveraner Wohnungsmarktes ins-
gesamt werden die geringen Möglichkeiten der Steue-
rung der Wohnstandorte von migrantischen Haushalten 
benannt. Vielmehr werden explizit die Belegungsstra-
tegien einiger Vermietenden von Seiten der Zivilgesell-
schaft kritisiert, da diese die kleinräumige Segregation 
insbesondere transferleistungsbeziehender Migrant*in-
nenhaushalte beförderten.

Potenziale migrantischer Architektur und Bauten
Bauten, die sich architektonisch explizit an Migrant*in-
nen richten, werden von Seiten der interviewten Woh-
nungswirtschaft und Stadtverwaltung ambivalent 
bewertet. So werden durchaus Potenziale bei der Re-
duzierung interkultureller nachbarschaftlicher Konflikte 
gesehen, wobei gleichsam zu beachten sei, dass durch-
aus auch Konflikte zwischen Migrant*innen aus dersel-
ben Herkunftsregion entstünden. Als Beispiel wurden 
hier politische Konfliktlinien zwischen Türk*innen und 
Kurd*innen benannt. Auch auf der individuellen Ebe-
ne können aus Sicht der Integrationspolitik durchaus 
Potenziale bei der Unterstützung im Ankommenspro-
zess Neuzugewanderter in solch segregierten und auf 
migrantische Wohnbedarfe abgestimmten Beständen 
erkannt werden. So könne die Integration Neuzuge-
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wanderter auf individueller Ebene von solchen Struk-
turen profitieren, gleichzeitig würde jedoch die ge-
samtgesellschaftliche Integration aufgrund fehlender 
interethnischer Kontakte eher erschwert. Daher sei hier 
die zusätzliche Ausstattung mit sozialer Infrastruktur so-
wie Begegnungsmöglichkeiten, sowohl als öffentliche 
Freiräume als auch in Form von Jugendtreffs und ähn-
lichen Angeboten, von besonderer Bedeutung.

Von Seiten der muslimischen Zivilgesellschaft werden 
solche auf spezifische muslimische Bedarfe ausgerich-
tete Neubauvorhaben hingegen positiv bewertet. Da-
bei stehe weniger die Symbolik migrantischer Architek-
tur oder der individuelle Wunsch, in monoethnischen 
Nachbarschaften zu leben, im Vordergrund. Vielmehr 
würden die Möglichkeit, in der Nähe zu religiösen und 
kulturellen Einrichtungen zu wohnen, und die Etablie-
rung kultursensibler Grundrisse und Ausstattungen in 
der Wohnungswirtschaft bei der Realisierung solcher 
Immobilien wertgeschätzt.

Gleichzeitig wird von migrantischen Interviewpart-
ner*innen jedoch auch auf die oftmals geringeren fi-
nanziellen Ausstattungen, auch insbesondere in der 
Gruppe der streng religiös lebenden Muslim*innen 
hingewiesen. Beispielhaft wurde ein Neubaugebiet in 
der unmittelbaren Nähe einer Hannoveraner Moschee-
gemeinde genannt, in das kein einziges der Gemeinde-
mitglieder gezogen sei, obwohl die Nähe durchaus als 
bedeutsamer Wohnstandortfaktor gesehen werde.
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Datensätze und Methodik
Angesichts der Tatsache, dass die quantitative Ba-
sis zum Thema der Wohnwünsche von Migrant*innen 
relativ begrenzt ist, wurde für das Thema im Rahmen 
der vorliegenden Studie eine Sonderauswertung der 
Wohnwunschbefragungen der Marktforschung von 
BPD durchgeführt. 

Zunächst geht es dabei um einen Datensatz einer 
deutschlandweiten Repräsentativbefragung, die in drei 
Wellen zwischen 2017 und 2019 stattfand. Insgesamt 
wurden dabei 23.910 Haushalte befragt. Inhalte der 
Befragung waren neben soziodemographischen Merk-
malen die Umzugsneigung, die Neigung zu Kauf, Miete 
und Kapitalanlage, die Präferenzen für verschiedene 
Immobilientypen, Lagepräferenzen, eine Alternativen-
befragung zum Thema Grundriss- und Standortmerk-
male sowie eine Online-Bilderbefragung, in der ein Teil 
der Befragten durch Fotos visualisierte Wohnquartiere 
bewertet hat. In dieser Multi-Purpose-Befragung wurde 
das Merkmale „internationale Geschichte“ nicht abge-
fragt. Allerdings liegen in ca. 70 % der Fälle Angaben 
aus der Milieutypologie MOSAIC des Marktforschungs-
unternehmens Experian vor. Diese Segmentierung 
der Wohnungsnachfrage wird von BPD üblicherweise 
mit 17 Klassen verwendet, die in BPD (2020) detailliert 
beschrieben sind. Für die Zwecke dieser Studie wur-
de jedoch auf die genauere 41er-Klassifizierung von 
Experian zurückgegriffen. Dabei unterteilt sich das 
D1-Milieu „Arbeitermilieu in Ballungsräumen“ noch-
mals in die eher deutsche Gruppe D11 und die eher 
migrantische Gruppe D12. Um zu testen, inwiefern das 
D12-Milieu tatsächlich die Situation der Personen aus 
Einwanderungsfamilien wiedergibt, wurden die Daten 
am Fallstudienort Dortmund auf Baublockebene zu-
sammengefasst und vom ILS mit Daten zum Anteil des 
Personenkreises mit Migrationshintergrund, im Sinne 
des Statistischen Bundesamtes, auf Baublockebene 
der Stadt Dortmund verschnitten. Dabei ergab sich ein 
Korrelationskoeffizient von über 60 %, sodass davon 
auszugehen ist, dass das Milieu D12 in großen Indus-
triestädten ein guter Proxy für den Personenkreis aus 
Einwanderungsfamilien ist. Parallel wurde das Milieu 
D3 „Aufsteiger mit einfacher Schulbildung“ untersucht 
– hierzu gehören überproportional Migrant*innen, die 
in ökonomisch deutlich solideren Verhältnissen leben, 

oft sind es Selbständige. Da dieses Milieu sich räum-
lich eher in süd- und westdeutschen Kleinstädten kon-
zentriert, erbrachte ein Abgleich mit amtlichen Zahlen 
in Dortmund keine sinnvollen Ergebnisse. Wichtig ist 
hier der Hinweis, dass mit diesen beiden Milieutypen 
nur ein Teil der Migrant*innen erfasst wird. Bei MOSAIC 
ist das Merkmal „internationale Geschichte“ nur eines 
von vielen Kriterien für die Clusterung. Insbesondere 
bei ländlichen, gebildeten, kinderreichen oder wohl-
habenden Haushalten spielt die Herkunft aus Einwan-
derungsfamilien für die Milieuzuteilung keine oder nur 
eine untergeordnete Rolle, sodass mit diesen beiden 
Milieus nur ein – allerdings quantitativ relativ bedeuten-
der – Anteil der Migrant*innen analysiert werden kann.

Über die bundesweite Wohnwunschbefragung hinaus 
liegen bei BPD vergleichbare Befragungsdatensätze 
für einzelne Städte vor, wobei hier zusätzlich zum obi-
gen Katalog noch nach der Bewertung von bestimmten 
Quartieren oder möglichen Standorten für Projektent-
wicklungen gefragt wurde. Für Dortmund und die Dort-
munder Nordstadt liegt eine solche Befragung mit 600 
Fällen vor (davon 142 mit internationaler Geschichte). 
Die Besonderheit ist hierbei, dass die Befragung durch 
ein vorgezogenes Screening auf Umzugswillige be-
schränkt wurde. Zusätzlich wurde in dieser Befragung 
das Merkmal der Herkunft aus einer Einwanderungsfa-
milie abgefragt, wobei dieses in Anlehnung an die De-
finition des Migrationshintergrundes des Statistischen 
Bundesamtes durch einen eigenen Geburtsort im Aus-
land oder einen Geburtsort eines der Elternteile im Aus-
land definiert wurde. Die Personen aus Einwanderungs-
familien wurden daraufhin in Kategorien eingeteilt. 
Nach Herkunftsländern zusammengefasst wurde die 
Gruppe der Personen ohne internationale Geschichte 
samt diverser westeuropäischer und anderer Länder, 
die Gruppe der Osteuropäer*innen inklusive der Russ-
landdeutschen, die im Dortmunder Sample nur gering 
vertretene Gruppe der Menschen aus Südeuropa (inkl. 
ehem. Jugoslawien) sowie die im Augsburger Sample 
nur relativ gering vertretene Gruppe der türkisch- und 
arabischstämmigen Migrant*innen. Hiermit sollte über-
prüft werden, inwieweit die Herkunftsregion einen Ein-
fluss auf Wohnpräferenzen hat – dabei sind allerdings 
besonders bei der nachgelagerten Online-Bilderbefra-
gung Restriktionen bezüglich der Fallzahl zu beachten.

2.5  Auswertung der BPD-Wohnwunschbefragungen 

BPD-MOSAIC ist ein von BPD entwickelter Ansatz zur zielgruppen- und bedarfsgerechten Entwicklung neuer Wohngebiete auf Basis der 
sogenannten MOSAIC-Milieus. Weitere Informationen zu den MOSAIC-Milieus finden Sie unter: www.bpd.de/studien
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Städtisches 
migrantisches 
Arbeiter*innen-
milieu

Städtisches 
nicht-migranti-
sches Arbei-
ter*innenmilieu

Migrantische 
nicht-akademi-
sche Aufstei-
ger*innen

Alle anderen 
Milieus

Die folgenden Antworten beziehen sich auf alle Befragten

Fallzahl (gewichtet) 1.171 1.630 647 20.460

Präferenz für zentrale Lage in einer Stadt 41 % 33 % 21 % 23 %

Präferenz für ländliches Wohnen in einem Dorf 21 % 21 % 46 % 40 %

Präferenz für Neubau-Geschosswohnung  
mit 2-3 Stockwerken

42 % 26 % 36 % 27 %

Präferenz für ein neues Reihenmittelhaus 19 % 17 % 11 % 12 %

Umzugsneigung (inkl. „vielleicht“ und „wenn ein  
ideales und finanzierbares Angebot“)

65 % 60 % 47 % 44 %

Die folgenden Antworten beziehen sich auf die Untergruppe der Umzugsgeneigten

Fallzahl (gewichtet) 751 307 966 9.925

Kaufneigung (unter den Umzugsgeneigten) 39 % 38 % 53 % 47 %

Neigung zum Kauf einer Eigentumswohnung 17 % 15 % 20 % 15 %

Bevorzugung Neubau (unter den Umzugsgeneigten) 51 % 42 % 50 % 43 %

Mittelwert der mindestens gewünschten Wohnfläche 
bei Mietwohnungen in m²

62,8 67,2 71,8 67,7

Mittelwert Schätzpreis für die Wunschwohnung 
(Untergruppe der Interessierten an  
Eigentumswohnung) in €/m²

3.613 2.738 2.916 3.186

Mittelwert Schätzpreis für das Wunschhaus  
(Untergruppe der Interessierten an Eigenheim) in T€

370 367 390 369

Wichtigkeit des Standortfaktors „Nähe zu  
Geschäften des tägl. Bedarfs“

89 % 85 % 88 % 86 %

Wichtigkeit des Standortfaktors „keine oder  
geringe Belästigung durch Verkehrslärm“

73 % 81 % 77 % 81 %

Wichtigkeit des Standortfaktors „gutes  
Radwegenetz im Umfeld“

42 % 41 % 50 % 50 %

Präferenz für moderne Architektur 43 % 38 % 38 % 36 %

Präferenz für gemischte Bevölkerungsstruktur  
im Umfeld

57 % 50 % 57 % 55 %

Präferenz für Mischnutzung im Gebäude 35 % 37 % 27 % 29 %

Präferenz für lebhafte / bunte Fassaden 36 % 32 % 30 % 29 %

In Abhängigkeit von der Fallzahl der Teilgruppe und des Anteils der Zustimmung in der einzelnen Zelle sind Unterschiede zwischen den Zellen 
ab ca. 2-5 % auf dem 90 %-Niveau signifikant.

TABELLE 04 –  AUSGEWÄHLTE ERGEBNISSE DER BUNDESWEITEN BPD-WOHNWUNSCHBEFRAGUNG

87 PERSPEKTIVEN UND WOHNWÜNSCHE VON MENSCHEN AUS EINWANDERUNGSFAMILIEN AUF DEM DEUTSCHEN WOHNUNGSMARKT 



Die in der Folge durchgeführte analoge Befragung für 
Augsburg beziehungsweise den Standort Augsburg-
Oberhausen (600 Befragte, davon ungewichtet 256 
mit internationaler Geschichte außerhalb von West-
europa) sowie für Hannover (600 Befragte, davon un-
gewichtet 190 mit internationaler Geschichte außerhalb 
von Westeuropa) verfeinerte die Methode weiter. Zum 
einen wurde nun disproportional geschichtet nach Um-
zugswilligen und Migrant*innen, sodass sowohl für die 
kleineren Gruppen der Umzugswilligen und der Mig-
rant*innen eine ausreichende Fallzahl vorliegt, als auch 
– nach Gewichtung – eine bevölkerungsrepräsentative 
Auswertung möglich ist. Zum anderen wurde aufbau-
end auf ersten Ergebnissen der Expert*innengesprä-
che der Fragenkatalog bezüglich Grundrissmerkmalen, 
Freiflächen und Ausstattung leicht modifiziert, um Hy-
pothesen speziell zum Thema Migrant*innen auswerten 
zu können. In die Bilderbefragung wurde das Beispiel 
„Le Medi“ aus Rotterdam exemplarisch für interkultu-
relles Bauen aus den Niederlanden mit aufgenommen.

Alle drei Befragungen zeigen, dass die Migrant*innen 
(mit ihrer jeweiligen Definition in den Befragungen) 
erwartungsgemäß jünger sind, weniger Einkommen 
haben und zu geringerem Anteil im Eigentum leben. 
Die Abgrenzung über die Milieus in der deutsch-
landweiten Befragung führt zudem zu eher geringen 
Haushaltsgrößen (Familien werden eher in andere Mi-

lieus eingeteilt), während die stadtweiten Befragungen 
deutliche Unterschiede zwischen Dortmund (größere 
Haushalte, geringere Erwerbstätigkeit) und Augsburg  
(umgekehrt) zeigen. 

Ergebnisse
Zunächst weichen die grundlegenden Ergebnisse zu 
den Wohnwünschen von Migrant*innen – seien sie 
definiert durch die Abfrage nach ihrer internationalen 
Geschichte in den stadtweiten Befragungen oder durch 
die Milieus in der deutschlandweiten Wohnwunschbe-
fragung – nicht allzu sehr und grundlegend von den 
Wohnwünschen der anderen Milieus ab. Auch bei Mig-
rant*innen sind Einfamilienhäuser tendenziell beliebter 
als Geschosswohnungsbau und geringe Dichte belieb-
ter als hohe. Einfamilienhäuser, Privatsphäre, Ruhe und 
Infrastruktur im Umfeld werden hier wie dort gut bewer-
tet und wenig imageträchtige Viertel wie Dortmund-In-
nenstadt-Nord oder Augsburg-Oberhausen eher ne-
gativ. Im Detail gibt es aber doch Abweichungen, die 
einen etwas genaueren Blick wert sind.

Zahlreiche dieser Abweichungen erklären sich durch 
das im Vergleich zur Gesamtbevölkerung niedrige-
re mittlere Einkommensniveau. Gerade der Vergleich 
des migrantischen mit dem seit Langem ansässigen 
Arbeiter*innenmilieu in Ballungsräumen zeigt, dass 
bei zahlreichen Merkmalen in der deutschlandweiten 
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ABBILDUNG 31 –  KÖNNEN SIE SICH VORSTELLEN, IN DIESEM HAUS (SEITE 90) ZU WOHNEN, WENN ES IN DER 
VON IHNEN GEWÜNSCHTEN LAGE GEBAUT WIRD UND BEZAHLBAR IST?

Quelle: Eigene Darstellung

Wohnwunschbefragung eher Unterschiede zwischen 
den beiden Arbeiter*innenmilieus und anderen Mi-
lieus bestehen als zwischen Migrant*innen und ande-
ren Milieus. Beide Gruppen spreizen ihre Bewertungen 
zwischen Häusern und Wohnungen nicht so stark auf,  
d. h. Geschosswohnungsbau ist relativ beliebter, Häu-
ser sind relativ unbeliebter, und Zentralität, Mischnut-
zung und gute Versorgung im Umfeld werden höher 
bewertet. Zudem sind ein urbanes Erscheinungsbild 
sowie moderne und farbenfrohe Architektur beliebter 
als in nicht-migrantischen älteren, traditionellen oder 
ländlichen Milieus. Das Radwegenetz spielt eine deut-
lich geringere Rolle.

In der Bilderbefragung fällt deutlich auf, dass die Be-
wertung fast aller vorgeschlagenen Immobilientypen 
im migrantischen Milieu D12 positiver ist als im deut-
schen Industriearbeiter*innenmilieu D11 und in diesem 
wiederum deutlich positiver als in den anderen Milieus 
(inklusive dem migrantischen Aufsteiger*innenmilieu). 
Dies weist zum einen darauf hin, dass die in dieser 
Studie bereits dargestellten eingeschränkteren finan-
ziellen Möglichkeiten dazu führen, dass eine höhere 

Toleranz gegenüber Immobilientypen besteht, die an-
dere Gruppen nicht so positiv bewerten. Auch die Ant-
worten auf die Frage nach der Entscheidung zwischen 
Neubau und Bestand weisen darauf hin, dass Neubau 
an sich einen Wert darstellt, sodass in einer Bilderbe-
fragung, in der im Wesentlichen Neubauten gezeigt 
werden, diese auch besser abschneiden. Gleichzeitig 
kann das niedrigere Einkommen allein die höhere Of-
fenheit gegenüber Geschosswohnungsbau und langen 
Reihenhauszeilen nicht erklären. Denn finanziell ähnlich 
aufgestellte Milieus ohne Einwanderungsgeschichte, 
insbesondere in Strukturwandelregionen bzw. in Ost-
deutschland außerhalb der jungen urbanen Zentren so-
wie in ländlichen Regionen, bewerten nahezu sämtliche 
gezeigten Wohnraumalternativen durchweg negativer. 
Daraus lässt sich eine gewisse Zuversicht, Zukunftsori-
entierung oder Aufstiegsorientierung der Migrant*in-
nen ableiten, die übereinstimmt mit Erkenntnissen 
aus der Forschung zu Glück und Lebenszufriedenheit  
(Köcher/Raffelhüschen 2013; Kämpfer 2014).

In einigen Aspekten hebt sich das migrantische Ar-
beiter*innenmilieu von der Richtung her gleich, aber  

  Städtisches migrantisches Arbeiter*innenmilieu

  Städitsches nicht-migrantisches Arbeiter*innenmilieu

1 2 3 4

Bilderset „Maintal“

Bilderset „Punkthaus Nürnberg“

Bilderset „Historische Neubauten, NL“

Bilderset „Köln-Ehrenfeld“

Bilderset „Wien-Apsern“

  Migrantisches nicht-akademische Aufsteiger*innen

  Alle anderen Milieus
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BELIEBTE BILDER IN DER BPD-WOHNWUNSCHBEFRAGUNG

In der BPD-Wohnwunschbefragung wurden den  
Befragten Bilder von Neubauquartieren vorgelegt. 
Typische suburbane Architektur ist in allen Milieus  
beliebt. Abweichungen ergeben sich jedoch bei  
der negativeren Bewertung eines Quartiers mit  
tra ditioneller Backstein-Architektur sowie der  
posi tiveren Bewertung höherer städtebaulicher 
Dichten mit moderner Architektursprache  
durch Migrant*innen. 

Historisierende Neubauten, Niederlande

Punkthaus Nürnberg

Köln-Ehrenfeld Wien-Aspern

Maintal

Quelle: BPD-Wohnwunschbefragung
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nochmals stärker als das deutsche Arbeiter*innenmi-
lieu vom Rest der Befragten ab. Neben den genannten 
durchweg positiveren Bewertungen aller Projektbei-
spiele gilt das für die Betonung der Bedeutung von 
Zentralität, ÖPNV-Anbindung, Nahversorgung, Favori-
sierung von Eigenleistungen zur Preisreduzierung und 
die Präferenz für Neubau sowie für modernere und 
farbigere Architektur. In den beiden stadtweiten Befra-
gungen wird zudem das Thema der Nähe zu Schulen 
und Kindergärten betont. Eher in Kauf genommen wer-
den dafür höhere Dichte, Lärm und Mischnutzung im 
Gebäude sowie geringere Wohn- und Balkonflächen. 

Gleichzeitig liegen die Einschätzungen, welche Preise 
für die gewünschte Immobilie pro m² zu zahlen seien, 
im migrantischen Arbeiter*innenmilieu über denen 
anderer Milieus – was einerseits ein Hinweis auf eine 
höhere Zahlungsbereitschaft zur Überwindung des  
Wohnens zur Miete sein kann, aber auch eine realisti-
sche Folge der höheren Präferenz für Zentralität und 
Neubau sowie die Wohnungssuche an insgesamt teu-
reren Makrostandorten (wie Augsburg).

Einige Unterschiede in der Bewertung haben auch die 
beiden migrantischen Milieus gemeinsam – was wie-
derum darauf hinweist, dass hier eher nicht das Ein-
kommen das entscheidende Merkmal ist, sondern die 
Migrationsbiografie. So sind in beiden Milieus in der 
bundesweiten Befragung die Wahrscheinlichkeiten für 
den Kauf einer Eigentumswohnung höher als in den 
anderen Gruppen. In allen drei stadtweiten Befragun-
gen schneiden zudem bei allen Migrant*innengruppen 
Maisonette-Wohnungen sehr gut ab, in Hannover ist 
auch die Toleranz gegenüber dem nur dort abgefrag-
ten Erbbaurecht erhöht. Auch die höhere Präferenz für 
die Preisreduktion durch Eigenleistungen, die teilweise 
geringeren Flächenpräferenzen und die bessere Bewer-
tung von Reihenhaus und Mischnutzung im Gebäude 
weisen darauf hin, dass Migrant*innen mit niedrigem 
Einkommen eher Kompromisse bei Wohnfläche und 
Wohnungstyp eingehen, während deutschstämmige 
Schwellenhaushalte eher Kompromisse bei der Zentra-
lität machen.

Bei der Sozialstruktur bevorzugen beide Migrant*in-
nenmilieus eher die Mischung, wobei die Ergebnisse 

bei den (nur 14) befragten türkisch- und arabischstäm-
migen Migrant*innen in Augsburg besonders auffallen. 

Hier sieht man im seit Langem ansässigen Arbeiter*in-
nenmilieu hingegen eine größere Präferenz für Homo-
genität als im Rest der Bevölkerung. Auch Flachdächer 
werden in den beiden migrantischen Milieus besser 
bewertet. In Dortmund ergab sich hier (bei begrenzten 
Fallzahlen) eine klare Reihung nach Gruppen (Deutsche 
am wenigsten, gefolgt von Ost- und dann Südeuropä-
ern mit den türkisch-arabischstämmigen Migrant*innen 
am anderen Ende der Skala).

Die migrantischen Aufsteiger*innen zeigen in Abgren-
zung zum finanziell weniger gut gestellten Migrant*in-
nenmilieu eine starke Anpassung an die Präferenzen 
der deutschen Milieus – teilweise liegen sie in ihrer 
hohen Präferenz für Dörfer, Ruhe, Einfamilienhäuser, 
Ausstrahlung der Immobilie und Neubaugebiete am 
Stadtrand sogar noch weiter entfernt vom migranti-
schen Arbeiter*innenmilieu als die gesamten anderen 
nicht-migrantischen Milieus zusammen. Dies könnte 
man als eine gewisse Absetzbewegung interpretieren, 
in der versucht wird, besonders stark Wohnformen oder 
-präferenzen der seit Langem ansässigen Bevölkerung 
anzunehmen. Dies bezieht sich aber nur auf Gebäude-
typ und Standort, jedoch nicht auf Gestaltungselemen-
te, bei denen eine traditionelle oder historisierende 
Formensprache fast genauso schlecht abschneidet wie 
bei dem finanziell schlechter gestellten Migrant*innen-
milieu. Die Zahlungsbereitschaft für Häuser (nicht aber 
für Eigentumswohnungen) ist bei den migrantischen 
Aufsteiger*innen besonders hoch.

Auffällig ist auch, dass Projekte, die Backstein als Bau-
material und/oder eine historisierende Formensprache 
verwenden, im migrantischen Arbeiter*innenmilieu 
(und mit Abstrichen auch im migrantischen Aufstei-
ger*innenmilieu) schlechter bewertet werden als in 
den korrespondierenden Milieus ohne internationale 
Geschichte. Möglicherweise wird beidem eine ge-
wisse kulturelle Ferne oder fehlende Weltoffenheit 
zugeschrieben. Ein besonders großer Abstand in die 
positive Richtung ergibt sich bei dichten urbanen Neu-
bauprojekten mit moderner Architektursprache (z. B. 
Bilder aus „Wien-Aspern“ oder „Bordeaux-Gingko“). 
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Einschränkend muss aber wieder darauf hingewiesen 
werden, dass dies relative Unterschiede sind und das 
traditionelle deutsche Einfamilienhaus trotzdem „führt“ 
(die Ausnahme der türkisch- und arabischstämmigen 
Migrant*innen in Hannover erreicht in der Bilderbefra-
gung zu wenige Fälle).

Beim Thema Grundriss weisen sowohl die deutsch-
landweite Befragung als auch die Auswertungen in  
Augsburg und Hannover für die Gruppe der türkisch-
arabischstämmigen Migrant*innen darauf hin, dass hier 
kleine Wohnzimmer, mehrere ähnlich große Räume 
(statt großes Wohnzimmer – kleine Schlaf-/Kinderzim-
mer) und (nur in Augsburg und Hannover erfragt) auch 
geschlossene Küchen präferiert werden. In Hannover 
fallen gerade bei den 41 türkisch- und arabischstäm-
migen Migrant*innen auch noch die höhere Präferenz 
für autofreie Bereiche vor der Haustür und größere 
öffentliche Grünflächen statt größerer Privatgärten 
auf. Die Begeisterung für Privatsphäre im Garten ist in  
allen Gruppen gleichermaßen hoch ausgeprägt.

Die in Augsburg und Hannover abgefragte Nähe zu 
religiösen Stätten ist übrigens das in allen Milieus am 
wenigsten wichtige Merkmal – und im katholischen 
Augsburg in deutschen Milieus sogar wichtiger als in 
migrantischen. Der Detailblick offenbart einen erhöh-
ten Präferenzwert bei den nur 14 türkisch- und arabisch-
stämmigen Migrant*innen in Augsburg, nicht aber bei 
den 41 türkisch- und arabischstämmigen Migrant*innen 
in Hannover (hier sind es die Südeuropäer*innen mit 
leicht höherer Präferenz).

Von besonderem Interesse waren auch die Bewertun-
gen des Bildbeispiels „Rotterdam-Le Medi“. Dieses 
wird generell nicht besonders gut bewertet, da es zu 
den dichten innerstädtischen und wenig grünen Quar-
tieren gezählt wird. Bei den Positivpunkten wurde je-
doch die Farbgestaltung auffallend häufig angeklickt. 
Da die Bilderbefragung nur von einem Teil der Befrag-
ten durchgeführt wurde, gab es in Augsburg schließlich 
nur 10 Fälle und in Hannover nur 4 Fälle aus Südeuro-
pa, der Türkei und arabischsprachigen Ländern, die das 
Projekt in beiden Städten klar besser bewerteten als 
der Rest der Befragten. Auch hier gilt aber wieder: Der-
artige Nuancierungen und Präferenzverschie bungen 

verändern nicht die gesamte Reihenfolge, wonach 
deutscher Suburbia-Städtebau in allen Milieus am be-
liebtesten ist.

Insgesamt zeigt die Untersuchung, dass die Herkunft 
aus einer Einwandererfamilie allein nur ein untergeord-
netes Merkmal darstellt, um Wohnwünsche zu erklä-
ren – Einkommen und aktueller Wohnort haben einen 
höheren Einfluss. Ein zentraler Grund dabei dürfte die 
am Anfang dieser Studie bereits angesprochene Hete-
rogenität der Migrant*innengruppen sein. Diese führt 
dazu, dass die Herkunftsländer interessante Einflüsse 
im Detail haben, letztlich aber die in den Sinus-vhw-
Migrant*innenmilieus bereits angesprochenen Unter-
schiede unter den Migrant*innen einzelner Herkunfts-
länder sehr groß sind (Kap. 1.1.3). Zu einer Nuancierung 
der Wohnwünsche trägt das Untersuchungsmerkmal 
der Einwanderungsgeschichte aber durchaus bei – und 
standortbezogen können Präferenzen migrantischer 
Teilgruppen eine wichtige Rolle spielen. 

Abzuleiten ist deshalb, dass sich gerade innerstädtische 
Projekte mit der Zielgruppe der Schwellenhaushalte auf 
die Zielgruppe der Migrant*innen einstellen sollten 
und dabei Rahmenbedingungen berücksichtigen kön-
nen, die nicht unbedingt migrant*innenspezifisch sind, 
aber diesen Zielgruppen helfen können. Dazu gehört 
ein Fokus auf die Aufenthaltsqualität im öffentlichen 
Raum bei gleichzeitiger Wahrung von Privatsphäre in 
den (dann kleineren) Gärten, die Vermeidung nicht-
nutzbaren halböffentlichen Abstandsgrüns sowie auch 
von historisierender deutscher Formensprache und 
dem Baumaterial Backstein. Kompromissbereitschaft 
besteht hingegen bei der Wohnfläche sowie bei der 
Akzeptanz von Mischnutzung im Gebäude sowie der  
Typologien Reihenhaus und Maisonette. 
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Status quo migrantischer Wohnraumversorgung 
und Erklärungsmuster
Die insgesamt schlechtere Wohnraumversorgung von 
migrantischen Haushalten wurde sowohl in den statis-
tischen Auswertungen als auch von allen Interviewpart-
ner*innen bestätigt. Als Ursache hierfür wird (neben 
Diskriminierungsprozessen) vor allem der Mangel an 
preisgünstigen und großen Wohnungen (hinsichtlich 
der Zimmerzahl) angeführt. Von dieser Angebotslücke 
an Wohnraum für größere (kinderreiche) Familien sind 
Migrant*innen aufgrund der häufig größeren Familien-
kontexte besonders stark betroffen.

Sonderfälle migrantischer Wohnbedarfe
Weiterhin gibt es verschiedene Sonderfälle migranti-
scher Wohnbedürfnisse, die in unserer Studie nicht 
näher betrachtet werden, von den Interviewpartner*in-
nen jedoch oftmals unter dem Schlagwort „migranti-
scher Wohnraumversorgung“ genannt wurden und in 
unseren Fallstudienquartieren teilweise unter einem  
besonderen Fokus diskutiert wurden. 

Ein Sonderfall für migrantische Wohnraumbedarfe ist 
das altengerechte Wohnen für Gastarbeiter*innen der 
ersten Generation, die sich gegen eine Rückkehr in 
die Türkei entschieden haben. Hier spielen vor allem 
kultursensible altenpflegerische Aspekte und gemein-
same Aktivitäten eine Rolle. Insbesondere die erste 
Gastarbeiter*innengeneration hat zudem oftmals auch 
im Alter sprachliche Defizite und findet keine entspre-
chenden Angebote in den klassischen deutschen – oft-
mals von christlichen Organisationen betriebenen –  
Altenpflege- und Begegnungszentren.

Eine weitere Besonderheit, die in Dortmund aber auch 
in Augsburg diskutiert wird, ist die prekäre Zuwande-
rung insbesondere aus Rumänien und Bulgarien. Hier 
wird von teilweise problematischen Wohnverhältnissen 
berichtet, und auch ausbeuterische Vermietungsprak-
tiken mit Überbelegungen in sanierungsbedürftigen 
Bauten (Matratzenvermietung) wurden erwähnt.

Eine weitere Sonderrolle nimmt die Fluchtzuwanderung 
von Migrant*innen seit 2015 ein. Für diese Neuzuge-
wanderten werden durchaus spezifische Probleme auf 
dem Wohnungsmarkt erkannt, die insbesondere durch 

fehlende Sprach- und Rechtskenntnisse erklärt werden 
und zu vermehrten nachbarschaftlichen Konflikten füh-
ren können. Einige Vermietende erkennen hier eine 
fehlende „Mietfähigkeit“, die Entscheidungen gegen 
eine Wohnungsvergabe an diese Gruppe mit betriebs-
wirtschaftlichen Argumenten rechtfertigen würde. 
Für diese Gruppe ist aufgrund fehlender finanzieller  
Ressourcen auch das Eigentumssegment uninteressant.

Auch internationale Studierende sind in den drei Uni-
versitätsstädten eine migrantische Zielgruppe, deren 
temporäre Wohnraumversorgung bereits teilweise in 
den Fokus der Stadtpolitik gerückt wurde. Da bei dieser 
Bildungsmigration die Migrant*innen nur eine abseh-
bare Zeit in Deutschland verbleiben, besitzt für diese 
Zielgruppe das Eigentumssegment kaum Relevanz.

Zugänglichkeit und Benachteiligungen 
Während von Seiten der Verwaltung und Wohnungswirt-
schaft durchaus Fortschritte bei der Zugänglichkeit der 
Wohnungsmärkte attestiert werden, sehen insbesonde-
re zivilgesellschaftliche Institutionen und muslimische 
Migrant*innen weiterhin deutliche Diskriminierungen. 
Dies äußert sich insbesondere auf dem Mietwohnungs-
markt, wo Vermietende durch ihre Auswahlprozesse in 
der Belegungspolitik Migrant*innen weniger oft be-
rücksichtigen. Auch institutionelle Anbietende und Ver-
waltungen sehen die wohnräumliche Konzentration von 
einzelnen Migrant*innengruppen oder nicht-deutschen 
Staatsbürger*innen insgesamt weiterhin kritisch. Dies 
führt beispielsweise auch bei der Ausübung von Benen-
nungs- und Belegungsrechten im sozialen Wohnungs-
bau zu einer Benachteiligung migrantischer Haushalte. 
Diese Zugangshindernisse zum Mietwohnungsmarkt 
können auch als Push-Faktoren zur Wohneigentums-
bildung von Migrant*innen wirken.

Wohneigentumsbildung von Migrant*innen
Ein Aspekt, der bei migrantischen Eigentümer*innen 
oftmals bedeutsamer erscheint als bei der Bevölkerung 
ohne internationale Geschichte, ist die Immobilie als 
Altersvorsorge. Dies kann insbesondere mit den höhe-
ren Anteilen an Selbständigen unter den Migrant*innen 
(im Vergleich zum Rest der Bevölkerung) erklärt wer-
den, die keine Ansprüche auf gesetzliche Rentenver-
sicherungsleistungen haben und ihren Ruhestand durch 
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Mieteinnahmen finanzieren wollen. Auch die größeren 
Haushaltsgrößen und der Bedarf an großen Wohnun-
gen führen oftmals zum Eigentumserwerb, da auf dem 
Mietwohnungsmarkt kein entsprechendes Angebot 
existiert. Hier spielen auch Konzepte des Mehrgenera-
tionenwohnens eine Rolle. Die nicht näher spezifizier-
ten ethnischen Mischungsideale erschweren jedoch die 
Zugänglichkeit und stehen insbesondere dem Wunsch 
des Mehrgenerationenwohnens in großen Familien-
kontexten entgegen, der von vielen türkeistämmigen  
Migrant*innen geäußert wird. 

Die hohe Bedeutung von Wohneigentum wird auch in 
der zweiten und dritten Generation der Migrant*innen 
benannt. Während die erste Generation noch Immobi-
lienerwerb oder -bau im Herkunftsland angestrebt hat, 
sind Migrant*innen der nachfolgenden Generationen 
klar auf Deutschland als Wohnstandort ausgerichtet. 

Die finanzielle Realisierbarkeit von Wohneigentum ist 
insbesondere für streng gläubige Muslim*innen eher 
gering. Dabei ist nur für diese Gruppe eine kultursensi-
ble Ausgestaltung und die Zusammensetzung der Nach-
barschaft sowie die Nähe zu kulturellen und religiösen 
Einrichtungen von hoher Bedeutung. Diese Erkenntnis-
se decken sich auch mit den Ergebnissen der SINUS-
Migrant*innenmilieus, die eine geringe ökonomische  
Ausstattung im Milieu der religiös verwurzelten Mig-
rant*innen beschreibt. Dabei ist diese Gruppe nochmals 
sehr heterogen und stellt insgesamt nur ein sehr kleines 
Teilsegment der migrantischen Bevölkerung.

Von den Stadtverwaltungen wird die Eigentumsbildung 
von Migrant*innenhaushalten durchaus als Zeichen 
des „Ankommens in der Gesellschaft“ verstanden und 
positiv bewertet. Hiermit assoziiert werden eine grö-
ßere Verbundenheit mit der Stadt und dem Quartier 
und damit auch eine größere Bereitschaft zu Verant-
wortungsübernahme und Engagement. Gleichzeitig 
wurden aber auch kritische Punkte genannt. Insbeson-
dere der Erwerb von einzelnen Wohnungen in (oftmals 
sanierungsbedürftigen) Mehrfamilienhäusern wird auch 
kritisch betrachtet. Durch unterschiedliche Eigentümer-
schaften werden hier An- und Abspracheprozesse bei 
Sanierungsvorhaben und Quartiersentwicklungsprozes-
sen erschwert, und eben jene komplexen Eigentümer-

strukturen werden oftmals als ursächlich für den Verfall 
von Immobilien gesehen. Dabei ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass dies kein migrant*innenspezifisches 
Phänomen darstellt, jedoch in dieser Gruppe vermehrt 
beobachtet wird.

Spezifische Ansprache- und Suchstrategien
In keiner der drei Fallstudienstädte wurden wohnungs-
wirtschaftliche Akteure benannt, die spezifische An-
sprachestrategien oder Ethno-Marketing-Ansätze zur 
Erreichung migrantischer Zielgruppen anwenden. Hier 
wird von Seiten der von uns interviewten Wohnungs-
wirtschaft auch kein dringender Bedarf gesehen. 
Gleichzeitig sind in allen drei Fallstudienstädten durch-
aus Banken- und Finanzunternehmen, die sich auf mi-
grantische Zielgruppen spezialisiert haben, tätig. Dies 
unterstreicht die aktuell noch geringe Hinwendung der 
Wohnungswirtschaft zu dieser Gruppe.

Auch die Bedeutung von Wohnungsanbietenden und 
Makler*innen, die selbst eine Migrationsgeschichte 
aufweisen, wird für die Wohnraumversorgung von Mi-
grant*innen insgesamt als eher gering eingeschätzt. 
Zwar werden von den Migrant*innen oftmals priva-
te Netzwerke genutzt, um an Informationen über frei 
werdende Wohnungen zu gelangen, und migrantische 
Makler*innen oder vergleichbare Wohnungsmarkt-
akteure können die Zugänglichkeit insbesondere für 
Personen mit sprachlichen Defiziten erhöhen. Jedoch 
werden nach Angaben unserer Interviewpartner*in-
nen von Migrant*innen insgesamt dieselben Tools zur 
Wohnungs- und Immobiliensuche genutzt wie von der 
Bevölkerung ohne Einwanderungsgeschichte. Hier 
wurden vor allem Immobilienscout und Ebay-Kleinan-
zeigen als größte Portale genannt. Portale, die sich auf 
spezifische Migrant*innengruppen fokussieren, waren 
hingegen nicht bekannt und auch eine Onlinerecherche 
im Rahmen dieser Studie zeigte keine nennenswerten 
Ergebnisse. Für die Gruppe Neuzugewanderter schei-
nen informelle Wege zur Wohnungssuche hingegen 
eine größere Bedeutung zu haben. Hier werde vielfach 
von Kontakten über Moscheegemeinden oder Initiati-
ven eine Wohnung vermittelt. Auch könnten für diese 
spezielle Gruppe migrantische Makler*innen oder Ver-
mieter*innen aus derselben Herkunftsregion die Zu-
gänglichkeit erleichtern.
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Mischungsideale, ethnische Segregation  
und Ankunftsquartiere
In allen drei Fallstudienstädten wird von Seiten der 
Stadtverwaltungen weiterhin vorwiegend eine Defizit-
perspektive auf Migrant*innenhaushalte gelegt. Hier 
unterscheiden sich jedoch die Bewertungen oftmals 
zwischen den Fachressorts: Während in den Migrations- 
und Integrationsbüros der Kommunen durchaus im Sin-
ne der „Arrival City“ auch Vorteile in der kleinräumigen 
Konzentration von Neuzugewanderten (wie die Bereit-
stellung spezifischer niederschwelliger Infrastrukturen, 
der leichtere Zugang für sozialarbeiterische Interven-
tionen oder die Unterstützungsleistungen durch inner-
ethnische Netzwerke) gesehen werden, ist die Perspek-
tive von Seiten der Planungs- und Wohnungsämter auf 
ethnisch segregierte Quartiere eher kritisch. Hier wird 
weiterhin eine Politik der ethnischen Mischung verfolgt, 
auch wenn sich soziale und ethnische Segregation nicht 
zwangsweise überlagern. Auch von Seiten der Woh-
nungswirtschaft wird die Vermeidung von kleinräumi-
ger ethnischer Segregation in der Vermietungspraxis 
betont. Dies kann den Zugang zum Wohnungsmarkt 

für Migrant*innen teilweise erschweren. Hier wird die 
Ambivalenz ethnischer Mischungsparadigmen im Span-
nungsfeld zwischen „Ankunftsquartieren“ und „sozia-
len und baulichen Aufwertungsprozessen“ besonders 
deutlich. Zum einen wird der Verbleib erfolgreicher 
Haushalte im angestammten Quartier von allen Inter-
viewpartner*innen als durchaus wünschenswert be-
trachtet, da hier Netzwerkressourcen erhalten blieben 
und der sozialen Segregation entgegengewirkt werde. 
Gleichzeitig führe der Verbleib (und ggf. die Eigen-
tumsbildung) von ökonomisch erfolgreicheren Mig-
rant*innen in den bereits stark ethnisch segregierten 
Quartieren jedoch auch zu einer weiteren Verfestigung 
(beim Bezug von Wohnungsneubau gegebenenfalls so-
gar zu einer Steigerung) der ethnischen Segregation.

Soziale Infrastruktur, Freiflächen und  
Freiraumnutzung
Die große Bedeutung von öffentlichen Freiflächen und 
sozialer Infrastruktur für die eher beengt lebenden Mig-
rant*innenhaushalte wird in allen Fallstudienstädten 
betont. In den stark migrantisch geprägten Fallstudien-

iS
to

ck
©

f8
02

0 
&

 S
o

lS
to

ck

95 PERSPEKTIVEN UND WOHNWÜNSCHE VON MENSCHEN AUS EINWANDERUNGSFAMILIEN AUF DEM DEUTSCHEN WOHNUNGSMARKT 



quartieren war die intensive Nutzung des (halb-)öffent-
lichen Raumes besonders deutlich. Dabei ist jedoch zu 
beachten, dass auch in der Bevölkerung ohne interna-
tionale Geschichte die Freiraumnutzung zunimmt und 
Freizeitaktivitäten im öffentlichen Raum stattfinden. So 
ist bspw. in Deutschland die Bedeutung von Außengas-
tronomie in den letzten Jahrzehnten massiv gestiegen. 
Beispielhaft für die hohe Bedeutung bei der migranti-
schen Bevölkerung sind „urban gardening“-Projekte 
oder Mieter*innengärten, die insbesondere von der 
ersten Generation der Gastarbeiter*innenzuwanderung 
stark nachgefragt und genutzt wurden. Zudem wird in 
solchen Projekten auch ein hohes Integrationspotenzial 
gesehen. Neben der reinen Verfügbarkeit von Freiräu-
men mit entsprechender Aufenthaltsqualität oder An-
geboten sind hierfür aber auch soziale Infrastrukturen 
und (interethnische und intersoziale) Begegnungsräu-
me in diesen Quartieren elementar. 

Gesellschaftliches Klima, Diskriminierungen  
und Benachteiligungen
Das gesellschaftliche Klima gegenüber Migrant*innen 
wird von migrantischen Wohnungseigentümer*innen 
weiterhin eher negativ eingeschätzt und auch die Ten-
denz zeigt für die von uns befragten Migrant*innen 
eher in eine negative Richtung. So wurde von Erfahrun-
gen berichtet, dass migrantische Eigentümer*innen in 
eher homogen nicht-migrantischen Nachbarschaften 
diskriminiert werden. Dies äußere sich beispielswei-
se in vermehrten Polizeirufen bei Feierlichkeiten oder 
Kommentaren, die auf Vorurteilen beruhen, z. B. „wie 
können Sie sich das als Türke überhaupt leisten?“. Auf 
diese Weise werden nachbarschaftliche Konflikte häu-
fig kulturalisiert. Gleichzeitig verschwimmen kulturel-
le Unterschiede in den Wohnkulturen zwischen Mig-
rant*innen und seit Langem Ansässigen insbesondere 
in den Quartieren mit langer Migrationserfahrung. Hier 
wurde berichtet, dass Phänomene wie das Ausziehen 
und Abstellen von Schuhen vor der Wohnungstür in-
zwischen zur Normalität gehören und auch von der 
seit Langem ansässigen deutschen Bevölkerung prak-
tiziert werden. Auch (Preis-)Diskriminierungen auf dem 
Eigentumsmarkt und Erfahrungen mit rassistischen Äu-
ßerungen in eher homogen nicht-migrantischen Nach-
barschaften wurden von verschiedenen migrantischen  
Interviewten benannt.

Präferierte Wohnstandorte und Bauweisen
Erfolgreiche migrantische Haushalte wählen ihre Wohn-
standorte unter denselben Prämissen wie die nicht-
migrantische Bevölkerung. Insbesondere bei jungen 
Familien erfolgt die Entscheidung kindzentriert und 
die Immobilie, im besten Fall Neubau, sollte im Grü-
nen und in einer verkehrsberuhigten Zone liegen. 
Am besten ein frei stehendes Einfamilienhaus mit 
eigenem Garten. Diese Gebiete werden vorwiegend 
im suburbanen Raum oder den städtischen Außen - 
bezirken gefunden. 

Die untersuchten Fallstudienquartiere werden hin-
gegen von ökonomisch erfolgreichen Haushalten oft-
mals verlassen und dem Fortzug aus diesen sozial be-
nachteiligten Quartieren wird auch eine symbolische 
Dimension des Aufstiegs beigemessen. Auch ist mit 
dem Fortzug aus den ethnisch segregierten Quartieren 
oftmals erst der Bruch mit den Traditionen möglich. So 
wurde berichtet, dass man spontane Gäste aus tradi-
tionellen Gründen niemals abweisen sollte. Dies führe 
teilweise zu unangekündigten Besuchen der Nachbar-
schaft und einer gewissen sozialen Kontrolle, die auch 
als unangenehm empfunden werden könne. Hier werde 
eher die Nähe zur deutschen Nachbarschaftskultur ge-
sucht, in der unangekündigte Besuche eher die Selten-
heit darstellten und das Abweisen eines Nachbarn / 
einer Nachbarin an der Haustür keine gesellschaftli-
chen Folgen habe.

Neubauquartiere innerhalb der segregierten Quartiere 
könnten hier eine Chance bieten, migrantische Aufstei-
ger*innenhaushalte im Quartier zu halten. Generell kann 
beobachtet werden, dass die migrantischen Quartiere 
von Migrant*innen trotz allem positiver bewertet werden 
als von der Bevölkerung ohne internationale Geschichte.

Besondere Bauweisen oder Architekturen, die eine sym-
bolische Repräsentanz migrantischer Bevölkerungsteile 
ausstrahlen, werden hingegen sowohl von Verwaltung 
und Wohnungs-/ Immobilienwirtschaft als auch von 
den interviewten Migrant*innen nicht gewünscht. Und 
auch eine spezielle Ausrichtung auf die Zielgruppe der 
Migrant*innen in der Angebotsplanung wird vor dem 
Hintergrund gesellschaftlicher Konfliktpotenziale auf 
engen Wohnungsmärkten kritisch bewertet.
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KAPITEL 3

Fazit und  
Handlungsempfehlungen
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Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten zu 
einem Einwanderungsland entwickelt, in dem über ein 
Viertel der Bevölkerung, d. h. 21,2 Millionen Menschen 
(2019), eine internationale Geschichte aufweisen. Die 
Gruppe der Zugewanderten, die als Gastarbeiter*innen 
in den 1960er Jahren in die Bundesrepublik migriert ist, 
lebt inzwischen in der dritten Generation in Deutsch-
land, ist vielfach ökonomisch erfolgreich und fester Be-
standteil der deutschen Gesellschaft. Dennoch leben 
auch die etablierten Migrant*innengruppen weiterhin 
statistisch gesehen in schlechteren Lagen, kleineren 
Wohnungen und zahlen höhere Quadratmeterpreise 
als deutsche Vergleichsgruppen ohne internationale 
Geschichte. Gründe hierfür liegen in der ökonomischen 
Lage der migrantischen Personengruppen, die in der 
statistischen Gesamtheit nach wie vor durch höhere 
Anteile einkommensärmerer Menschen geprägt sind, 
sowie in strukturellen Formen der Benachteiligung, 
die auf dem Mietwohnungs- und Kreditmarkt wirken. 
Gleichzeitig zeigt sich jedoch eine große Bandbrei-
te hinsichtlich der sozioökonomischen Lage der Mig-
rant*innenhaushalte in Deutschland. 

Insgesamt ist die Betrachtung der Migrant*innengrup-
pen in der Bundesrepublik Deutschland weiterhin eher 
durch eine Defizitperspektive geprägt. Soziale Problem-
lagen werden häufig unter dem Schlagwort der Integ-
ration diskutiert. Gleichzeitig wird bei der Thematik der 
Wohnraumversorgung und -bedarfe von Migrant*innen 
zuerst die Gruppe der besonders sozial benachteiligten 
Migrant*innen in den Fokus gerückt. So werden aktu-
ell meist der Übergang von Schutzsuchenden aus der 
kommunalen Unterbringung auf den freien Wohnungs-
markt und die hierbei auftretenden Probleme diskutiert. 
Erfolgreiche Migrant*innen werden hingegen nicht als 
gesonderte Zielgruppe mit spezifischen Bedarfen be-
trachtet, was eher auf ein Assimilierungsideal in der In-
tegrationspolitik hindeutet.

Dabei nimmt die Gruppe der finanziell erfolgreichen 
Migrant*innenhaushalte zu und wird in den nächsten 
Jahren aufgrund der Demographie dieser Gruppe 
weiter wachsen. Der zunehmende ökonomische Er-
folg zeigt sich auch statistisch in einer Zunahme der 
Wohnflächen pro Person. Migrantische Mittelschichts-

haushalte entwickeln sich also zu einer attraktiven Ziel-
gruppe auch für das Wohnungsneubausegment. Die 
in Deutschland tätige Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft hat sich den möglicherweise spezifischen wohn-
räumlichen Bedarfen und Wünschen dieser Gruppe  
bisher jedoch wenig zugewandt. 

Durch unseren Fokus auf die türkeistämmigen Mig-
rant*innen haben wir auch die Frage nach religiösen 
Besonderheiten der Gruppe muslimischer Migrant*in-
nen untersuchen können – eine Frage, die angesichts 
zunehmender Zuwanderung aus arabischen und nord-
afrikanischen Ländern auch für die Zukunft relevant ist.
Gleichzeitig wird in dieser Gruppe durch die (auch re-
ligiös begründete) höhere kulturelle Distanz zur westli-
chen Lebensweise eine größere Abweichung in den Be-
darfen zur Bevölkerung ohne internationale Geschichte 
vermutet als unter süd- und osteuropäischen Zuwande-
rungsgruppen. So bot diese Gruppe für uns einen so-
liden Rahmen zur Erforschung potenzieller spezifischer 
Bedarfe auf dem deutschen Wohnungsmarkt einer 
zahlenmäßig großen und zunehmend ökonomisch er-
folgreichen Migrant*innengruppe. Um den spezifischen 
Bedarfen dieser Gruppe besser gerecht werden zu kön-
nen, schlagen wir eine stärkere Berücksichtigung der 
folgenden Aspekte vor:

Angebot an großen Wohnungen ausweiten
Das Angebot an großen Wohnungen muss ausgeweitet 
werden. Aufgrund der Haushaltsstrukturen würden mi-
grantische Haushalte hiervon überproportional profitie-
ren. Dies erklärt sich nicht nur aus dem statistisch größe-
ren Kinderreichtum dieser Gruppe, sondern auch über 
den Wunsch, in Mehrgenerationen-Familienkontexten 
zusammenzuleben. Dies ist auf dem Mietwohnungs-
markt, insbesondere in angespannten Marktlagen, wo 
die Zusammenlegung von mehreren Wohnungen finan-
ziell unattraktiv erscheint, nur schwer zu realisieren. Hier 
könnten Häuser oder Haushälften, die zur Vermietung 
angeboten werden, helfen, den Bedarf zu decken. Der 
Bedarf an größeren Wohnungen kann auch unter the-
matischen Aspekten wie „Familienwohnen“ realisiert 
werden. So können gesellschaftliche Konflikte vermie-
den und dennoch das Angebot an den Bedarfen der 
migrantischen Bevölkerung ausgerichtet werden.
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Auch durch die Zusammenlegung von mehreren ne-
beneinanderliegenden kleineren Wohnungen kann im 
Bestand dem Bedarf nach Wohnungen mit größeren 
Zimmerzahlen stärker entsprochen werden. Dabei ist 
jedoch zu berücksichtigen, dass dadurch (oftmals eben-
falls fehlende) kleine Wohnungen dem Markt entzogen 
werden und insbesondere auf angespannten Woh-
nungsmärkten die finanziellen Anreize für solche Zu-
sammenlegungen für Vermietende nicht gegeben sind.

Wohnstandortwahl – Wohnkarrieren im Quartier 
durch Aufwertungen ermöglichen
Die Wohnstandortwahl von Migrant*innen ist insgesamt 
eher durch Wohnungsmarktmechanismen wie Preis, 
Verfügbarkeit und Zugänglichkeit geprägt. Die wohn-
räumliche Nähe zu Migrant*innen aus der gleichen 
Herkunftsregion verliert zunehmend an Bedeutung. 
Insbesondere die zweite Generation zieht nach einer 
Statusverbesserung oftmals aus den stark segregier-
ten und vielfach auch sozial benachteiligten Quartieren 
fort. Dabei gehen dem Quartier wertvolle Ressourcen 
und Netzwerke verloren. Die Bereitstellung qualitativ 

hochwertigen Wohnraums in diesen Quartieren kann 
zu einer Stabilisierung der Nachbarschaften beitragen, 
indem erfolgreiche Aufsteiger*innenhaushalte im Vier-
tel gehalten werden. Es ist jedoch zu beachten, dass 
diese Quartiere nicht per se attraktive Wohnstandorte 
für Migrant*innen darstellen. Da diese Quartiere oft-
mals ein negatives Image besitzen und durchaus auch 
von Migrant*innen kritisch betrachtet werden, wird ein 
Fortzug an eine „bessere Adresse“ auch symbolisch 
für den wirtschaftlichen Erfolg gesehen. Gleichzeitig 
zeigt die Debatte um die Funktionen und Leistungen 
von städtischen Ankunftsquartieren, dass hier gesamt-
gesellschaftliche Integrationsleistungen erbracht wer-
den und durchaus Potenziale in der Verfügbarkeit und 
Zugänglichkeit preisgünstigen Wohnraums gesehen 
werden. Hier könnten Aufwertungsprozesse mit nach-
folgenden Wohnungspreissteigerungen zulasten der 
Funktionen als Ankunftsquartier führen. Somit muss 
zwischen der Förderung und Entwicklung als Ankunfts-
quartier und den Aufwertungsstrategien abgewo-
gen werden, und die Stadtpolitik sollte hier die Ziele  
deutlich artikulieren.
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Ansprache und Marketingstrategien / Diversity-
management und interkulturelle Öffnung
Spezifische Ansprachestrategien, die sich explizit an 
migrantische Gruppen richten, sind in der Immobilien- 
und Wohnungswirtschaft nicht verbreitet. Der Bedarf 
wird im Hinblick auf die etablierten Migrant*innengrup-
pen auch nicht gesehen. Insbesondere Migrant*innen 
der zweiten Generation, die in Deutschland zur Schule 
gegangen sind, bewegen sich auf dem Wohnungsmarkt 
genauso sicher wie die Bevölkerung ohne Einwande-
rungsgeschichte. Der Bedarf an besonderen Anspra-
chestrategien wird nur bei der Gruppe der Neuzuge-
wanderten gesehen, da hier vor allem die fehlenden 
Sprach- und Marktkenntnisse zu einer Benachteiligung 
auf dem freien Wohnungsmarkt führen. Hier sollten 
mehrsprachige und kultursensible Angebote entwickelt 
werden. Migrantische Makler*innen oder spezifische 
migrantische Wohnungsbörsen spielen jedoch keine 
bedeutende Rolle. Dennoch wurde in dieser Studie 
deutlich, dass Migrant*innen bei der Wohnraumver-
sorgung weiterhin benachteiligt werden. Hier könnten 
durch eine Stärkung der Antidiskriminierungspolitiken 
und einer Forcierung der interkulturellen Öffnung in der 
Stadtverwaltung und Immobilienwirtschaft Fortschritte 
erreicht werden. So sollte die Defizitperspektive, die 
vielfach auf Migrant*innen gelegt wird und dazu führt, 
dass Mischungsparadigmen zulasten der Migrant*in-
nen ausgelegt werden, kritisch reflektiert werden.

Produktgestaltung: Architektur, Bauweise  
und Grundrisse
Hinsichtlich der Architektur und Bauweise erklären sich 
Nuancierungen bei den Präferenzen weitgehend durch 
die unterschiedliche sozio-demographische Zusam-
mensetzung. Auffällig ist, dass durch Migrant*innen 
der Neubau (mit moderner Architektursprache) deut-
lich besser und insbesondere der historische Altbau-
bestand eher schlechter bewertet wird. Auch bei den  
Freiflächen scheinen sowohl der Privatsphäre als auch 
dem öffentlich Raum eine größere Bedeutung beige-
messen zu werden. In der Produktgestaltung äußerst sich 
die in einer stärkeren Präferenz für private und öffentliche 
Grünflächen zulasten von halböffentliche Freiflächen wie  
z. B. Abstandsgrün. 

Symbolische Architekturen werden auch von Mig-
rant*innen eher abgelehnt. Hinsichtlich des Grundris-

ses können jedoch einige Bedarfe formuliert werden, 
die für muslimisch religiöse Migrant*innen bedeutend 
sind. Hierzu zählen die Beschränkung der Einsehbar-
keit des Wohnraumes und die Aufteilung der Räume, 
vor allem zur Vermeidung von Durchgangszimmern. 
Diesen Aspekten kann durch kleinere Anpassungen in 
der Grundrissgestaltung (bei der Raumaufteilung) so-
wie der Bauweise (Einsehbarkeit) Rechnung getragen 
werden. So sollten Küchen eher geschlossen geplant 
werden oder Fenster im Erdgeschoss entsprechend an-
geordnet oder zumindest mit Rollläden ausgestattet 
werden. Auch ist ein Eingangsbereich bzw. Flur, von 
dem sämtliche Zimmer erreicht werden können, einem 
Grundriss mit Durchgangszimmern vorzuziehen. Unter 
dem Aspekt der Wahrung der Privatsphäre scheint zu-
dem ein weniger einsehbarer Garten einem Vorgarten 
vorzuziehen zu sein. Eine Lösung wäre hier die Flexibili-
tät in der Grundrissgestaltung im Neubau.

Triple-Win
Wenn diese Aspekte berücksichtigt werden und (auch 
höherpreisige) Neubauprojekte mit größeren Zimmer-
zahlen in migrantisch geprägten Quartieren nicht allein 
mit dem Ziel des Zuzugs von – als nachbarschafts- und 
quartierstabilisierend beschriebenen – nicht-migranti-
schen Mittelschichtshaushalten geplant werden, kön-
nen aus stadtentwicklungspolitischer Perspektive eine 
Aufwertung erreicht und Netzwerkressourcen der Quar-
tiersbevölkerung erhalten werden. Wenn diese Planun-
gen flexibel gestaltet werden und auf die Bedarfe und 
Wünsche der angestammten Quartiersbevölkerung 
eingegangen wird, kann auch das Potenzial der inte-
grativen Wirkung der Eigentumsbildung von migranti-
schen Haushalten ausgenutzt werden. Es ist jedoch 
zu beachten, dass in diesen Planungen auch soziale 
Infrastrukturen und Freiräume als Begegnungsorte mit-
geplant werden sollten, um Abschottungstendenzen  
entgegenzuwirken und interethnische Kontakte im Sin-
ne der Integrationspolitik zu fördern. 

Idealerweise kann auf diese Weise ein Triple-Win er-
reicht werden: Die bessere Erfüllung von Wohnwün-
schen der migrantischen Haushalte, die Realisierung 
von stadtentwicklungspolitischen Aufwertungs- und 
Integrationszielen und die Schaffung wirtschaftlich  
erfolgreicher Immobilienprojekte.
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Unsere Vision

Wohnfreude ist eines der wichtigsten Elemente unse-
res Lebensglücks. Hierzu bedarf es mehr als nur eines 
Daches über dem Kopf. Wir stehen für Wohnviertel und 
Stadtteile, in denen sich die Bewohner und Besucher 
willkommen fühlen. Die Bewohner sollen sich in ihrem 
Wohnumfeld genauso zu Hause fühlen, wie in ihren 
eigenen vier Wänden. Daher setzen wir uns für Lebens-
umfelder mit eigener Identität ein, die Mensch und Na-
tur Raum geben und dazu einladen, Dinge im Freien zu 
unternehmen. Wir denken beim Entwickeln an die Zu-
kunft und respektieren zugleich die Vergangenheit und 
das, was vorher schon da war: beispielsweise der Bach 
oder die Buche. In einer lebendigen Umgebung sind 
alle Zeiten zu spüren. Bauen bedeutet Weiterbauen.

Wir von BPD (Bouwfonds Immobilienentwicklung)  
glauben, dass wir mit unseren Projekt- und Gebietsent-
wicklungen für unsere Kunden, Städte, Gemeinden, für 
die Gesellschaft sowie für die Umwelt einen langfristig 
wirkenden Mehrwert schaffen können. 

Persönliche Ansprechpartner vor Ort

Persönliche Nähe und lokale Marktkenntnisse sind in 
der Immobilienwirtschaft von entscheidender Bedeu-
tung. Unsere Projekte werden von unseren neun Nie-
der lassungen Hamburg, Leipzig, Berlin, Düsseldorf, 
Köln, Frankfurt, Stuttgart, Nürnberg und München 
oder unseren Regionalbüros in Hannover, Dortmund, 
Weimar, Koblenz, Mannheim, Freiburg und Überlingen  
realisiert. Sie steuern die lokalen Projekte und sind 
kompetente Ansprechpartner vor Ort für Kunden sowie 
für öffentliche Institutionen. Wir nutzen die Erfahrungen 
von vielen realisierten Projekten aus unseren Niederlas-
sungen in Deutschland. Natürlich tauschen wir uns auch 
mit unseren Partnern in den Niederlanden intensiv über 
die verschiedenen Projekte aus. Von diesem Know-how 
profitieren nicht nur wir, sondern auch unsere Kunden. 
Hohe Wohn- und Lebensqualitäten bebauter Flächen – 
das ist unser Anspruch als BPD.

Seit über 75 Jahren gestalten wir lebendige Räume

Mit der Erfahrung einer 75-jährigen Unternehmens-
tradition besteht unser Ziel darin, durch unternehme-
risches Handeln langfristige Werte zu schaffen. Mit 
unserer Mission „Gestaltung lebendiger Räume“ wol-
len wir für Menschen ein liebenswertes Zuhause schaf-
fen und zugleich ein attraktives Wohnumfeld. Dabei 
sind wir sowohl für unsere Kunden als auch für Städte, 
Kommunen und Gemeinden ein verlässlicher Partner. 
Unsere Kunden können auf die Zuverlässigkeit unserer 
Versprechen und auf die Sicherheit der Projektdurch- 
führung vertrauen.

Als ein Unternehmen der Rabobank haben wir einen 
finanzstarken Hintergrund und bieten unseren Part-
nern und Kunden eine finanzielle Planungssicherheit  
mit uns.

Deutschlandweite Projekt- und  
Realisierungskompetenz

LeipzigLeipzig

Hannover

Dortmund

Weimar

Koblenz

Mannheim

Freiburg
Überlingen

 Niederlassungen
 Regionalbüros

Für Menschen die Zukunft bauen
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Lebendige Räume

> 1 Million
Menschen leben in Wohngebieten, 

die unsere Handschrift tragen

Wir sind Pioniere
für Wohngebiete, 
die es noch nicht gibt

Wir legen Wert auf

Nachhaltigkeit

 Ein Unternehmen 
der Rabobank

Unsere Rolle
Projekt- und Gebietsentwickler

> 365.000
verkaufte Häuser und  

Wohnungen seit 1946

> 20
Niederlassungen

> 700
Beschäftigte
in Deutschland und 
den Niederlanden
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ILS – Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung

Das ILS – Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung ist ein außeruniversitäres Stadtforschungsinstitut, 
das die Dynamik und Vielgestaltigkeit des urbanen Wandels international vergleichend untersucht. Ziel unserer 
anwendungsorientierten Grundlagenforschung ist ein besseres Verständnis neuerer Urbanisierungsprozesse. Wir 
möchten im aktiven Dialog mit Praxis, Politik und Gesellschaft inter- und transdisziplinär Erkenntnisse für eine sozial, 
ökologisch und ökonomisch nachhaltige Gestaltung urbaner Räume auf unterschiedlichen räumlichen Maßstabs-
ebenen erarbeiten – vom Quartier bis zur Region.

Die Forschung im ILS wird in drei Forschungsgrup-
pen und dem Bereich Geoinformation und Monito-
ring realisiert:

• Raumbezogene Planung und Städtebau
• Mobilität und Raum
• Sozialraum Stadt 
• Geoinformation und Monitoring

Eine enge Vernetzung der Forschungsgruppen 
untereinander erreichen wir, indem unsere Mitarbei-
ter*innen forschungsgruppenübergreifend, an den 
definierten Forschungsthemen ausgerichtet, einge-
setzt werden.

Mobilität: Stadt 
als Prozessfeld 

der Mobilität

Sozialraum: 
Stadt als 

sozialer Raum

Gebaute 
Umwelt: Stadt 
als gebaute 

Physis

Geoinformation: 
Stadt als 

Datenraum
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Wir bringen unser Wissen in die Gesellschaft
Ergänzend zu unserer wissenschaftlichen Arbeit und 
Publikationstätigkeit bereiten wir Forschungsergeb-
nisse und kartographische Informationen so auf, dass 
sie einer breiteren Öffentlichkeit vermittelt werden und 
auch der Politik dienen können.

Wir arbeiten inter- und transdisziplinär
Aufbauend auf der klassischen, an Disziplinen orien-
tierten Wissenschaft, wird der Wandel von urbanen 
Räumen interdisziplinär untersucht. Darüber hinaus 
forschen wir auch transdisziplinär: Wir treten mit neuen 
transdisziplinären Forschungsformaten in einen engen 
Austausch mit der Praxis ein und wollen so gesellschaft-
liche Probleme – zum Beispiel bei unserer Arbeit in  
Reallaboren – lösen.

Wir „netzwerken“
Das ILS ist Gründungsmitglied der Johannes-Rau-For-
schungsgemeinschaft. Wir engagieren uns aktiv im raum-
wissenschaftlichen 5R-Netzwerk sowie in weiteren regio-
nalen, nationalen sowie internationalen Kooperationen 
und Netzwerken und verstehen uns als einen wichtigen 
Knotenpunkt der raumwissenschaftlichen Forschung in 
Nordrhein-Westfalen, Deutschland und Europa.

ILS-Forschungsgruppe: Sozialraum Stadt
Migration und Integration 
in Stadt und Quartier 

Urbanisierung und Stadtentwicklung werden zuneh-
mend durch internationale Zuwanderung und eine 
damit verbundene Heterogenisierung der Stadtge-
sellschaft geprägt. In einem Forschungsschwerpunkt 
betrachten wir Migrations- wie auch Integrationspro-
zesse auf verschiedenen Maßstabsebenen und in un-
terschiedlichen Handlungsfeldern (u. a. Wohnen). Da-
bei bilden die Interaktionen und Potenziale im lokalen 
Nahraum (Quartier) eine wichtige Bezugsebene.

Der Forschungsschwerpunkt beschäftigt sich auch mit 
den räumlichen Ausdrucksformen und Wirkungen ver-
stärkter sozialer Ungleichheit.

Das Augenmerk in der Untersuchung von Segregation 
und ihrer Folgen für den Zusammenhalt und die Inte-
grationsfähigkeit von Stadtgesellschaften wird dabei 
vor allem auf sogenannte Ankunftsquartiere gerichtet. 
Dabei gilt es, die beobachtbaren Zusammenhänge von 

ethnisch-kulturellen und sozioökonomischen Exklu-
sions- und Inklusionsprozessen im Kontext konkreter 
stadträumlicher Konstellationen zu untersuchen.

Forschungsleitend ist die Frage, welche Bedeutung und 
Rolle einzelne Quartiere für die Gesamtstadt aufweisen 
und wie die Stadtentwicklung integrationsfördernde 
räumliche Strukturen beeinflussen und gestalten kann.
 

Bleiben Sie auf dem Laufenden:
Auf unserer Website finden Sie aktuelle Forschungser-
gebnisse und unsere Publikationen: ILS-JOURNAL, die 
praxisorientierte ILS-TRENDS-Reihe und ILS-IMPULSE. 

ILS – Institut für Landes- und  
Stadtentwicklungsforschung gGmbH

Brüderweg 22 – 24 
44135 Dortmund

Postfach 10 17 64 
44017 Dortmund

Telefon +49 (0)231 90 51–0 
Telefax +49 (0)231 90 51–155

www.ils-forschung.de 
www.ils-research.de 
poststelle@ils-forschung.de

@ils_forschung
Folgen Sie uns auf Twitter

Follow us on Twitter

@ils_research

@ilsforschung
Folgen Sie uns auf Facebook

 Kontakt
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